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Sie lesen in dieser Ausgabe

Spätestens seit den Wagner-
Festspielen in Bayreuth und
der Diskussion um das Auf-
trittsverbot eines russischen
Opernsängers ist das Tattoo-
Phänomen wieder in aller
Munde. Der Bürgermeister
jedenfalls sieht darin einen
Fall von irregeleitetem Ge-
schmack oder aber über-
großer Lust an der Provoka-
tion. Seite 11
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Bayerischer Städtetag in Schweinfurt:

Bürgerbeteiligung zwischen
Marktplatz und Internet

Jenseits vom Ideal der Bürgernähe hat sich seit Stutt-
gart 21 das Schlagwort Wutbürger etabliert. Bürger
wollen sich beteiligt wissen, fühlen sich nicht selten aus-
gegrenzt und unzureichend informiert. Bei Bauprojek-
ten besteht Bedarf zur Mitbestimmung an der Pla-
nung. Wie der Vorsitzende des Bayerischen Städtetags,
Nürnbergs Oberbürgermeister Dr. Ulrich Maly, bei
der Vollversammlung des Verbandes in Schweinfurt
betonte, „lebt gerade im Kommunalen die Demokratie –
hier entwickelt sich Bürgerbeteiligung weiter und
wächst eine neue Beteiligungskultur.“

Seit 1995 ergänzen in Bayern
Bürgerbegehren und Bürgerent-
scheid das Prinzip der repräsenta-
tiven Demokratie auf kommunaler
Ebene. Laut Maly kann Bürgerbe-
teiligung das Verhältnis von Bür-
gerschaft, Verwaltung und Politik
verbessern. Bürgerbeteiligung –
sei es real mit dem Gespräch auf
dem Marktplatz, oder virtuell über
Internet – lasse gegenseitiges Ver-
ständnis wachsen. Demokratie
entwickle sich in einem beständi-
gen Lernprozess fort. Nun bekom-
me der Strukturwandel der Öffent-
lichkeit einen Schub mit neuen
technischen Möglichkeiten bei In-
formation und Kommunikation,
die mehr Partizipation ermögli-
chen, allerdings bauten rechtliche
Regelungen und formale Beteili-
gungsverfahren Hürden auf.

„Betroffene zu Beteiligten ma-
chen – das ist ein wohlklingender
Satz. Aus Betroffenheit wächst
Interesse, woraus sich politisches

Engagement entwickeln kann. So
kann die Empörung über ein Bau-
projekt schließlich in eine Bürger-
initiative münden“, erklärte der
Städtetagschef. Doch sei das The-
ma Betroffenheit so eine Sache:
„Wenn eine Tram-Trasse zur De-

batte steht, sind dann nur Anlieger
betroffen, die Lärm und Verkehr
fürchten, oder sind das auch die
Fahrgäste der neuen Tram?“

Gemeinwohlorientierung

Das Problem der Betroffenheit
stelle sich bei der Startbahn von
Flughäfen, bei der Trassensuche
für Starkstromleitungen oder
beim Standort von Windrädern,
fuhr Maly fort. Wenn ein Kon-
zertsaal oder Stadion gefordert
werden, sei dies nicht nur eine
Frage für Konzertbesucher oder
Fußballfans, sondern auch für
Bürger, die mit ihrem Wunsch
nach Kinderbetreuung, Busver-
bindungen oder sozialen Ange-

boten dann vielleicht zurückste-
hen müssen. Tatsache sei: „Die
Frage nach dem Ausgleich zwi-
schen Privatwohl und Gemein-
wohl hält den bayerischen Bür-
germeister stets aufs Neue auf
Trab“. Gewählte Bürgermeister
und Räte müssten sich kraft Ge-
setzes immer am Gemeinwohl
orientieren. Bei persönlicher Be-
teiligung sei ihnen die Mitwir-
kung an Entscheidungen aus-
drücklich verwehrt.

Verständliche Sprache

Als Bedingungen für direkte
Demokratie formulierte Maly:
„Wir müssen den Gegenstand in
eine verständliche Sprache brin-
gen.“ Komplexe Probleme müs-
sten als einfache Frage formu-
liert werden, die sich mit Ja oder
Nein beantworten lässt. Und:
„Wir müssen verständlich blei-
ben: Politik ist Übersetzungsar-
beit.“ Benötigt werde eine „ge-
samtstädtische Betroffenheit“.

Maly warnte davor, Web 2.0
(Fortsetzung auf Seite 4)

Asylbewerberleistungen:

Kostenanstieg 
für Kommunen

Stellungnahmen zur
Bundesverfassungsgerichts-Entscheidung

Das Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe hat vor
kurzem klargestellt, dass die derzeitigen Leistungen für
Asylbewerber gegen das Grundrecht auf ein menschen-
würdiges Existenzminimum verstoßen. „Die Men-
schenwürde ist migrationspolitisch nicht zu relativie-
ren“, urteilte das BVerfGt. Beschlossen wurde eine
Übergangsregelung, die an die Hartz-IV-Sätze ange-
lehnt ist und die den vom Gesetz betroffenen Haus-
haltsvorständen 336 Euro und Haushaltsangehörigen
260 Euro zuspricht. Dies gilt rückwirkend ab dem 1. Ja-
nuar 2011. Das Gericht wies darauf hin, dass der Ge-
setzgeber bei einer Neuregelung der Leistungssätze eine
konkrete Bedarfsberechnung zugrunde legen müsse.

Zur Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts erklärte der
Hauptgeschäftsführer des Deut-
schen Städtetages, Dr. Stephan
Articus: „Asylbewerber erhalten
höhere Geldleistungen, soweit der
Bedarf nicht, wie im Gesetz vor-
gesehen, vorrangig durch Sachlei-
stungen abgedeckt wird. Eine An-
hebung der Leistungen ist ange-
sichts der jahrelang gestiegenen
Lebenshaltungskosten gerechtfer-
tigt und überfällig. Für die Kom-
munen ist nun ein deutlicher Ko-
stenanstieg zu erwarten, da sie ne-
ben den Ländern das Asylbewer-
berleistungsgesetzes zu einem er-
heblichen Teil finanzieren. Die
Städte erwarten jetzt mehr denn
je, dass die Länder die stark stei-
genden Kosten übernehmen.“

Wie Articus betonte, habe der
Bund die vom BVerfGt ange-
mahnte Anpassung der Leistun-
gen zwar in der Vergangenheit
bereits angekündigt, jedoch nicht
umgesetzt. Seit der Festlegung
der Zahlungen und Sachleistun-
gen im Asylbewerberleistungs-
gesetz von 1993 stiegen die Le-
benshaltungskosten in Deutsch-
land um mehr als 30 Prozent.
Die Zahlungen an die Asylsu-
chenden, Kriegsflüchtlinge und
Geduldete blieben jedoch gleich. 

Zusätzliche Belastungen

Wie hoch die Mehrbelastungen
für die einzelnen Kommunen nun
ausfallen, sei wegen unterschied-
licher Regelungen in den Län-
dern zur Kostentragung nicht im
Einzelnen bezifferbar, so Articus.
Sicher sei allerdings, dass die
Mehrausgaben viele Kommunen
angesichts schwieriger Haus-
haltssituation zusätzlich belasten.

Für das laufende Jahr 2012 rech-
nen die Kommunen mit voraus-
sichtlich 44,8 Mrd. Euro an Sozi-
alausgaben. Damit haben sich die
Sozialausgaben der Kommunen
in den vergangenen 20 Jahren
mehr als verdoppelt.

Finanzierungsfrage

Der Deutsche Städte- und Ge-
meindebund vertritt die Auffas-
sung, dass die Unterbringung und
Versorgung von Asylbewerbern
staatliche und keine kommunalen
Aufgaben und daher auch voll-
ständig von den Ländern bzw.
dem Bund zu finanzieren sind. 

(Fortsetzung auf Seite 4)

Erster bayerischer Ehrenamtskongress in Nürnberg:

Ehrenamtliche sind unverzichtbar
Rund 3,8 Millionen Menschen sind in Bayern ehren-
amtlich engagiert: im Rettungsdienst, im Fußballverein
oder als Vorleserin im Kindergarten. Warum engagie-
ren sich Menschen ehrenamtlich und wie gelingt es,
weiterhin Interessierte zu finden? Wie verändert sich
das Ehrenamt und wie kann der Staat bürgerschaftli-
ches Engagement vor Ort unterstützen? Der erste
bayerische Ehrenamtskongress in Nürnberg, an dem
über 400 haupt- und ehrenamtliche Koordinatoren des
Ehrenamts sowie Vertreter aus Wohlfahrtsverbänden,
Kommunen, Sport, Kultur und Vereinen teilnahmen,
griff diese Fragen praxisnah auf. 

Veranstaltet wurde die erstmals
bundesweit in dieser Form statt-
findende Tagung vom Bayeri-
schen Staatsministerium für Ar-
beit und Sozialordnung, Familie
und Frauen zusammen mit der
Hochschul-Kooperation-Ehren-
amt, der Stadt Nürnberg sowie
dem Dachverband der Freien
Wohlfahrtspflege in Bayern. Auf
dem Programm standen interna-
tionale Vorträge und Foren sowie
Exkursionen zu best-practice-
Beispielen aus dem ehrenamtli-
chen Bereich vor Ort. Gleichzei-
tig hatten Ehrenamtliche und Ko-
ordinatoren die Möglichkeit, sich
zu vernetzen. 

Koordinierungszentren

Sozialstaatssekretär Markus
Sackmann, der selbst auch ehren-
amtlich aktiv als Bezirksvorsit-

zender des Bayerischen Roten
Kreuzes Niederbayern/Oberpfalz
und als Aufsichtsratsvorsitzender
des Kolpingbildungswerkes Re-

gensburg ist, verwies darauf, dass
der Freistaat Bayern beispielswei-
se den Aufbau einer Infrastruktur
für alle Engagementbereiche
durch landkreisweite Koordinie-
rungszentren fördert. Auch unter-
stütze er die Ehrenamtlichen
durch die Bayerische Ehrenamts-
versicherung. Neben der Infra-
struktur sei die öffentliche Aner-
kennung für ehrenamtliches En-
gagement ein wesentlicher Bau-
stein bayerischer Engagementpo-
litik. Als Würdigung ihres Enga-
gements gebe es für den einzel-
nen Engagierten den Ehrenamts-
nachweis Bayern und die Bayeri-
sche Ehrenamtskarte, die auch

(Fortsetzung auf Seite 4)

V. l.: Sozialstaatssekretär Markus Sackmann, Schauspielerin Uschi
Glas, MdL Dr. Thomas Beyer, Vorsitzender der Landesarbeitsge-
meinschaft der Freien Wohlfahrtspflege in Bayern und Prof. Dr. 
Doris Rosenkranz, Georg-Simon-Ohm-Hochschule Nürnberg. 
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Bürgermeister Josef Mayr
83379 Wonneberg

am 27.8.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Bruno Thürauf

90616 Neuhof a.d. Zenn
am 2.9.

Bürgermeister Anton Steinberger
85304 Ilmmünster

am 10.8.

Bürgermeister Oswald Czech
91626 Schopfloch

am 11.9.

Bürgermeister Albert Müller
85298 Scheyern

am 17.9.

Bürgermeister Gerhard Löckler
95519 Schlammersdorf

am 21.8.

Bürgermeister Werner Blüml
94255 Böbrach

am 22.8.

Bürgermeister Michael Holzinger
86657 Bissingen

am 23.8.

Bürgermeister Franz Birkl
92284 Poppenricht

am 25.8.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Josef Schmid

93474 Arrach-Haibühl
am 7.9.

Bürgermeister
Franz Schnitzenbaumer

83727 Schliersee
am 12.8.

Bürgermeister Volker Herzog
91247 Vorra

am 29.8.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Guntram Vogelsgesang
86978 Hohenfurch

am 8.9.

Bürgermeister Frank Dreyer
95163 Weißenstadt

am 10.9.

Bürgermeister Lothar Zachmann
97497 Dingolshausen

am 12.9.

Bürgermeister 
Roland Kempfle

89349 Burtenbach
am 30.8.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister Thomas Wörz

89362 Offingen
am 13.9.

ZUM 70. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Gerhard Sendelbeck
91364 Unterleinleiter

am 2.9.

Bürgermeister Roland Fitzner
91735 Muhr am See

am 10.9.

Bürgermeister Rudolf Krapp
96187 Wattendorf

am 15.9.

Bürgermeister Fritz Gibis
94145 Haidmühle

am 21.8.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Helmut Rührl

94139 Breitenberg
am 1.9.

Bürgermeister
Franz Xaver Heinritzi

83052 Brückmühl
am 2.9.

Bürgermeister Peter Janssen
83684 Tegernsee

am 6.9.

Bürgermeister Rudolf Borgo
85457 Wörth

am 12.8.

Bürgermeister Heinrich Faatz
96194 Walsdorf

am 12.8.

Bürgermeister Willy Sendelbeck
96184 Rentweinsdorf

am 16.9.

Bürgermeister Walter Brandlmaier
84186 Vilsheim

am 29.8.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Manfred Rinderle

87637 Seeg
am 7.9.

Bürgermeister Josef Höppler
94065 Waldkirchen

am 7.9.

Bürgermeister Hermann Brandl
93471 Arnbruck

am 8.9.

Bürgermeister Josef Janker
83646 Bad Tölz

am 10.8.

Bürgermeiser Martin Geltinger
84163 Marklkofen

am 10.8.

Bürgermeister Martin Weiß
95365 Rugendorf

am 12.8.

Landrat Dr. Jakob Kreidl
83714 Miesbach

am 16.8.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache:
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten des-
halb um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

Bayern klagt gegen Länderfinanzausgleich:

Im Alleingang
nach Karlsruhe

Opposition fordert Verhandlungen 
mit Geber- und Nehmerländern

Im jahrzehntelangen Streit um den Finanzausgleich zwischen den
16 Bundesländern, davon vier Geberländern mit Bayern an der
Spitze, wird der Freistaat das Bundesverfassungsgericht anrufen.
Die Klage gegen die 2019 auslaufende Ländervereinbarung be-
trifft die Steuerverteilung zwischen Bund und Ländern und dann
die Auswirkungen auf die Kommunen. Auf der zweiten Stufe se-
hen sich die vier Geberländer, vor allem Bayern, dann Hessen, Ba-
den-Württemberg und in geringer Weise Hamburg benachteiligt. 

Der Klagebeschluss der Staats-
regierung hat im Landtag trotz
grundsätzlicher Übereinstimmung
zu heftigen, politischen Auseinan-
dersetzungen geführt: Regierungs-
koalition und Freie Wähler
stimmten der Klage zu, SPD und
Grüne warfen der Koalition vor,
statt zumindest mit den Geberlän-
dern einen Schulterschluss herzu-
stellen, das wichtige Thema für
den Wahlkampf 2013 zu miss-
brauchen.

Die Verhandlungen seien bisher
ohne Erfolg geblieben, konstatier-
te Philipp von und zu Lerchenfeld
(CSU). Man habe gehofft, bis die-
sen Sommer einen verbindlichen
Entwurf der Geberländer vorle-
gen zu können. Aber nichts sei ge-
schehen. Deswegen sei es not-
wendig, dass das ganze ungerech-

te und leistungsfeindliche LFA-
System auf den gerichtlichen
Prüfstand komme. Die Interessen
Bayerns zu vertreten, habe mit
Wahlkampf nichts zu tun. Das
Karlsruher Urteil sei ohnehin erst
2014 zu erwarten. CSU-Frakti-
onschef Georg Schmid verwies
darauf, dass Bayern von 1950 bis
1991 3,4 Mrd. Euro aus dem Län-
derfinanzausgleich erhalten habe.
Allein im vergangenen Jahr habe
der Freistaat 3,66 Mrd. Euro ein-
bezahlt.

Verhandlungsaufnahme

Das ließ die Opposition nicht
gelten. „Wir sagen seit 2008, wir
brauchen ein neues System“, er-
innerte Volkmar Halbleib (SPD).
Aber die CSU habe damals dem

Finanzausgleich in Bundestag
und Bundesrat zugestimmt, von
einer guten Lösung gesprochen
und kein neues Konzept vorge-
legt. So könne man nicht sagen,
welchen Erfolg eine Klage ha-
ben könne oder werde. Wahr-
scheinlich werde das neue Kon-
zept erst nach der Landtagswahl
im Herbst 2013 von einer Staats-
regierung ohne CSU vorgelegt.
Eike Hallitzky (Grüne) war glei-
cher Meinung. Die CSU verwei-
gere seit Jahren jede Aktivität
zum Länderfinanzausgleich. Die
Zusammenhänge mit der Wirt-
schaft müssten klargestellt und
die Interessen der Nehmerländer
berücksichtigt werden, wenn
man gegenüberstelle, dass Bay-
ern 2011 rund 3,66 Mrd. Euro
zahle und allein Berlin 3,04 Mrd.
Euro bekomme. Die bloße Ge-
genüberstellung sei unsolidarisch.
Es müssten sofort Verhandlungen
aufgenommen werden. Die Kla-
ge sei schädlich.

Urteil wohl erst 2016/17

Die Freien Wähler wollen bei-
des gleichzeitig tun, wie Man-
fred Pointner ausführte. Auch er
monierte, dass die CSU den
schlechten Finanzausgleich zum
Nachteil Bayerns und letztlich
auch der Kommunen stets mit
beschlossen habe. Eine Klage sei
schnellstmöglich einzureichen,
ohne Verhandlungen auszusch-
ließen. Mit einem Gerichtsurteil
sei womöglich erst 2016/17 zu
rechnen.

Karsten Klein (FDP) vertei-
digte die Koalition gegen den
Vorwurf, die Klage ohne Vorbe-
reitung einzureichen. Im Sep-
tember 2010 hatten Bayern, Ba-
den-Württemberg und Hessen
ein Gutachten zur Neuordnung
des Finanzausgleichs vorgelegt,
im Dezember letzten Jahres ein
zweites. Der Nachbesserungsbe-
darf gehe daraus klar hervor. Sei-
tens der Nehmer habe es dazu
keine ernst zu nehmende Stel-
lungnahme gegeben. Inzwischen
habe der Regierungswechsel in
Stuttgart von schwarz-gelb auf
grün-rot eine neue differenzierte-
re Situation geschaffen.

Solides Ausgleichssytem

Staatsminister Thomas Kreu-
zer (CSU) kam zu dem Schluss,
die Klage müsse eingereicht
werden. Zumal sich die Lei-
stungsfähigkeit der Länder wei-
ter stark auseinander entwickle.
„Wir sind zuversichtlich, dass
das Bundesverfassungsgericht
den Anstoß gibt, ein gerechtes,
solides Ausgleichssystem zu
schaffen.“ Der Dringlichkeitsan-
trag von CSU und FDP wurde in
namentlicher Abstimmung auch
von den Freien Wählern ange-
nommen. Darin heißt es, mit den
im gerechteren System frei wer-
denden Mitteln „können eigene
politische Schwerpunkte, wie
beispielsweise die Tilgung der
staatlichen Schulden in Bayern
gesetzt werden“.

Neukonzeption

Im SPD-Antrag stand, die
Klage sei keine gute und sachge-
rechte Wahrnehmung bayeri-
scher Interessen beim Länderfi-
nanzausgleich. Durchsichtige
parteipolitische und wahltakti-
sche Motive bestimmten die
Klage. Die Grünen schließlich
wollten die Staatsregierung auf-
fordern, eine Neukonzeption für
den Ausgleich zu erarbeiten, auf
dieser Grundlage mit den ande-
ren Bundesländern zu verhan-
deln und von der Verfassungs-
klage abzusehen. Beide Anträge
erhielten nur die Stimmen von
SPD und Grünen. Seehofer
hofft, dass sich Hessen und Nie-
dersachsen trotz zunächst erklär-
ter Zurückhaltung nach weite-
rem Scheitern von Verhandlun-
gen der Klage anschließen; un-
geachtet heftiger Proteste auch
CDU-regierter neuer Bundeslän-
der in Ostdeutschland. rm

„Bayern hat beste 
Lebensbedingungen“

Ministerin Haderthauer legt den dritten Sozialbericht in den Parlamentsferien vor
Als Orientierungsdokument mit vielen positiven Perspektiven
für Bayerns Zukunft, aber auch mit Warnsignalen, hat Sozial-
ministerin Christine Haderthauer (CSU) den vom Landtag er-
warteten dritten Bericht zur sozialen Lage veröffentlicht. 

Demnach weist der Freistaat mit
aktuell 3,4 Prozent bundesweit die
niedrigste Arbeitslosenquote auf.
Allerdings steigt die Zahl der unsi-
cher Beschäftigten, wie Leiharbei-
ter, „Mini-Jobber“ und sozialversi-
cherungsfreie Arbeitsverhältnisse.
Jugendliche beziehen mehr So-
zialhilfe als Rentner und Probleme
gibt es auch bei der Integration
von immer mehr Einwanderern.
Für die Ministerin sind diese und
viele andere Einzelheiten des 480
Seiten dicken Berichts Bestäti-
gung der Regierungspolitik. Bay-
ern sei sozial und wirtschaftlich er-
folgreich. „Dank unserer auf soli-
den und sozialen Ausgleich be-
dachten Politik haben die bayeri-
schen Bürgerinnen und Bürger die
besten Lebensbedingungen.“

Diskussion über
Veröffentlichungszeitpunkt

Der Landtag hatte im Februar
eine kontroverse Aussprache zu ei-
ner Regierungserklärung der So-
zialministerin, dennoch kam die
Veröffentlichung des insbesondere
von der Opposition angemahnten
dritten Sozialberichts nun, eine
Woche nach Beginn der parlamen-
tarischen Sommerferien, überra-
schend. Der Zeitpunkt wurde auch
von den Regierungsfraktionen kri-
tisiert. Sie sei von dem Termin
überrascht und bedaure das sehr,
sagte die Vorsitzende des sozialpo-
litischen Ausschusses Brigitte
Meyer (FDP). Ihr Stellvertreter Jo-
achim Unterländer (CSU) deutete
Kritik an, als er kommentierte, es
wäre schön, „wenn wir mehr über
Konsequenzen des Berichts
sprächen und nicht immer nur
über das Procedere.“

Die Opposition wurde deutli-

cher. SPD-Sozialsprecher Hans-
Ulrich Pfaffmann nannte die über-
raschende Vorlage des Berichts ei-
ne Unverschämtheit und selbst-
herrliches Verhalten. Mit der Ver-
öffentlichung in der Sommerpau-
se sorge die Ministerin bewusst
dafür, dass das Parlament und die
Sozialverbände, aber auch die
Kommunen, kaum Möglichkeiten
haben, Stellungnahmen abzuge-
ben. Auch die Grünen-Fraktions-
vorsitzende Margarete Bause
sprach von einer „Missachtung,
von Betroffenen, Verbänden und
Parlament.“ Ähnlich äußerte sich
auch der FW-Vorsitzende Hubert
Aiwanger. Sie bezogen sich ins-
besondere auf Äußerungen aus
den Wohlfahrtsverbänden und
von Sozialexperten der Kommu-
nen, die nicht ausreichend zu Wort
gekommen seien. Haderthauer
wies das zurück. Die Verbände
seien über einen „beratenden Bei-
rat“ an der Erarbeitung des Be-
richts beteiligt worden.

Enormer Wohlstand

Die Ministerin fasste zusam-
men, „Bayerns Bürger genießen
mit den höchsten Wohlstand in
Deutschland.“ Die Privathaushal-
te verfügten im Schnitt über rund
20 Prozent - etwa 31 000 Euro -
höheres Nettogesamtvermögen
als in Westdeutschland. Dank der
hervorragenden Lage am Arbeits-
markt liege das Niveau der Brut-
tolöhne 4,6 Prozent über dem in
Deutschland. Die positive Situati-
on setze sich auch bei den Rent-
nern und Rentnerinnen fort. Ihr
monatliches Haushaltsbruttoein-
kommen liege mit 2454 Euro im
Durchschnitt deutlich über dem
Westdeutschlands.

Die Opposition verweist dar-
auf, im Bericht stehe, 38 Prozent
der Menschen fühlten sich für
ihr Alter nicht ausreichend gesi-
chert. Wenn Rentner in Bayern
weniger oft als andernorts Lei-
stungen der Grundsicherung im
Alter - früher die Sozialhilfe be-
anspruchten, seien Unwissen-
heit, Scham, Stolz oder familiäre
Hilfe der Grund. Margarete Bau-
se meinte, der Bericht zeige eine
überdurchschnittliche Altersar-
mut. Es stelle sich die Frage, ob
das nicht auch auf die fehlende
Vereinbarkeit von Familie und
Beruf zurückzuführen sei.

Integration

Viel soziale Unzulänglichkeit
sieht die Opposition auch in der
Integration von Einwanderern. Ihr
auf 19,4 Prozent gestiegener und
weiter steigender Bevölkerungs-
anteil werde zunehmend ein sozia-
les Problem. Als Schlüssel zur In-
tegration nennen alle Oppositions-
fraktionen vor allem die Existenz-
sicherung, die auch von Minister-
präsident Horst Seehofer als eine
Grundaufgabe der positiven Ent-
wicklung in Bayern erachtet wird.

Krippenausbaugarantie

Haderthauer sieht Bayern auch
in der Familienpolitik im Ver-
gleich als „einsame Spitze“. Al-
lein heuer würden 2,4 Milliarden
Euro investiert. Mit dem Sonder-
investitionsprogramm „sind wir
das einzige Bundesland mit einer
Krippenausbaugarantie.“ Die Be-
treuungsquote in Kindertagesstät-
ten habe sich für die Ein- bis Drei-
jährigen nahezu verdoppelt. Die
kontroverse Diskussion des Sozi-
alberichts im Landtag soll im Sep-
tember nachfolgen. Dabei sollen
im Sozialausschuss auch Sachver-
ständige zu Wort kommen. rm

Berufsfachschulen für Musik:

Ein kultureller Segen für das Land
Von Dr. Georg Simnacher, Altlandrat und Altbezirkstagspräsident

Vor drei Jahrzehnten bestand die Gefahr, dass die in Bayern be-
sonders qualifizierte Laienmusik in Chören und Musikensembles
einging oder zumindest an Qualität verliert, weil ausgebildete Di-
rigenten und Initiatoren fehlen werden. Das damalige Staatsmini-
sterium für Unterricht und Kultus betrachtete das Problem als
zukunftswichtig und schlug vor, eine neue Schulgattung einzu-
führen, nämlich je Bezirk eine Berufsfachschule für Musik. 

Zwar wäre angesichts der ange-
strebten Qualität eine Fachaka-
demie richtiger gewesen. Diese
Klassifizierung war aber durch die
Konservatorien belegt. So blieb
das angestrebte Ziel, Berufsfach-
schulen für Musik zu errichten.
Angesichts der bayerischen Re-
gionalstruktur bot sich an, die Be-
zirke als Schulträger oder zumin-
dest als Initiatoren und Mitträger
zu fördern. 

Aufbruchstreben

Das seinerzeitige Aufbruchstre-
ben der bayerischen Bezirke, re-
gional ausgeprägte differenzierte
Aufgabenträger zu werden, kam
diesem Bestreben entgegen. So
entstand nach und nach in jedem
Bezirk eine solche Einrichtung
entweder in Eigenträgerschaft des
Bezirks oder unter Mitträger-
schaft örtlicher Kommunen und
schließlich sogar in private-public
Rechtsformen. In späterer Zeit
kamen noch Berufsfachschulen
in privater Trägerschaft dazu, ent-
weder speziell für Behinderte, z.
B. für Blinde oder für moderne
Musikgattungen. Heute gibt es
insgesamt elf Berufsfachschulen
für Musik in Bayern.

Erfolgreiches Resümee

Nach nunmehr drei Jahrzehn-

ten lassen sich für die bayerische
Einzigartigkeit des neuen Schul-
typs große Erfolge resümieren.
Die Berufsfachschulen für Musik
haben ihren festen Platz in der
reichhaltigen Landschaft musika-
lischer Ausbildung in Bayern ge-
funden und sind nicht mehr weg-
zudenken. Sie ziehen junge Men-
schen an, die ihre Zukunft vorran-
gig in musikpädagogischer Tätig-
keit der Laienmusik sehen. Sie
sind wichtige Ausbildungsstätten
und Vermittlungsstellen für das
musikalische Leben in den Re-
gionen, vor allem des ländlichen
Raumes. Auch die Absolventen
der Berufsfachschulen, die ansch-
ließend die Ausbildung an Mu-
sikhochschulen anstreben, kehren
meist mit besserer Qualifikation
zur Laienmusik zurück. Kirchen-
und Vereinsmusik profitieren ge-
meinsam und beleben miteinan-
der die kulturellen regionalen
Räume Bayerns. Unser Land
wurde musikalisch reicher. Der
Weg zum musikalischen Leben-
sunterhalt führt freilich weitge-
hend über musikpädagogische
Aufgaben.

Wegfall der Konservatorien

Der Wegfall der Fachakademi-
en für Musik (Konservatorien)
verleiht den Berufsfachschulen
für Musik eine zunehmende Be-

deutung als mittlere Ebene zwi-
schen Musikschule und Musik-
hochschule. Sie sollten angesichts
ihres dreißigjährigen Erfolges zu
den neuen Fachakademien für
Musik aufgewertet werden, die
zugleich die Verzahnung zu den
bayerischen Musikhochschu-
len wahrnehmen, was sich auch
durch das gemeinsame Ergebnis
eines Bachelors in Musik aufwer-
ten ließe. Sie sind mittlerweile
reif, die Ausbildung und Zusatz-
ausbildung für Musiklehrer in den
Grund- und Mittelschulen, ganz
besonders aber der musikalischen
Frühförderung in vorschulischen
Einrichtungen zu übernehmen.

Verstärkung derAusbildung
in Popularmusik

Innerschulisch muss die Ausbil-
dung in Popularmusik verstärkt
werden. Neue Wege der Kombi-
nation mit den Verbänden der Lai-
enmusik sollten Irrwege vermei-
den und den Dienst an den
Chören und Musikensembles ver-
stärken, mag der angestrebte Aus-
bildungsabschluss im ehrenamtli-
chen oder hauptamtlichen Musik-
dienst liegen. Für das von der
Bayerischen Staatsregierung neu
angestrebte politische Ziel, die
musikalische Bildung in Bayern
zu stärken, bieten sie sich als vor-
rangige Partner an, um die musi-
kalische Bildung insgesamt zu
stärken - vom Kindergarten bis zu
Seniorenprojekten. Ihre bewährte
Initiativfunktion befähigt die Be-
rufsfachschulen für Musik zu ei-
ner landesweiten einzigartigen In-
itiative. 
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Liebe Leserinnen 
und Leser,

nichts ist beständiger als der
Wandel – dies trifft insbeson-
dere auf die Kommunikations-
branche zu. Befand sich noch
vor zehn Jahren das Internet in
den Anfängen, ist seitdem seine
Nutzung rasant gestiegen. Für
fast 76 Prozent der Deutschen
gehört das Internet bereits zum
Alltag, zeigt der (N)Online At-
las 2012 des Forschungsinsti-
tuts TNS Infratest. Ein Großteil
der Befragten gab an, sich sei-
ne Informationen aus dem Netz zu holen. Dieser
rasanten Entwicklung schließt sich bereits der
nächste Wandel an. Ging man bisher zu Hause
über Computer oder Laptop online, übernehmen
diese Dienste nun Handy bzw. Smartphone.

Smartphones sind die „Allround-Geräte“ des 21.
Jahrhunderts: Stadtplan, Reiseführer und Foto-
kamera in Einem.

Die Bedeutung dieser Kommunikationsform
ergibt sich aus den Nutzerzahlen. In Deutschland
besitzen inzwischen 29 Prozent der Bevölkerung
ein Smartphone. Die Verbreitung ist binnen eines
Jahres um 11 Prozent gestiegen. Besonders in-
teressant ist in diesem Zusammenhang die Tatsa-
che, dass nach einer Studie von Google über 82
Prozent der Smartphone -Nutzer mit ihrem Gerät
nach lokalen Informationen suchen.

In Deutschland wurden allein 2010 laut Bran-
chenverband Bitkom rund 900 Millionen soge-
nannter Apps heruntergeladen. Applikationen 
für Smartphones und Tabletts sind daher auch 
auf lokaler Ebene die Kommunikationsform der
Zukunft. An dieses veränderte Nutzerverhalten
der Bürgerinnen und Bürger müssen sich auch
die öffentlichen Verwaltungen gewöhnen bzw.
schnellstmöglich anpassen. Als Dienstleister ist es
unsere Aufgabe, den Bürgerinnen und Bürgern
unseren Service auf verschiedenen zeitgemäßen
Kommunikationskanälen anzubieten. Eine aktuel-
le Homepage allein reicht hier nicht mehr aus.

Neue Verbreitungswege über
Social Media und Applikatio-
nen für mobile Geräte müssen
in ein Kommunikationskonzept
eingebunden werden.

Einen ersten Schritt in die-
se Richtung ist der Landkreis
Mühldorf a. Inn zusammen mit
dem Landkreis Altötting im Tou-
rismusbereich mit der Smart-
phone App der Inn-Salzach-Re-
gion gegangen. Mit der kosten-
losen Inn-Salzach-App der
Landkreise Mühldorf und Altöt-
ting können Freizeittipps, Re-
staurants, Übernachtungsmög-

lichkeiten oder auch die Öffnungszeiten des näch-
sten Wertstoffhofes kostenlos und bequem auf das
eigene Smartphone geladen werden.

Der nützliche Begleiter für die Hosentasche
bietet nicht nur Urlaubern und Tagestouristen
wertvolle Informationen, sondern ist auch für
Ortsansässige sehr aufschlussreich. Denn die
App ist keine reine Auflistung von Adressdaten.
Im Bereich der Gastronomie haben die Gastwirte
ihre Öffnungszeiten angegeben. Außerdem sind
beispielsweise sämtliche Bankfilialen, Rathäuser
oder Wertstoffhöfe aufgelistet und die jeweiligen
Dienstleistungs- bzw. Öffnungszeiten enthalten.

Mit der einfachen Strukturierung in die Kapi-
tel Willkommen, Freizeit & Erholung, Essen &
Trinken, Unterkünfte und A–Z und den dazu pas-
senden aussagekräftigen Symbolen findet sich je-
der Benutzer in der App schnell zurecht.

Mit wenigen Fingerbewegungen eröffnet sich
dem Nutzer die ganze Vielfalt der Freizeitland-
schaft der Landkreis Mühldorf und Altötting: Von
den Sehenswürdigkeiten wie der Landesausstel-
lung in Burghausen über sportliche Aktivitäten
wie Radwege bis hin zu Naturerlebnissen, bei-
spielsweise die Tertiärwelt bei Aubenham sowie
der Toteiskesselweg oder die Biotope im Haager
Land. Gespickt sind diese Tipps mit ausführli-
chen Informationen und Bildern. 

Mit über 1.000 qualitativ hochwertigen Da-
tensätzen ist die Inn-Salzach-App somit ein hand-
licher und informativer Begleiter für alle Smart-
phone-Nutzer und ein weiterer Meilenstein auf
unserem Weg zu einem modernen Dienstleister
für unsere Bürgerinnen und Bürger.

Ihr Georg Huber

KolumneGZ Georg Huber

Smartphone-Apps 
als Helfer vor Ort

Energiepolitisches Kolloquium der Hanns-Seidel-Stiftung:

Optionen für Kommunen
und Landkreise

Ohne die Landkreise, Städte und Gemeinden wird die Energie-
wende nicht zu schaffen sein. Denn hier werden die alternativen
Energien angesiedelt, hier müssen die Stromtrassen gebaut und
die Infra- und Speicherstruktur geschaffen werden. Nur wenn
die Kommunen und Landkreise beim Ausbau der Erneuerbaren
Energien entschieden vorangehen und ihre Einwohner mitneh-
men, wird die Umstellung des Energiesystems erfolgreich gelin-
gen. Bei einer Energiekonferenz der Hanns-Seidel-Stiftung in
München wurden die politischen Rahmenbedingungen für die
Energiewende, aktuelle und kommende Technologien sowie
Handlungsoptionen für Kommunen und Landkreise erörtert. 

Nach den Worten von Erwin
Huber, dem Vorsitzenden des
Wirtschaftsausschusses des Land-
tags, „ist der Ausstieg aus der
Kernenergie in Deutschland irre-
versibel“. Alles andere sei Illusi-
on. Nach einem Jahr würden im-
mer mehr Probleme erkennbar,
die man bei einem zeitlich über-
legten Entscheidungsablauf hätte
bedenken können, meinte Huber.
Die Beispielwirkung auf die
ganze Welt, wonach im Falle ei-
nes deutschen Ausstiegs weitere
Länder folgen werden, sei bislang
ausgeblieben. 

Ein Baustein fehlt

Huber zufolge geht es darum,
die Energiewende praktisch zu
gestalten und auf einen realisier-
baren Weg zu bringen. Man müs-
se dem Bürger klar sagen, welche
Auswirkungen die Energiewende
hat. In diesem Zusammenhang
bezeichnete es der CSU-Politiker
als erstaunlich, dass sich der neue
Bundesumweltminister Peter Alt-
maier skeptisch zeige, was deren
Umsetzung anbelangt. Auch ver-
wies Erwin Huber darauf, dass
die Förderung der Wärmedäm-
mung über steuerliche Maßnah-
men im Vermittlungsausschuss
liegt, „so dass zur effizienten En-
ergiepolitik ein wichtiger gesetz-
licher Baustein fehlt“.

Aus bayerischer Sicht ergibt
sich Huber zufolge somit folgen-
de Zwischenbilanz:

1. Die Stromautarkie Bay-
erns verschwindet mit der

Kernkraft und ist im gleichen
Umfang nicht wieder herstellbar.
Investoren für Gaskraftwerke
sind nicht in Sicht. 

2. Der europäische Binnen-
markt ist der Hauptgrund

dafür, dass die Versorgungssicher-
heit gewährleistet werden kann.
Es wird durch Versorgungseng-
pässe wie durch ein Überangebot
regenerativen Stroms höhere Risi-
ken geben als in der Vergangen-
heit. Die Volatilität regenerativen
Stroms vermindert ebenso die
Versorgungssicherheit. 

3. Regenerative Stromquellen
sind in der Regel umwelt-

freundlich. Bei Windanlagen und
Wasserkraft ist das ambivalent.
Die Energiewende in Deutschland
hat eine höhere CO2-Emission
ausgelöst.

4. Der Strompreis steigt durch
die notwendige Subventio-

nierung der regenerativen Strom-
quellen und die Netzentgelte
deutlich an. Ein Ende der Spirale
ist nicht absehbar. Handwerk und
Industrie beklagen steigende Ko-
sten. Die Wettbewerbsfähigkeit
Bayerns ist zunehmend damit be-
lastet und beeinträchtigt die Stand-
ortqualität. 

5. Ein großer Teil des regene-
rativen Stroms führt zu

Wertschöpfung im Inland und in
den heimischen Gemeinden. Das
ist eine Quelle von Einkommen
und Arbeitsplätzen vor Ort. Auf
der anderen Seite steigt der Strom-
preis mit den bekannten Risiken. 

Fazit: „Die Hauptarbeit bei der
Energiewende ist erst noch zu lei-
sten. Es ist zu schaffen, wobei po-
litische Weichenstellungen not-
wendig sind wie die Bereitschaft
der Bürger, die Konsequenzen
wirklich umzusetzen. Es besteht
die Chance, den Energiemarkt
nachhaltig und klimafreundlich
umzusteuern. Die große Aufgabe

besteht darin, dies kostengünstig
zu schaffen, um negative Auswir-
kungen auf Wirtschaft und Ar-
beitsplätze zu vermeiden.“

Dr. Markus Geier, Geschäfts-
führer K. Group, verwies zunächst
darauf, dass die Energiewende als
Teil des globalen Standortwettbe-
werbs laut Fraunhofer-Institut
rund 233 Mrd. Euro an Investitio-
nen erfordert. Zukünftige Ener-
gielösungen umfassten Gebäude,
Mobilität, Umwelt (CO2), Netze
und Anlagen. Die Energiewende
als umfassendes dezentrales Infra-
strukturprogramm sei Vorausset-
zung für den Standortwettbewerb.

Dezentrale Versorgung

Die „neue“ Welt der dezentra-
len Energieversorgung beinhalte
das gleichzeitige Optimieren aller
Wertschöpfungsstufen. Kommu-
nen und kommunalen Versor-
gungsbetrieben falle in dieser
Neugestaltung eine tragende Rol-
le zu. Gründe hierfür seien die
Präsenz in der Fläche sowie zahl-
reiche Möglichkeiten zur unmit-
telbaren Einbeziehung der Bürger
und ihrer Bedürfnisse, die Nähe
zu lokalen Entscheidungsträgern
und Investoren, die gestalterische
Planungshoheit (Flächennutzungs-
plan, Ausweisung von Vorrangge-
bieten für Windenergie, Konzes-
sionen für Verteilnetze), die Ener-
giebereitstellung als Teil kommu-
naler Daseinsvorsorge, attraktive
Finanzierungsmöglichkeiten so-
wie gewachsene Endkundenbe-
ziehungen.

Insgesamt bezeichnete Geier
die „Energiewende“ als „giganti-
sches Infrastrukturprogramm“
und als Teil des globalen Stand-
ortwettbewerbs mit „Gewin-
ner“- und „Verlierer“-Kommu-
nen als Ergebnis. Er warb für ei-
nen ideologiefreien Modera-
tionsprozess mit der Integration
aller lokalen Akteure und der
Nachbarkommunen.

Stoßrichtung und Ziele der
bayerischen Energieagentur „En-
ergie innovativ“ stellte deren Lei-
ter Robert Götz vor. Auftrag der

Agentur sei es, den Umbau der
bayerischen Energieversorgung
durch Information, Koordination
und Netzwerkbildung zu beglei-
ten und aktiv voranzutreiben. Sie
stehe Wirtschaft, Wissenschaft
und Kommunen, aber auch Pri-
vatpersonen zur Verfügung. 

Für die Umsetzung des Arbeits-
programms der Energieagentur
sorgen Götz zufolge zunächst Ar-
beitsforen, die dem Beirat der En-
ergieagentur regelmäßig über die
Ergebnisse berichten. Zudem
würden mit Hilfe eines kombi-
nierten Simulations- und Opti-
mierungsmodells eine wissen-
schaftlich fundierte Energiesy-

stemanalyse erstellt und Progno-
sen über den Aufbau des Energie-
systems in den nächsten Jahren
abgegeben. Hinzu kämen die
zeitnahe Erfassung möglicher Ri-
siken oder Fehleinschätzungen
sowie die Untersuchung von vor-
gegebenen Szenarien im Rahmen
des bayerischen Energiekonzepts.
Wie Götz außerdem erläuterte,
habe sich der „Energiecoach für
Gemeinden“ zum Ziel gesetzt,
eine „Initial-Beratung“ durch-
zuführen, Anreize vor allem
für kleinere Gemeinden zu geben
und strukturiert die Möglichkei-
ten des Energieumbaus aktiv an-
zugehen. 

Neben der bereits vergriffenen
Erstauflage der Broschüre „Ener-
gieGewinner!“, in der Informatio-
nen  über Chancen und Risiken ei-
ner Beteiligung gegeben und fünf
Best-Practice-Beispiele aus ganz
Bayern vorgestellt werden, nann-
te Götz auch die neue Kampagne
„Stromsparen rockt!“ als wir-
kungsvolles Instrument, die Ener-
giewende zu „pushen“. Bereits im
Herbst vergangenen Jahres wur-
den die Regierungspräsidenten 
als Energiebeauftragte eingesetzt.
Ziel ist dabei die Umsetzung des
Bayerischen Energiekonzepts auf
regionaler Ebene  - „Energie inno-
vativ – regional“. DK

„Kreativität ist Trumpf“
Wirtschaftsstaatssekretärin Katja Hessel 

verlieh Bayerischen Stadtmarketingpreis 2012
Bayerns Wirtschaftsstaatssekretärin Katja Hessel verlieh jüngst
zum sechsten Mal den Bayerischen Stadtmarketingpreis. „Auch
dieses Jahr haben die Unternehmerinnen und Unternehmer in
Bayern gezeigt, wie unsere Städte mit viel Kreativität noch at-
traktiver werden. Gute Ideen und Web2.0 sind dabei oft wichtiger
als hohe Budgets“, betonte Hessel. „Als Fränkin freut mich natür-
lich besonders, dass drei von fünf Siegern aus Franken kommen.
Auszeichnungswürdig waren aber alle nominierten Projekte.“

Mit dem Bayerischen Stadtmar-
ketingpreis werden vier bayeri-
sche Städte ausgezeichnet, die
Mittelstand und Handel in den In-
nenstädten durch herausragendes
Marketing gefördert haben. Preis-
träger sind in diesem Jahr Projekte
aus Bamberg (Kategorie Städte
über 70.000 Einwohner), Amberg
(Städte zwischen 30.000 und
50.000 Einwohner), Lohr am
Main (Städte zwischen 15.000 und
30.000 Einwohner) und Neunburg
vorm Wald (Städte bis 15.000 Ein-
wohner). Einen Sonderpreis erhält
Herzogenaurach. Nominiert und
mit einer Urkunde ausgezeichnet
wurden die Städte Würzburg,
Straubing, Neu-Ulm, Penzberg,
Vohburg an der Donau, Rothen-
burg ob der Tauber und Altötting. 

In der Kategorie der Städte und
Gemeinden über 70.000 Einwoh-
ner siegte das Projekt „Stadtmar-
keting 2.0 - Die Kommunikati-
onsrevolution“ aus Bamberg. Das
Stadtmarketing Bamberg be-
weist, wie eine Stadt die moder-
nen Kommunikationsmöglich-
keiten umfassend, systematisch
und kostengünstig nutzen kann.

„Das Bamberger Stadtmarketing
setzt hier neue Maßstäbe und un-
terstreicht eindrucksvoll, dass die
Kaiser- und Bischofsstadt nicht
nur geographisch ganz oben in
Bayern liegt“, lobte Hessel.

Regionale Spezialitäten

Nominiert und mit einer Ur-
kunde ausgezeichnet wurde in
dieser Kategorie auch Würzburg
für das Projekt „Bewachter Fahr-
radparkplatz mit Gepäckaufbe-
wahrung für Radtouristen“. Da-
mit kann das touristische Potenzi-
al des Radtourismus weiter aus-
geschöpft werden. „Eine pfiffige
Idee, die auf nachahmenswerte
Weise dem Trend Radtourismus
für die Innenstädte gerecht wird“,
unterstrich die Staatssekretärin.

Die Kategorie der Städte zwi-
schen 30.000 und 70.000 Einwoh-
nern gewann Amberg mit dem
Projekt „Luftnacht im Luftkunst-
ort Amberg“. „Das Stadtmarketing
Amberg hat dabei ein Event um
eine regionale Spezialität – das
Luftmuseum Amberg – herum ge-
staltet und dem Image der Stadt ei-

ne neue Facette hinzu gefügt.
Konsequent durchdacht und per-
fekt umgesetzt“, kommentierte
Hessel. Nominiert und mit einer
Urkunde ausgezeichnet wurden in
dieser Kategorie auch Straubing
sowie  Neu-Ulm.

In der Kategorie der Städte von
15.000 bis 30.000 Einwohner war
Lohr am Main mit dem Integrier-
ten Marketing Konzept „Lohr
macht Laune“ erfolgreich. „Ge-
schlossenheit und Konsequenz der
Umsetzung des Konzepts sind be-
eindruckend. Lohr macht auch der
Jury Laune“, bekräftigte Hessel.
Nominiert und mit einer Urkunde
ausgezeichnet wurde in dieser Ka-
tegorie auch Penzberg. 

In der Kategorie der Städte un-
ter 15.000 Einwohner setzte sich
erneut Neunburg vorm Wald
durch, das bereits 2010 Preisträger
war. Hessel: „Nicht nur das Image
der Stadt gewinnt mit dem Projekt
‚Wanted: Ein Buchhändler’. Der
Ort konnte auch einen innerstädti-
schen Leerstand beheben und so
eine Lücke zwischen den beste-
henden Geschäften schließen.“
Nominiert und mit einer Urkunde
ausgezeichnet wurden in dieser
Kategorie Vohburg an der Donau,
Rothenburg ob der Tauber und Alt-
ötting. 

Nach Herzogenaurach ging
ein Sonderpreis für die beste
Weiterentwicklung eines Projek-
tes. 

Bei der Verleihung des 6. Stadtmarketing Preises Bayern im Bayerischen Wirtschaftsministeri-
um erhielt die Stadt Neunburg vorm Wald den Preis für eine „konsequente Weiterentwicklung
im Stadtmarketing“ in der Kategorie Stadtgröße bis 15.000 Einwohner. Laudatorin Andrea 
Bastian vom Sparkassenverband Bayern betonte: „Das Flächenmanagement kann sicher als die
Königsdisziplin der Stadtentwicklung bezeichnet werden. Leerstände wieder in eine Nutzung
zu bringen, haben viele Städte auf ihrer Agenda. Doch die Neunburger sind hier verblüffend ef-
fektiv. Dank des integrierten Stadtentwicklungskonzepts haben sie eine belastbare Entschei-
dungsgrundlage, dank des großen Engagements der Stadtspitze, unkonventioneller Ideen und
dem Mut, diese umzusetzen, sind sie auf diesem Gebiet so beeindruckend erfolgreich.“ 
Unser Bild zeigt Laudatorin Andrea Bastian bei der Preisverleihung mit (v. l.) Martin Birner,
Peter Hartung, Graf Lerchenfeld und Stefan Schmid. Bild: Heinz Hoffmann
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(Fortsetzung von Seite 1)
als Zaubermittel für eine stärke-
re Bürgerbeteiligung zu ideali-
sieren: „Ignorieren kann man
Web 2.0 nicht. Es öffnet neue
Wege der Beteiligung, damit er-
weitert sich der Instrumentenka-
sten für Bürgerbeteiligung. Aber
neue technische Möglichkeiten
können die direkten Kontakte
auf dem Marktplatz nicht erset-
zen.“ Ebenso wie ein Marktplatz
sei Web 2.0 keineswegs reprä-
sentativ und nicht immer empi-
risch relevant. Denn nicht jeder
sei im digitalen Netz präsent. 

Digitale Spaltung

Die digitale Spaltung dürfe
nicht dazu führen, dass ein Face-
book-loser Bürger zum Demo-
kratie-Looser wird, der sich vom
demokratischen Entscheidungs-
prozess ausgeschlossen sieht.
Egal, ob virtueller oder realer
Marktplatz: „Es darf nicht der im
Vorteil sein, der sich am besten
mit Social Media auskennt, der
sich am lautesten zu Wort meldet
oder Stimmungen am Geschick-
testen beeinflusst“, meinte Maly.
Kritisch bewertete er in diesem
Zusammenhang, „dass gewisse
Schwellen in der Kommunikati-
on im Web 2.0 abgesenkt sind“.
Im Schutz der Anonymität des
Netzes herrsche bisweilen ein
rüder Umgangston.

„Für eine Bürgerbeteiligung
braucht man eindeutige Regeln.
Bürgerbeteiligung darf nicht
zum Sandkastenspiel geraten.
Die Bürger müssen wissen, wor-
an sie sind; die Verwaltung
braucht Klarheit für den Ablauf,
Ratsmitglieder und Bürgermei-
ster dürfen sich nicht vor ihrem
Gestaltungsauftrag drücken“,
hob der erste stellvertretende
Vorsitzende des Bayerischen
Städtetags, Regensburgs Ober-
bürgermeister Hans Schaidinger,
hervor. „Eine erfolgreiche Betei-
ligung kann nur funktionieren,
wenn allen bewusst ist, warum,
wofür, wann, womit, wie lange
und mit wem ein Beteiligungs-
prozess stattfindet. Allen Ent-
scheidungsträgern muss klar
sein, in welcher Weise die Er-
gebnisse der Bürgerbeteiligung
eingebracht werden und wie sie
tatsächlich umgesetzt werden
können.“

Beteiligungsverfahren sollten
möglichst frühzeitig einsetzen.
Bürger dürften sich nicht über-
rannt fühlen. Die Beteiligung
sollte schon vor den formellen
Planungsverfahren einsetzen,

(Fortsetzung von Seite 1)
Eine Erhöhung der Regelsätze sei
zwar sozialpolitisch verständlich,
werde aber erhebliche Mehrko-
sten verursachen. Im Falle einer
Angleichung der Regelsätze an
die Leistungen für SGB II/XII-
Empfängern müsse mit jährlichen
Mehrkosten in Höhe von 250
Mio. Euro gerechnet werden.

Laut stellvertretendem DStGB-
Hauptgeschäftsführer Uwe Zim-
mermann „müssen die Länder
den Kommunen die durch das
Urteil entstehenden Mehrkosten
vollständig erstatten“. Die Asyl-
bewerberleistungen seien nur ein
Teil der Sozialausgaben. Die
Kommunen müssten mittlerweile
mehr als 43 Mrd. Euro im Jahr für
Sozialleistungen ausgeben. „So-
lange der Bund und die Länder
die Kommunalhaushalte hier
nicht nachhaltig entlasten, wer-
den diese nicht aus der Finanzmi-
sere heraus kommen können“,
prognostizierte Zimmermann.

Er verwies darauf, dass das
Bundesverfassungsgerichtsurteil
in vielen Bundesländern die De-
batte über eine vollständige Er-
stattung dieser Kosten an die vor-
finanzierenden Kommunen neu
entfachen werde. „Es muss nun 
in ganz Deutschland flächen-

(Fortsetzung von Seite 1)
mit finanziellen Vergünstigungen
für die Ehrenamtlichen verbun-
den ist.

Dieses Zeichen der Anerken-
nung unterstützt auch Prof. Dr.
Doris Rosenkranz, die an der Fa-
kultät Sozialwissenschaften der
Georg-Simon-Ohm-Hochschule
Nürnberg zu Fragen des bürger-
schaftlichen Engagements und
des Freiwilligenmanagements
lehrt und forscht. Ihrer Meinung
nach ist Ehrenamt „ein wichtiger
Grundpfeiler unserer Demokra-
tie und ermöglicht Angebote und
Chancen, die nur im bürger-
schaftlichen Engagement gelebt
werden können“. Ohne hundert-
tausende Engagierte wären Sport
und Kultur, Gemeindeleben und
soziale Wohlfahrt sowie ein rei-
ches Vereinsleben in Deutsch-
land kaum denkbar.

Großer Kreis Engagierter

Dr. Thomas Beyer, Mitglied des
Bayerischen Landtags und aktuell
Vorsitzender der Landesarbeitsge-
meinschaft der Freien Wohlfahrts-
pflege in Bayern (LAGFW) ver-
tritt etliche dieser Verbände und
Vereine und ist überzeugt: „Ohne
Ehrenamt würde die Wohlfahrts-
pflege ihre Seele verlieren. Die
Verbände sollten selbstbewusst
erkennen, dass sie mit ihrer Erfah-
rung und dem riesigen Kreis En-
gagierter wie kaum ein anderer
gesellschaftlicher Bereich in der
Lage sind, dem Freiwilligen-En-
gagement Raum zu geben.“

Tatsächlich leisten bayernweit
aktuell weit über 100.000 Men-
schen ehrenamtliche Arbeit in
den eigentlichen Einrichtungen
und Diensten der Freien Wohl-
fahrtspflege. Nimmt man das
Umfeld der sozialen Einrichtun-
gen, Projekte und Dienste in den
Pfarr- und Kirchengemeinden,
aber auch in den Bereitschaften
des Bayerischen Roten Kreuzes
hinzu, zählt man mehr als
415.000 engagierte Bürger. „Das
entspricht deutlich mehr als zehn
Prozent der ehrenamtlich Tätigen
in Bayern“, betonte Beyer. 

Damit das so bleibt, sei neben
aller Modernisierung der Engage-
mentstrukturen vor allem eines
wichtig: „Die Wohlfahrtsverbän-
de müssen sich auf ihre ureigene
sozialstaatliche Aufgabe zurück-
besinnen. Mit ihrer Glaubwürdig-
keit als sozialpolitischer Akteur,
als Anwalt der Klienten und
wichtiger Gemeinwohlinteressen
geben sie auch in Zukunft denen
wieder eine Heimat, die ihr eh-
renamtliches Engagement in be-
sonderer Weise an gesellschafts-
politischen Werten ausrichten
wollen. Die Zukunft des Ehren-
amtes in der Freien Wohlfahrts-
pflege liegt in der Rückkehr zu
seinen eigentlichen Wurzeln.“

Einen eigenen Verein, in dem
sich Ehrenamtliche engagieren,
hat im Jahr 2008 Schauspielerin
Uschi Glas zusammen mit ihrem
Mann Dieter Hermann und

bevor Vorhaben soweit gediehen
sind, dass Alternativen von vorn-
herein ausscheiden. Schaidinger:
„Kommunale Mandatsträger dür-
fen sich die Entscheidung nicht
aus der Hand nehmen lassen. Sie
stellen sich offensiv ihrem Ge-
staltungsauftrag und beziehen
die Vorstellungen der Bürger
ernsthaft ein.“

Das Planungs- und Baureferat
der Stadt Regensburg hat Schai-
dinger zufolge einen Leitfaden er-
stellt, um Informationsveranstal-
tungen und Beteiligungsverfahren
für Bürger festzulegen. Bürgerbe-
teiligung erfordere eine genaue
Planung im Vorfeld; dabei müsse
geprüft werden, ob ein Projekt
sich zur Bürgerbeteiligung eignet,
welche Ziele es gibt, welche Ver-
fahren sinnvoll sind. Wichtig sei
die kontinuierliche Öffentlich-
keitsarbeit. Über Information
komme es zur Kommunikation
und erst dann sei die Beteiligung
der Bürger möglich. Die Spielre-
geln müssten allen Beteiligten
klar sein. Der Ablauf des Verfah-
rens sei kontinuierlich zu doku-
mentieren. Am Schluss stehe die
Entscheidung des Stadtrats.

„Wir sollten nicht verschwei-
gen, dass manch selbstbewusster
Bürgermeister oder Stadtrat die
Bürgerbeteiligung kritisch sieht,
oder vielleicht sogar als Einmi-
schung versteht“, stellte der zwei-
te stellvertretende Vorsitzende des
Bayerischen Städtetags, Erster
Bürgermeister Michael Sedlmair
(Ismaning), fest. „Der Experten-
code verhindert oft, dass normale
Menschen den Sachverhalt nach-
vollziehen können, und Inhalte
verständlich kommuniziert wer-
den können. Dies erzeugt Miss-
trauen statt Vertrauen. Dies
grenzt interessierte Bürger aus,
anstatt sie zu beteiligen.“

Hier wirkten Kommunalpoliti-
ker wie Dolmetscher und Ver-
mittler: „Sie übersetzen das Fach-
chinesisch, sie lösen Fachbegriffe
von Planern auf, erläutern
Rechtsvorschriften von Juristen.“
Das Erklären und verständliche
Aufbereiten komplizierter Sach-
verhalte, die Visualisierung von
Bauplänen, könnten komplexe
Verfahren und Projekte nachvoll-
ziehbar machen. Und der frühzei-
tige, offene Umgang mit Fragen
und Einwendungen, das ernsthaf-
te Einbinden der Bürger, erwirke
einen guten, belastbaren Verfah-
rensabschluss. Sedlmairs Forde-
rung: „Bund und Länder müssen
die Planungsverfahren bürger-
freundlicher gestalten und für die
Beteiligungsprozesse mehr Res-

sourcen zur Verfügung stellen.“
Prof. Elke Pahl-Weber vom In-

stitut für Stadt- und Regionalpla-
nung (TU Berlin), unterstrich,
dass es das Wichtigste ist, als
tragfähige Basis für Beteiligungs-
prozesse Vertrauen zu schaffen.
Auf die Größe einer Kommune
komme es nicht an, sondern wie
man an Beteiligung herangehe.
Der Fokus müsse darauf gerichtet
sein, den Beteiligungswillen der
Bürger richtig zu nutzen. Dazu
zählten die frühzeitige Informati-
on und Beteiligung zu einem
Zeitpunkt, wo die groben Züge
noch nicht unverrückbar festge-
legt sind und die Fortführung der
Kommunikation über einzelne
Beteiligungsverfahren hinaus.
Zudem dürften keine falschen Er-
wartungen geweckt werden. Es
gelte, Spielregeln festzulegen so-
wie Grenzen, Möglichkeiten und
Ziele klar zu benennen.

Auch sollten möglichst alle
Bürger mit eingebunden werden,
fuhr Pahl-Weber fort. Die Devi-
se laute: „Weg von einer aussch-
ließlichen Beteiligung der ‚Be-
troffenen’ hin zu einer Beteili-
gung aller Bürger für mehr Re-
präsentativität und Gemeinwohl-
orientierung“.

Proaktive Einbindung

Prof. Dr. Ulrich Sarcinelli von
der Universität Koblenz-Landau
ergänzte, dass die Bürger viel zu
wenig über Beteiligungsinstru-
mente und Verfahren wissen. Als
„Wege aus der Krise“ formulier-
te er die Weiterentwicklung der
kommunalen (Parteien-)Demo-
kratie zur Bürgerdemokratie, die
proaktive Einbindung von „Wut-
bürger“ und „Mutbürger“, die
Stärkung plebiszitärer und insbe-
sondere konsultativer Formen
und die Beachtung von Reprä-
sentations- bzw. Partizipations-
lücken.

Darüber hinaus müssten der
Gemeinwohl- und Interessenaus-
gleich sichergestellt werden, so
Sarcinelli. Das Augenmerk sei
auf das Neuarrangement von
„Politiker-Politik“ und „Bürger-
Politik“ zu legen. Zudem müssten
Bürger und Politik, Gesellschaft
und Demokratie als lernfähige
Systeme begriffen werden.

Wie gehen Städte und Gemein-
den mit Bürgerbeteiligung um?
Diese Frage stand im Zentrum ei-
ner abschließenden Podiumsdis-
kussion, moderiert von Kerstin
Dornbach vom Bayerischen
Rundfunk, Studio Franken. 

Bayerns Innenminister Joachim

Bürgerbeteiligung zwischen...
Herrmann zeigte sich dabei über-
zeugt, dass sich Bürgerbeteiligung
in jedem Fall lohnt. Er empfahl ei-
ne frühzeitige Einbindung. Sie
schaffe nicht nur Akzeptanz für
politische Entscheidungen, son-
dern erleichtere es vielfach auch,
Anregungen und Wünsche zu
berücksichtigen. Zugleich mahnte
Herrmann die Kommunen zur
Vorsicht bei der Nutzung kom-
merzieller Internetplattformen
wie Facebook für die Bürgerbetei-
ligung. Einen faktischen Zwang
zu deren Nutzung dürfe es nicht
geben, etwa indem nur dort exklu-
sive Informationen über öffentli-
che kommunale Belange angebo-
ten werden.

Münchens Oberbürgermeister
Christian Ude, Präsident des
Deutschen Städtetags, machte
deutlich, dass die Bürgermeister
als direkt gewählte Vertreter für
alle Menschen da sind. Sie müs-
sten deshalb darauf achten, dass
es bei neuen digitalen Beteili-
gungsformen des Web 2.0 nicht
zu einer Spaltung der Gesell-
schaft kommt. Einig mit Innen-
minister Herrmann war Ude sich
darin, dass Kommunen und de-
ren Beteiligungsverfahren kein
Spielball kommerzieller Internet-
unternehmen werden dürfen.

Ingolstadts Oberbürgermeister
Dr. Alfred Lehmann zeigte auf,
wie Bürgerbeteiligung in den
Kommunen schon heute mit ei-
ner Vielzahl von Beteiligungs-
formen und Beteiligungsinstru-
menten gelebte Praxis ist. Am
Beispiel der (freiwilligen) Be-
zirksausschüsse in Ingolstadt
verdeutlichte er, dass seit 2008
3.600 Anträge und Themen in
über 300 Sitzungen mit intensi-
ver und qualifizierter Beteili-
gung zur Zufriedenheit der Bür-
ger behandelt wurden. Wichtig
für eine gute Beteiligung sei vor
allem die rechtzeitige und voll-
ständige Information, bemerkte
Lehmann. Sorge bereite in Inter-
netforen bisweilen ein rüder
Umgangston unter dem Deck-
mantel der Anonymität.

Carda Seidel, Oberbürgermei-
sterin der Stadt Ansbach, bestätigte
die Bedeutung einer guten Kom-
munikation. Diese könne Konflik-
te bereits von Anfang an verhin-
dern oder zumindest entschärfen.
Als Beispiel nannte sie umfassen-
de Baustelleninformationen. Das
Internet sei ein wichtiger Baustein,
könne aber den direkten Kontakt
mit den Menschen nie ersetzen,
wie er in Bürgerversammlungen,
Sprechstunden oder im täglichen
Gespräch stattfindet. DK

Freunden gegründet. Der Verein
„brotZeit e.V.“ kümmert sich um
bedürftige Schulkinder.

Die Schauspielerin berichtete,
dass sie durch eine Rundfunk-
sendung auf die Not von Kin-
dern auch in München aufmerk-
sam wurde. 3.000 Kinder an
Grundschulen würden dort unter
Hunger leiden bzw. ohne Früh-
stück in die Schule geschickt
werden. Das wollte sie zunächst
nicht glauben und recherchierte
daher auf eigene Faust. Was sie
erfuhr, schockierte sie: „Es war
noch schlimmer, als in dem Bei-
trag dargestellt.“

brotZeit e.V. unterstützt Kinder
und Jugendliche aus einem
schwierigen sozialen Umfeld.
Dabei setzt der Verein auf die
Kompetenz aktiver Senioren.
„Brot und Zeit geben“ sind die
zentralen Anliegen in den För-
derprogrammen von brotZeit e.V.
– sie bilden nicht umsonst den
Vereinsnamen. Das gemeinsame
Frühstück beispielsweise ist in-
zwischen eine wichtige Kommu-
nikationseinrichtung vor Schul-
beginn geworden. Kinder unter-
schiedlichen Alters und unter-
schiedlicher Herkunft kommuni-
zieren miteinander und gehen
nach dem Frühstück motivierter
in den Unterricht. 

Viele Kinder säßen sogar zum
ersten Mal an einem Frühstücks-
tisch, berichtete Uschi Glas. Bei
einem Migrationsanteil von 70
bis 90 Prozent an den von brot-
Zeit geförderten Schulen stelle
das Frühstück eine einzigartige
Plattform für eine Unterhaltung
in deutscher Sprache dar und sei
praktizierte Integration.

Rückgrat des Konzepts sind die
aktiven Senioren. Viele leistungs-
fähige Menschen erreichen Glas
zufolge das Rentenalter und
fühlen sich mit der Beendigung
des Arbeitslebens sozial ausge-
grenzt. brotZeit e.V. holt diese
Potenziale zurück. Der Verein
setzt, in Zusammenarbeit mit den
Schulen, geeignete Senioren ein –
das kommt den Schülern und den
Helfern zugute. 

Mittlerweile werden in Mün-
chen und Berlin jeweils 21 Grund-
schulen täglich mit einem ausge-
wogenen Frühstück versorgt. Da-
bei kümmern sich Senioren um
die Betreuung der Schüler und ge-
ben zusätzlich über das Projekt
„Zeit geben“ Förderunterricht, le-
sen vor, lehren Schach oder helfen
bei den Hausaufgaben.

Derzeit werden die Förderre-
gionen Heilbronn/Neckarsulm,
Leipzig und Hamburg aufge-
baut. Auch hier sollen künftig je-
weils ca. 20 Schulen unterstützt
werden. Sobald die Finanzierung
sicher gestellt ist, sind Förderre-
gionen in Frankfurt a. Main und
weiteren Städten geplant. Zum
Ziel hat sich der Verein gesetzt,
eines Tages 120 Schulen zu be-
treuen. Stolz ist Uschi Glas auch
darauf, dass ihr vorbildliches
Tun wissenschaftlich begleitet
und evaluiert wird. DK

Ehrenamtliche...

deckend zu einer vollständigen
und zügigen Entlastung der Kom-
munen von diesen Ausgaben ins-
gesamt kommen“, forderte Zim-
mermann.

Weitere Beschleunigung

„Die Landkreise werden das
Urteil des Bundesverfassungsge-
richts zu den Leistungen für Asyl-
bewerber selbstverständlich um-
setzen. Die Mehrkosten belaufen
sich auf bis zu 130 Mio. Euro
jährlich. Schon bislang tragen die
Landkreise und Städte 60 Prozent
der Kosten allein, da die Kosten-
erstattung durch die Länder nicht
ausreichend ist. Dies darf sich
nicht weiter verschärfen, die Län-
der stehen hier im Obligo für ihre
Kommunen“, bilanzierte der Prä-
sident des Deutschen Landkreis-
tages, Landrat Hans Jörg Duppré.
Zugleich müssten die Asylverfah-
ren weiter beschleunigt werden,
damit die betroffenen Menschen
zügig Klarheit über ihre Zukunft
erhalten.

Zum Jahresende 2010 erhielten
130.300 Personen Leistungen
nach dem Asylbewerberlei-
stungsgesetz. Das sind 7,5 Pro-
zent mehr als im Vorjahr. Insge-
samt werden rund 815 Mio. Euro

für diese Sozialleistung aufge-
wendet, wobei die Landkreise
und kreisfreien Städte knapp eine
halbe Milliarde tragen, nämlich
489 Mio. Euro. Die von den Län-
dern in der Regel ausgereichten
Kostenerstattungspauschalen
decken bundesdurchschnittlich
lediglich 40 Prozent der Kosten.

„Seit 2008 beobachten wir wie-
der einen Anstieg bei den Emp-
fängerzahlen und daher auch bei
den Kosten“, erläuterte Duppré.
„Wenn nun nach dem Karlsruher
Urteil - jenseits der vorrangigen
Versorgung mit Sachleistungen -
die monatliche Geldleistung für
einen alleinstehenden Asylbewer-
ber von derzeit 225 Euro auf 336
Euro erhöht werden muss, ist die
Steigerung beträchtlich. Die fi-
nanziellen Folgen belaufen sich je
nach Altersstufe auf 100 bis 130
Mio. Euro jährlich. Allerdings er-
halten Asylbewerber und gedul-
dete Ausländer nach vier Jahren
heute schon den Hartz IV-Satz
(insgesamt 33.200 Personen).
Nun stehen die Länder in der
Pflicht, diese Kostensteigerung
den Landkreisen und kreisfreien
Städten zu erstatten“, forderte
Duppré. Zugleich müsse für alle
Beteiligten, insbesondere die be-
troffenen Asylsuchenden, mög-
lichst schnell Klarheit über den
Aufenthaltsstatus geschaffen wer-
den. DK

Kostenanstieg...Beihilfeverfahren zur
BayernLB geht zu Ende

Sparkassen begrüßen den formellen Abschluss 

Die bayerischen Sparkassen begrüßen die Entscheidung der
EU-Kommission zur BayernLB. Mit vereinten Kräften aller
Beteiligten sei es gelungen, für die BayernLB ein tragfähiges
neues Geschäftsmodell zu finden, mit dem die Bank zukunfts-
fähig aufgestellt ist.

Sparkassenpräsident Theo Zell-
ner dazu wörtlich: „Mit dem Ab-
schluss des Verfahrens wird auch
die Leistungsfähigkeit der regiona-
len Sparkassen als Vertrauensgeber
der Privatkunden und der Firmen-
kunden in den jeweiligen Ge-
schäftsgebieten gestärkt. Die Spar-
kassen können sich nun wieder mit
ganzer Kraft ihren Aufgaben wid-
men und insbesondere die Kredit-
versorgung der heimischen Wirt-
schaft und der Bevölkerung in den
Regionen vor Ort sicherstellen.“ 

Mit dem Erwerb der LBS
Bayerischen Landesbausparkasse
und der zugesagten Kapitaler-
höhung bei der BayernLB leiste-
ten die bayerischen Sparkassen ei-
nen wichtigen finanziellen Beitrag
von 1,65 Mrd. Euro. Die bayeri-
schen Sparkassen freuten sich dar-
auf, die LBS Bayerische Landes-
bausparkasse nicht nur als ihren
Partner in Bausparfragen, sondern
künftig auch als Tochter in der
Sparkassenfamilie willkommen
zu heißen. 

Wiedereinführung 
alter Kfz-Kennzeichen 
Der Vorstand des Bayeri-

schen Städtetags unterstützt
die Initiative zur Wiederein-
führung früherer Kfz-Kenn-
zeichen. Er hält die Initiative
zwar nicht für ein vorrangiges
Anliegen, akzeptiert sie je-
doch, weil Kfz-Kennzeichen
Identifikationsfaktoren mit der
Region sein können. 

Das Bundesverkehrsminis-
terium wird voraussichtlich
zum November den Ländern
ermöglichen, die bis zu den je-
weiligen Gemeindegebietsre-
formen geltenden alten Kenn-
zeichen wieder einzuführen.
Dann soll jedes Land selbst
entscheiden, ob und wie dies
umgesetzt wird. Bislang haben
rund 60 bayerische Städte,
zum Teil auch mit Gremienbe-
schlüssen, den Wunsch zur
Wiedereinführung bekundet. 

Das Präsidium des Bayeri-
schen Landkreistags lehnt die
Wiedereinführung der Altkenn-
zeichen ab, weil dies ein „Zu-
rück in die Vergangenheit“ be-
deuten würde. Verkehrsmini-
ster Martin Zeil hat diese Ent-
scheidung des Landkreistags
bedauert, weil sich der Verband
damit gegen den Willen von
Bürgern ausspreche. 



02. 08. 2012 GARTEN- UND LANDSCHAFTSBAUGZ 5

TRAKTORENWERK LINDNER GMBH   
Ing.-Hermann-Lindner-Str. 4, 6250 Kundl/Tirol
Tel. +43 5338 74 20-0, Fax-DW 333, www.lindner-traktoren.at

HALLE 7
STAND 204

GALABAU NÜRNBERG: 12. –  15. September 2012

bema GmbH Maschinenfabrik • www.kehrmaschine.de • Tel. 05467.920-90 

Schneeschild 

bema V800
   variabel in Anwendung
  und Anbau
   stabiler Drehpunkt
   Federklappen mit ver-
 schleißfestem Vulkolan
   großer Schwenk-
  bereich um +/- 30°

JETZT NEU!

Erfahren Sie mehr: 

GaLaBau Nürnberg 

Stand 9-330

Unternehmensfahnen
im Zukunftswind 

bema GmbH Maschinenfabrik stellt neues Produkt vor

Voltlage-Weese. Noch ist der Winter mit seinen kalten Temperatu-
ren und viel Schnee weit entfernt. Doch das Unternehmen bema
GmbH Maschinenfabrik ist bereits mit dem neuen Schneeschild
V800 auf die kalte Jahreszeit vorbereitet.

Überhaupt hat das Familienun-
ternehmen die Zukunft immer im
Blick: Anfang kommenden Jahres
soll die neue Konstruktions- und
Lagerhalle eingeweiht werden.
Gleichzeitig übernimmt Sonja 
Koopmann das Firmenruder und
lenkt die bema GmbH Maschinen-
fabrik ins Fahrwasser der Zukunft.

Damit geht die bema GmbH
Maschinenfabrik bereits in die
dritte Generation. Schon seit 1999
ist Sonja Koopmann Teil des Un-
ternehmens, hat sich als Industrie-
mechanikerin und spätere Wirt-
schaftsingenieurin auf die Unter-
nehmensführung vorbereitet. „Die
vierte Generation in Form meiner

bieten wird. „Mit dem Neubau
können wir die innerbetrieblichen
Abläufe für unsere Kunden opti-
mieren und Lieferzeiten verkürzen
– unseren Service einfach noch
besser machen“, erklärt die Ge-
schäftsführerin. 

Der Winter kann kommen

In der neuen Halle wird dann
auch das neue Produkt der bema-
Palette gefertigt werden. Mit dem
neuen V-Schneeschild hat das Un-
ternehmen nun ein drittes Produkt
für die Schneeräumung in das
Portfolio aufgenommen. Ent-
wickelt und gefertigt wurde das

Mit dem Schneeschild V800 erweitert die bema GmbH Maschinen-
fabrik ihre Produktpalette. Konstruiert, entwickelt und gebaut
wurde das dritte Produkt der Schneeschilderreihe von den bema-
Mitarbeitern. Bild: bema GmbH Maschinenfabrik

Für Kommunalprofis:

Österreichische 
Transporter-Technologie 
Mit der Unitrac-Serie bietet Innovationsführer Lindner den Ge-
meinden vielseitig einsetzbare Ganzjahres-Transporter. Die Ar-
beitsgebiete des Unitrac reichen vom Winterdienst über Kehrar-
beiten bis zum Transport. In den Fuhrparks von Gemeinden, Pro-
fi-Landwirten sowie Liftgesellschaften und Transportunterneh-
men stehen derzeit mehr als 2.500 Unitrac-Transporter im Dienst,
davon 900 Modelle der Serie 2. Der Unitrac spielt seine Stärken
aktuell zum Beispiel in Wien, Brüssel, Graz oder Innsbruck aus.

Die Unitrac-Reihe besteht aus
fünf Modellen, die in vier Motori-
sierungsvarianten zwischen 87
und 102 PS leisten. Der 3-Liter-
Turbodieselmotor im Unitrac 82S
und im 102S erfüllt die Abgaskri-
terien EURO5 und ist besonders
für den innerstädtischen Verkehr
geeignet. 

Ein technisches Highlight ist die
Fahrerkabine, die ohne Geräteein-
satz und mit Hilfe eines hydrauli-
schen Mechanismus seitlich um
50 Grad kippbar ist. Die Vierrad-
Lenkung ermöglicht einen Wen-
dekreisradius von 3,5 Meter
und kann in jeder Radposition aus-
geschaltet werden. Befinden sich
die Räder wieder im Nullpunkt,
wird die hintere Achslenkung 
automatisch gesperrt. Darüber
hinaus verfügt der Unitrac über
eine leistungsstarke 2-Kreis-Hy-
draulik.

Für Kommunalprofis hat Lind-
ner bis 30. November 2012 at-
traktive Angebote im Rahmen der 
diesjährigen Herbstaktion parat:
Lindner bietet 2.000 Euro-Ein-
tauschhilfe für alle Geotrac- und
Unitrac-Neufahrzeuge. Für den
neuen Geotrac 84ep gibt es
außerdem 1.500 Euro ep-Um-

weltbonus. Der Geotrac 84ep ist
der effizienteste Traktor der Fir-
mengeschichte: Die neue Moto-
rengeneration gewährleistet mehr
Leistung aus weniger Hubraum,
dadurch sinkt der Verbrauch um
einen Liter pro Betriebsstunde.
Der Geotrac 84ep ist überdies der
erste Traktor unter 100 PS mit
Partikelfilter. 
Lindner im Internet unter:
www.lindner-traktoren.at 

Stärkstes Modell der Serie 4 ist der Geotrac 124. Der 126-PS-
starke Traktor ist das optimale Fahrzeug für anspruchsvolle
Schneeräum-Einsätze. Außerdem punktet der 124er mit beheiz-
barer Frontscheibe sowie Frontlader-Freisicht-Fenster. 

Borsten-Fischpass an der
Staustufe Regensburg

In zwölf Tagen 2.161 Fische gezählt

Regensburg. (osr) Für Fische, Wirbellose und Amphibien ist die
Staustufe des Kraftwerks Pfaffenstein sei Jahresbeginn kein un-
überwindliches Hindernis mehr. Die Rhein-Main-Donau AG
(RMD) als Kraftwerkseigner und E.ON als Betreiber haben im
vergangenen Jahr die Bootsgasse zu einem Borsten-Fischpass um-
gerüstet. Und es hat sich gelohnt: Im Mai haben an zwölf Tagen 
2.161 Fische die Fallhöhe von gut fünf Metern überwunden.

Einer EU-Richtlinie zufolge
müssen alle Flüsse bis zum Jahr
2020 Fisch-durchlässig sein. Das
Pilotprojekt war ein entsprechen-
der Umbau der Staustufe Strau-
bing, jetzt entspricht auch die Stufe
Regensburg den Vorschriften. Da-
zu wurde in der vorhandenen
Bootsrutsche Sohlsubstrat als
Grobschotter eingebracht und da-
rauf die Borstenpakete befestigt.
Eine kontinuierliche Wassermen-
ge von 300 Litern pro Sekunde er-
möglicht sowohl den Fischen die
Passage als auch den Boot-, Kanu-
oder Kajakfahrern eine Durchfahrt

über die weichen und flexiblen
Kunststoffborsten.

Neben dieser Neuerung stellten
E.ON-Betriebsleiter Roman Töp-
ler und Kraftwerksleiter Osmund
Reisinger bei einem Pressege-
spräch heraus, dass das Regens-
burger Kraftwerk 1977 in Betrieb
genommen wurde und somit seit
35 Jahren Strom liefert - insgesamt
1,7 Milliarden Kilowattstunden in
diesen Jahren. Rein rechnerisch
könnten mit dieser Menge 500.000
Privathaushalte ein Jahr lang mit
umweltfreundlichem Strom aus
Wasserkraft versorgt werden. 

Roman Töpler (l.) und Osmund Reisinger am neuen Borsten-
Fischpass an der Staustufe Pfaffenstein. Foto: osr

Söhne zeigt jetzt schon Interesse
an technischen Themen“, erklärt
Sonja Koopmann, geb. Berens,
und ergänzt schmunzelnd: „Aber
die Beiden haben aufgrund ihres
Alters noch ein wenig Zeit.“ Mit
der Entscheidung, die Firmen-
führung zu übernehmen, hat sich
die 39-Jährige lange befasst. Denn
schon seit zehn Jahren ist sie Teil
der Geschäftsführung. „Mit dieser
kontinuierlichen Familienführung
wollen wir unseren Kunden Si-
cherheit geben. Die bema GmbH
wird auch in Zukunft in Familien-
hand bleiben“, versichert Sonja
Koopmann. 

Hallenneubau

Dass hier die Weichen in Rich-
tung Zukunft gestellt sind, beweist
auch der Neubau der rund 7.800
Quadratmeter großen Halle. Die
Jahre stetigen Wachstums und
steigender Nachfrage aus dem
Kundenkreis der Bereiche Land-
wirtschaft, Bauwesen, Kommunen,
Industrie und Garten- und Land-
schaftsbau waren für die Erweite-
rung ausschlaggebend. Auf dem
rund sechs Hektar großen Firmen-
gelände bekommt nun ein Neubau
Platz, der Raum für mehr Lager-
fläche, eine größere Warenanliefe-
rung und eine neue Lackieranlage

V800 im Unternehmen. „Bei uns
kann der Kunde sicher sein, dass
das bema-Produkt aus einer Unter-
nehmenshand stammt“, erklärt
Sonja Koopmann. Das Schild in
V-Form ermöglicht nun, dass
geräumte Schneemassen auf bei-
den Seiten gleichmäßig verteilt
werden. Gleichzeitig kann das
Schild gerade gestellt werden und
somit die Schneeverteilung nach
rechts oder nach links erfolgen –
ähnlich den Schildern der Baurei-
he 700 und 1100. 

Wird das flexible Schild nach
vorne geöffnet, können große
Schneemassen zum Beispiel auf
einen Haufen geschoben werden.
Der stabile Drehpunkt in der Mitte
des Schilds ist in DU-Buchsen ge-
lagert, abschmierbar über Schmier-
nippel und mit einem deutlich
größeren Durchmesser gegenüber
anderen Produkten in diesem Seg-
ment ausgestattet. Die Laufräder
sorgen für eine stabile Führung des
Schneeschildes. Für eine bessere
und hindernisfreie Schneeführung
sorgen die Wölbung des Schnee-
schildes, die beim V800 bereits im
unteren Drittel beginnt, und die
Federklappensegmente, die mit
verschleißarmem Vulkanbesatz
ausgestattet wurden. Eingesetzt
werden kann das V-Schild an allen
bekannten Trägerfahrzeugen. 

Verver Export auf
der GalaBau 2012
Vom 12. bis 15. September kann

sich der Besucher im Rahmen der
GalaBau im Messezentrum Nürn-
berg von der breiten Anwendungs-
skala für Blumenzwiebeln in öf-
fentlichen Grünflächen inspirieren
lassen. Verver Export informiert in
Halle 3 (Nummer 3-642) über die
natürliche und effiziente Anpflan-
zung seiner Blumenzwiebeln 

Zum Stand wird auch eine
Pflanzmaschine gehören. Ob für ei-
ne Straßenböschung oder einen
Stadtpark, es gibt für jeden Stand-
ort geeignete Blumenzwiebeln, die
in Rasenflächen gepflanzt werden
können. In Kombination mit dem
Einsatz der Pflanzmaschine bieten
diese Blumenzwiebeln ein optima-
les wirtschaftliches Ergebnis. Eine
einmalige Pflanzung garantiert
Blütenpracht für mehrere Jahre. 

Für den neuen Katalog ‚The
Naturals‘ hat sich Verver Export
ausschließlich von der Natur inspi-
rieren lassen. The Naturals ist ein
Sortiment an Blumenzwiebeln, die
verwildern und sich wunderbar in
die Landschaft einfügen, wenn sie
an den richtigen Standort gepflanzt
werden. Dies ist zum Beispiel auf
Friedhöfen, auf Golfplätzen oder
in historischen Parkanlagen
wünschenswert. 
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LBS Bayern hält 
hohes Absatzniveau

Guter Start für neue Produktfamilie / Starke Zuwächse im Jugendmarkt
Ein Plus von fast 50 Prozent bei den LBS-Bausparverträgen, die an
unter 16-Jährige vermittelt wurden, haben der LBS Bayern im er-
sten Halbjahr 2012 eine kräftige Steigerung des Stückzahl-Neuge-
schäfts beschert. Es verbesserte sich gegenüber dem Vorjahreszeit-
raum um 22,3 Prozent auf 164.980 Abschlüsse. Die Bausparsumme
erhöhte sich um 3,6 Prozent auf 4,7 Milliarden Euro. „Wir steuern
wieder auf einen erfreulichen Bausparjahrgang zu“, stellte Dr.
Franz Wirnhier, Sprecher der LBS-Geschäftsleitung, während der
Bilanz-Pressekonferenz der Landesbausparkasse fest. 2011 hatte
die LBS Bayern mit 249.216 Bausparverträgen (+ 9,1 %) über 8,3
Milliarden Euro (+ 4,3 %) das höchste Absatzvolumen in ihrer Ge-
schichte erreicht.

Den Wachsstumsschub im Ju-
gendmarkt verdankt die LBS dem
Junior-Bonus von bis zu 300 Euro,
den sie im November 2010 für
Kinder und Jugendliche unter 16
Jahren einführte. Laut LBS-Chef
Wirnhier „ein innovativer Volltref-

fer“. 2011 wurden in der Zielgrup-
pe rund 43.000 Bausparverträge
abgeschlossen, 2012 sind es nach
sechs Monaten bereits 35.562.

Neben der starken vertriebli-
chen Präsenz durch die bayeri-
schen Sparkassen und den LBS-

Außendienst und vielfältigen Ak-
tionen im Markt nannte Wirnhier
das anhaltend positive Image des
Bausparens als wesentliche Grün-
de für die guten Absatzzahlen. Zu-
frieden zeigte sich Wirnhier auch
mit dem Finanzierungsgeschäft
der LBS. Das kollektive wie das
außerkollektive Kreditgeschäft
profitierten 2011 gleichermaßen
von der kräftigen Nachfrage der
Erwerber und Modernisierer von
Wohnimmobilien. Der Kreditbe-
stand erhöhte sich insgesamt um
4,6 Prozent auf knapp 5 Milliarden
Euro. Besonders dynamisch war
die Entwicklung bei den Auszah-
lungen von Vor- und Zwischenfi-
nanzierungskrediten mit einem
Plus von knapp 32 Prozent auf
654,4 Millionen Euro. im ersten
Halbjahr 2012 schwächte sich die
Nachfrage ab. Wirnhier machte
dafür „den extremen Absturz der
Kapitalmarktzinsen auf histori-
sche Tiefststände“ verantwortlich.
Dadurch stünden die zuteilungs-
reifen Bauspardarlehen, deren
Auszahlungen zwischen Januar
und Juni um 15,3 Prozent auf
302,1 Millionen Euro zurückgin-
gen, im harten Wettbewerb zu Ka-
pitalmarktdarlehen, deren Kondi-
tionen schneller nach unten gingen
als die laufenden Tarifanpassun-
gen der LBS wirken könnten. Das
Minus von 7,3 Prozent auf 284
Millionen Euro bei den Auszah-
lungen von Vor- und Zwischenfi-
nanzierungskrediten erklärte

Wirnhier mit einem Basiseffekt:
„Das außerordentlich gute Ge-
schäft des vergangenen Jahres
spielte sich vor allem in den ersten
Monaten ab. Da lagen die Zinsen
im Aufwärtstrend, was erfah-
rungsgemäß die Kreditnachfrage
beschleunigt. Dümpeln die Zinsen
dagegen monatelang im Keller, so
wie in den zurückliegenden Mo-
naten, dann nehmen sich Bauher-
ren, Immobilienkäufer und Haus-
besitzer mehr Zeit für ihre Investi-
tionsentscheidung.“ In jüngster
Zeit ziehe die Nachfrage wieder
an, bei den Sofortfinanzierungen
kündige sich ebenfalls ein guter
Jahrgang an. 

Betriebsergebnis erhöht sich
um 13 Millionen Euro

Der kurzfristige Zinsanstieg in
den ersten Monaten des vergange-
nen Jahres wirkte sich positiv auf
den Zinsüberschuss aus, der um
19,1 Millionen Euro auf 208,9
Millionen Euro gesteigert worden
war. Positiv bemerkbar machten
sich die gewachsenen Bestände an
Vor- und Zwischenfinanzierungs-
krediten sowie die im Zuge mehr-
facher Tarifanpassungen gesunke-
ne Durchschnittsverzinsung der
Bauspareinlagen. Das Provisions-
ergebnis verminderte sich um 1,4
Millionen Euro auf -32,7 Millio-
nen Euro, weil das sehr gute Neu-
geschäft hohe Provisionsaufwen-
dungen zur Folge hat. Verstärkt
wird dieser Effekt durch die Ver-
mittlung der Riester-Bausparver-
träge, bei denen die Abschlussge-
bührenerträge auf fünf Jahre ver-
teilt werden, während die Provi-
sionszahlungen sofort in voller
Höhe aufwandswirksam sind.
Durch den kräftig erhöhten Zinsü-
berschuss kommt für 2011 unterm
Strich ein Betriebsergebnis vor Ri-
sikovorsorge von 70 Millionen
Euro heraus, das 13,1 Millionen
Euro über dem Vorjahr liegt.

Gute Rahmenbedingungen
für das Kreditgeschäft

Die LBS unternehme große An-
strengungen, um das Kreditge-
schäft anzukurbeln, erklärte Wirn-

Bilanz-PK mit den beiden Geschäftsführern der Nuernberg-
Messe, Dr. Roland Fleck (l.) und Peter Ottmann. 

hier zur Strategie des Unterneh-
mens. Das Umfeld sei dafür ideal,
denn die Wohnimmobilie erweise
sich derzeit als absoluter Renner
bei Selbstnutzern und Kapitalanle-
gern. Der LBS-Sprecher verwies
auf die Geschäftsentwicklung der
Sparkassen-Immobilien-Vermitt-
lungs-Gesellschaft, die 2011 das
beste Ergebnis in ihrer 40-jährigen
Geschichte erzielte. In diesem Jahr
gehe es weiter bergauf, mit einem
Plus von 11,9 Prozent auf 5642
vermittelte Objekte und einem Zu-
wachs beim Objektwert von 17,7
Prozent auf 946 Millionen Euro.
Die LBS habe für diese hohe
Nachfrage hervorragende Ange-
bote. Insbesondere die Kombikre-
dite, also mit Bausparverträgen
unterlegte Sofortfinanzierungen
der LBS Bayern, sind mehrfach
von der Stiftung Warentest ausge-
zeichnet worden. Im aktuellen „Fi-
nanztest“-Sonderheft zur Eigen-
heimfinanzierung landet die LBS
in Bayern viermal auf Platz eins. 

Rückenwind für das Finanzie-
rungsgeschäft erwartet sich die
LBS von ihrer neuen Tariffamilie.
Seit Mitte März hat sie die Zinsen
für Bauspardarlehen auf den nied-
rigsten Satz ihrer Geschichte ge-
senkt. Bauspardarlehen für Eigen-
heimerwerber werden ab einem
Nominalzins von 2,75 Prozent an-
geboten. Hausbesitzer, die für eine
energetische Modernisierung vor-
sorgen wollen, erhalten ihr
Bauspardarlehen schon für 1,75
Prozent. „Diese Produkte werden
von unseren Beratern und Kunden
sehr gut angenommen“, berichtete
Wirnhier. Alle neuen Tarife kön-
nen mit der staatlichen Wohn-Rie-
ster-Förderung kombiniert wer-

den. Zum 30. Juni hatte die LBS
Bayern 104.504 Wohn-Riester-
Verträge über 4,55 Milliarden Eu-
ro im Bestand. Wirnhier zitierte
ein weiteres Mal „Finanztest“, um
die Attraktivität der Wohn-Riester-
Zuschüsse und -Steuervorteile zu
unterstreichen. „Kredite mit Rie-
ster-Förderung sind erste Wahl bei
der Eigenheimfinanzierung“, so
die Verbraucherschützer. Wirnhier
zeigte sich überzeugt, dass noch
viel mehr Immobilienfinanzierer
diese Chancen nutzen könnten. 

Energetische Sanierung

Er betonte auch erneut die
großen Wachstumsspielräume im
Modernisierungsmarkt. Weit über
die Hälfte der Wohngebäude sei
älter als 30 Jahre und verheize viel
mehr Öl und Gas, als es die heuti-
gen energetischen Standards für
Neubauten erlauben. Wenn die
Energiewende gelingen solle,
müsse der Staat das viel zu gerin-
ge Sanierungstempo durch geziel-
te Fördermaßnahmen erhöhen.
Wirnhier plädierte für direkte Zu-
schüsse - „weil die Leute sie un-
mittelbar auf ihrem Konto sehen“
- und für einfache Vergabekriteri-
en. Er bedauerte, dass es im Ver-
mittlungsausschuss zwischen
Bundestag und Bundesrat seit ei-
nem Jahr nicht zu einer Einigung
auf eine Förderung energetischer
Modernisierungen gekommen ist.
Diese ungeklärte Situation lasse
Hausbesitzer zögern, entsprechen-
de Investitionen vorzunehmen.
Das energetische Modernisie-
rungspotenzial bezifferte Wirn-
hier allein in Bayern auf 120 Mil-
liarden Euro. 

Bilanz-Pressekonferenz der NürnbergMesse:

Umsatzrekord 2012 fest im Blick
„2009 haben wir mit 132,7 Millionen Umsatz abgeschlossen, für
2011 können wir einen Umsatzzuwachs von über 30 Prozent auf
173 Millionen Euro präsentieren. Damit hat die NürnbergMesse
2011 das zweitstärkste Jahr seit ihrer Gründung 1974 abgeschlos-
sen“, teilten Dr. Roland Fleck und Peter Ottmann, die Geschäfts-
führer der NürnbergMesse, im Rahmen der Bilanzpressekonfe-
renz mit. Freilich, so räumten sie ein, werde das vergangene Jahr
seinen neu erworbenen Status mit Blick auf das laufende Jahr
nicht lange innehaben, da „2012 aller Voraussicht nach das bishe-
rige Top-Jahr 2010 in den Schatten stellen wird“.

Wie Fleck und Ottmann beton-
ten, weist die NürnbergMesse
Group für das Geschäftsjahr 2011
ein Jahresergebnis von minus 5,5
Millionen Euro aus. Es fällt um
ein Drittel besser aus als geplant.
Gleichzeitig übertrifft der Umsatz
der GmbH die ursprünglichen
Planwerte um acht Prozent. Das
Jahresergebnis fällt sogar um ein
Drittel besser aus als geplant.
Dass das Jahr 2011 besser ab-
schloss als das Jahr 2009 liege u.
a. daran, dass die Veranstaltungen
Brau Beviale und POWTECH/
TechnoPharm im Jahr 2011 statt-
fanden. Diese hatten im Jahr 2009
ausgesetzt.

Neue Fachmessen

Des Weiteren kamen die neuen
Fachmessen FeuerTRUTZ und
it-sa hinzu. Maßgeblich für das
vergleichsweise gute Ergebnis
2011 waren die stabile bis leicht
steigende Entwicklung bei der
verkauften Ausstellungsfläche
und den additiv angebotenen
Dienstleistungen, aber auch die
kumuliert positive Entwicklung
der internationalen Tochterge-
sellschaften. So lag die verkauf-
te Ausstellungsfläche im Kon-
zern 2011 bei 767.000 qm, die
von 25.808 Ausstellern gebucht
wurde. 

Insgesamt beteiligten sich 1,11
Millionen Besucher an den 172
Fachmessen, Kongressen, Publi-
kumsveranstaltungen und Firme-
nevents im Portfolio der Nürn-
bergMesse Group. Erstmals über
10 Millionen Euro Umsatz steu-
erte die NürnbergMesse Brasil
Ltda. bei, die die NürnbergMesse
erst im Jahr 2009 erworben hatte.

In den Group-Zahlen sind die
internationalen Aktivitäten der
NürnbergMesse eingerechnet, so
die Geschäftsführer. Wichtig sei
aber die Entwicklung am Heimat-
standort: Einmal mehr habe sich
die internationale Beteiligung am
Messeplatz Nürnberg im Ver-
gleich zu 2009 deutlich positiver
entwickelt als die nationale: Die
Zahl der internationalen Ausstel-
ler wuchs um 19 Prozent, die von
diesen Ausstellern gemietete Net-
tofläche legte ebenfalls um 19
Prozent zu und der internationale
Fachbesuch kletterte sogar um 28
Prozent.

Messewirtschaft profitiert

Durch den weiteren Zuwachs
der Weltwirtschaft um 3,8 Pro-
zent sowie der Steigerung des na-
tionalen Bruttoinlandsprodukts
von drei Prozent profitierte die
deutsche Messewirtschaft deut-
lich. „Rückblickend kann man in
2011 von einem weiteren Wachs-
tumsimpuls, nach der bereits im
Jahr 2010 stattgefundenen Kon-
solidierung des Messegeschäfts,
sprechen“, erklärten Fleck und
Ottmann.

Nach den Worten der Ge-
schäftsführer sind die überregio-
nalen Messen im ersten Quartal
2012 nochmals gewachsen, „so
dass die unsichere Wirtschafts-
und Finanzmarktlage bislang kei-
ne Auswirkungen auf den Messe-
platz Deutschland zu haben
scheint“. Der AUMA rechnet mit
einem leichten Wachstum von
rund zwei Prozent bei den Aus-
steller- und Besucherzahlen ge-
genüber den Vorveranstaltungen
und prognostiziert in Bezug auf

die Standflächen eine Parallelent-
wicklung.

Das Wachstum der verkauften
Ausstellungsfläche in Nürnberg
im ersten Halbjahr 2012 ist fünf
Mal so groß wie das des gesam-
ten deutschen Messemarktes
(Nürnberg +5 Prozent; Deutsch-
land +1 Prozent). Auch die Aus-
stellerzahlen sind im positiven
Bereich, wenn auch dezenter als
der deutsche Durchschnitt (Nürn-
berg +1 Prozent; Deutschland +3
Prozent). Allein die Besucherzah-
len entwickelten sich im ersten
Halbjahr rückläufig (Nürnberg-2
Prozent; Deutschland +1 Pro-
zent). „Besonders die IT+Electro-
nics-Messen und allen voran die
embedded world (+17 Prozent)
machten uns besucherseitig Freu-
de“, machten Fleck und Ottmann
deutlich. Die Minuswerte bräch-
ten überwiegend die Consumer
Goods-Fachmessen ein, die, wie
auch die BioFach/Vivaness, teil-
weise zweistellige Rückgänge
verzeichnen mussten.

Gute Auslastung

Auch für das zweite Halbjahr
2012 rechnet die NürnbergMesse
mit guten Ergebnissen. „Wir ste-
hen mitten im vielleicht ver-
anstaltungsstärksten Jahr in der
Geschichte der NürnbergMesse.
Turnusgemäß finden außer der
POWTECH/TechnoPharm alle
großen Messen statt, keine pau-
siert. Drei von vier der großen in-
ternationalen Fachmessen, die im
Herbst in Nürnberg stattfinden,
werden wachsen, manche sogar
zweistellig“, konstatierten die
Messechefs. Auch das Nürnberg-
Convention Center sei dank neu
hinzugekommener Kongresse
und Tagungen gut ausgelastet.
Unter den Veranstaltungen seien
beispielsweise die Deutsch-Rus-
sische Rohstoff-Konferenz oder
der Mitte Juli zu Ende gegangene
CIHA – Internationaler Kunsthi-
storiker Kongress.

Insgesamt umfasst der Jahres-
kalender der NürnbergMesse

Group in 2012 rund 210 Veran-
staltungen. Darunter sind über 60
Messen und Fachausstellungen
und mehr als 120 Kongresse, Pu-
blikumsveranstaltungen oder Fir-
menevents; ebenso über 30 Auf-
träge vom Bund und den Län-
dern, die die NürnbergMesse in
wirtschaftlichen Boom-Regionen
wie Brasilien, Russland, China
und Indien durchführt. 

„Natürlich beobachten wir die
Entwicklung für die Geschäfts-
jahre 2013 und 2014 aktuell sehr
intensiv. Dabei registrieren wir ei-
nerseits vermehrt skeptische Sig-
nale aus der Industrie. Anderer-
seits tragen aktuelle finanzpoliti-
sche Entscheidungen zumindest
auf Sicht zur Stabilisierung der
Wirtschaftsentwicklung bei. Ich
verhehle jedoch nicht, dass mich
zum Beispiel die neue Möglich-
keit zur Bankenrekapitalisierung
aus dem Krisenfonds des ESM
mittel- und langfristig mit erheb-
licher Sorge erfüllt“, meinte Mess-
echef Roland Fleck.

Nürnberg Convention

Was schließlich das Thema
Nürnberg Convention anbelangt,
so ist nach Aussage der Messe-
chefs der Bedarf an kleinen und
mittleren Konferenz- und Kon-
gressräumen in Nürnberg weiter-
hin nicht hinreichend gedeckt.
Daher prüfe die NürnbergMesse
im Gespräch mit dem Airport
Nürnberg, dort ein Convention
Center Airport anzudocken. „Die
NürnbergMesse stünde dafür als
Betreiber zur Verfügung. Auf Ba-
sis der heutigen Kapitalausstat-
tung benötigen wir unsere Inve-
stitionskraft jedoch zwingend für
Baumaßnahmen am Stamm-
gelände in Langwasser und In-
vestments in Messen rund um
den Globus“, stellte Roland Fleck
fest. DK

Baustart im Wohngebiet
Möhrendorf Süd

Im Wohngebiet Möhrendorf Süd kann ab sofort mit dem Hausbau
gestartet werden. Bürgermeister Konrad Rudert und die Deutsche
Stadt- und Grundstücksentwicklungsgesellschaft mbH & Co. KG
(DSK) luden zur Baufeldfreigabe ins Wohngebiet ein.

Auf dem 6,5 Hektar großen
Baugebiet sind insgesamt 90 Bau-
plätze für Einzel- und Doppelhäu-
ser sowie teilweise auch für Mehr-
familienhäuser entstanden. Die
Grundstücke sind zwischen 300
und 800 Quadratmetern groß. „Für
uns stand insbesondere auch ei-
ne Durchmischung des Wohn-
gebiets im Vordergrund“, er-
klärte Michael Günter von der
DSK. Zukünftig sollen bis zu
350 Menschen in dem Neubau-
gebiet leben. Der Preisrahmen
für die Baugebietsentwicklung
– insgesamt wurden 3,5 Mio.
Euro kalkuliert – konnte sogar
leicht unterschritten werden.

Die DSK, die in Bayern auch
Konversions- und Gewerbeflä-
chen entwickelt sowie Städte sa-
niert, übernahm in Möhrendorf
Süd die Erschließungsträger-
schaft. Zudem betreute die DSK
als Geschäftsbesorger der Ge-
meinde die Umlegung der einbe-
zogenen Ackerflächen in zweck-
mäßige Bauplätze. Um die Bau-
landentwicklung zu beschleuni-

gen, wurde die Umlegung vor
Rechtskraft des Bebauungsplanes
eingeleitet und parallel zur Er-
schließungstätigkeit abgeschlos-
sen. Von den 90 Bauplätzen sind
bereits viele verkauft. Im Zen-
trum des Baugebiets wurde ein
öffentlicher Spielplatz angelegt.

Höhere Lebensqualität

Die Gemeinde Möhrendorf liegt
rund sechs Kilometer nördlich von
Erlangen, zwischen der Regnitz
und dem Main-Donau-Kanal. Die
wirtschaftliche und demografische
Entwicklung sorgen für eine starke
Nachfrage nach Wohnbaugrund-
stücken. „Wir freuen uns, dass die
Bauwilligen wie geplant mit dem
Bau starten können. Dazu haben
alle Beteiligten durch ihre gute Zu-
sammenarbeit einen Beitrag gelei-
stet. Das neue Wohngebiet wird
die Lebensqualität in Möhrendorf
weiter bereichern“, betonte Bür-
germeister Konrad Rudert.
Infos: www.dsk-gmbh.de und
www.moehrendorf.de 

Veranstaltungshinweis:

Fachtagung Städtebauförderung
Am 13. September 2012 findet im ehemaligen Dominikaner-

kloster in Bamberg die diesjährige Fachtagung der Städtebauför-
derung statt. Zum Tagungsthema „Chance für den demographi-
schen Wandel“ wird unter anderem Bauminister Joachim Herr-
mann sprechen.

Die zukünftige Entwicklung der Städte und Gemeinden wird
stark davon abhängen, wie die Funktionsfähigkeit der Sied-
lungsstrukturen und der öffentlichen Daseinsvorsorge auch bei
abnehmenden Bevölkerungszahlen sichergestellt werden kann.
Dabei gilt es, vor allem vitale Stadtzentren und Ortskerne als An-
kerpunkte zu erhalten und zu entwickeln. Mit ihrem weit ge-
fächerten Instrumentarium bietet die Städtebauförderung mit ih-
rer nunmehr mehr als 40-jährigen Erfahrung die erforderliche
Kompetenz für integrierte Planungen und passgenaue Konzepte. 

Die Fachtagung wird vor allem Anregungen und Hinweise ge-
ben, wie auf den demographischen Wandel in den Städten und
Gemeinden mit Hilfe der Städtebauförderung reagiert werden
kann. 
Einladung mit Programm im Internet unter: 
http://www.stmi.bayern.de/bauen/staedtebaufoerderung/ 
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„Als Betreiber von 35 Wasserkraftwerken der LEW-Gruppe ist es 
Aufgabe der Bayerischen Elektrizitätswerke, den Lebensraum Natur 
zu schützen. Beispielsweise durch die Entwicklung und Erforschung 
neuer Fischaufstiegshilfen.“

Dr. Gerhard Haimerl, Experte für Wasserbau-Technik
bei den Bayerischen Elektrizitätswerken 

NATUR. BEWUSST. LEW.

www.lew.de

Bayerischer Immobilienkongress 2012:

Schlüsselrolle fürMetropolregionen
Ganz im Zeichen der Metropolen stand der Bayerische Immobili-
enkongress 2012 in München. Organisiert vom Bundesverband
Freier Immobilien- und Wohnungsunternehmen e. V. (BFW) und
Deloitte war der Kongress mit rund 200 Gästen nicht nur sehr gut
besucht, sondern insgesamt ein wichtiger Impulsgeber für die ge-
samte Immobilienwirtschaft in Bayern.

Der Präsident des BFW Bay-
ern, Andreas Eisele, hob in seiner
Begrüßung die Strahlwirkung für
ganz Bayern explizit in den Vor-
dergrund. „Die Immobilienwirt-
schaft steht vor vielschichtigen
Herausforderungen. Wir werden
sie umso besser bewältigen, je en-
ger Stadt und Land zusammenar-
beiten. Den Metropolregionen im
Freistaat Bayern kommt dabei ei-
ne Schlüsselrolle zu“, so Eisele.

Grunderwerbssteuer

Bayerns Innenminister Joa-
chim Herrmann sprach sich ge-
gen eine Erhöhung der Grunder-
werbssteuer in Bayern aus. „In
den letzten Jahren haben immer
mehr Bundesländer die Grunder-
werbssteuer als neues Instrument
entdeckt, um zusätzliche Einnah-
men zu erhalten“, erklärte Herr-
mann. So habe Baden-Württem-
berg die Grunderwerbssteuer von
3,5 auf 5 Prozent angehoben und
das Land Berlin zum 1. April
2012 von 4,5 auf ebenfalls 5 Pro-
zent. Laut Herrmann ist dies der
falsche Weg. Der Bau neuer, kin-
der- und altengerechter Wohnun-
gen werde dadurch beeinträchtigt.
Wohnungsbau dürfe nicht verhin-
dert, sondern müsse vorangetrie-
ben werden.

Wie der Minister feststellte,
verfügen insbesondere die Pro-
gramme der Wohnraumförderung
und der Städtebauförderung über
hohe Multiplikatoreffekte: „Ein

Förder-Euro bewirkt hier durch
die Aktivierung privater Investi-
tionen eine Gesamtinvestition
von bis zu acht Euro.“ Deshalb
sei man auch erfolgreich den
Überlegungen des Bundes entge-
gengetreten, die Mittel für die
Städtebauförderung im Jahr 2012
erneut zu kürzen. Hinzu komme
außerdem die Erhöhung der Lan-
desmittel im bayerischen Haus-
halt. „Bei den Haushaltsverhand-
lungen für 2012 konnte ich eine
Steigerung der Landesmittel um
35 Millionen Euro auf 97 Millio-
nen Euro erreichen. Für die Städ-
tebauförderung stehen im Jahr
2012 insgesamt 154 Millionen
Euro inklusive der EU-Mittel zur
Verfügung.“

Wohnraumförderung

In die Wohnraumförderung, die
den Bau günstiger Mietwohnun-
gen unterstützt, investiert Bayern
wie im Vorjahr 205 Millionen Eu-
ro. Herrmann: „Um Engpässe bei
der Versorgung mit angemessenem
Wohnraum zu beseitigen, müssen
unbedingt mehr Wohnungen ge-
baut und die dazu notwendigen
Rahmenbedingungen geschaffen
oder verbessert werden. Das ist das
Erste und Entscheidende.“

Der Bauminister fordert des-
halb auch eine Reihe weiterge-
hender Maßnahmen vom Bund:
„Der Wohnungsbau muss bun-
desweit durch Steuervergünsti-
gungen angekurbelt werden. Auf

unserem Wohnungsbaukongress
Anfang Juli haben sowohl die
Mieter- als auch die Vermietersei-
te beklagt, dass steuerliche Anrei-
ze im Wohnungsbau fehlen.“

Herrmann plädierte zudem für
die Wiedereinführung der degres-
siven Abschreibung im Mietwoh-
nungsbau, um dem Wohnungs-
bau einen angemessenen Schub
zu geben. Darüber hinaus sollen
nach dem Willen der Bundes-
regierung und des Freistaates
Bayern die Kosten für energeti-
sche Sanierungsmaßnahmen
über zehn Jahre als Abschreibun-
gen bzw. Sonderausgaben in
Höhe von zehn Prozent der Her-
stellungskosten steuermindernd
geltend gemacht werden können.
Herrmann forderte die Bundes-
länder, die dieses Gesetzesvorha-
ben im Bundesrat blockieren,
zum Einlenken auf. Das Gesetz-
gebungsverfahren müsse erfolg-
reich zum Abschluss gebracht
werden. „Die steuerliche Förde-
rung von energetischen Moderni-
sierungsmaßnahmen ist dringend
geboten“, betonte der Politiker.

Gebäudesanierung

Auch Bundesbauminister Peter
Ramsauer fand insbesondere bei
der Energiepolitik deutliche Wor-
te: „Wenn wir unsere Klimaziele
erreichen wollen, müssen wir im
Gebäudebereich einiges tun. Hier
steckt viel Einsparpotential. Mit
den KfW-Programmen setzt die
Bundesregierung wichtige Anrei-
ze: In diesem und den nächsten
Jahren geben wir für die Gebäu-
desanierung jeweils 1,5 Milliarden
Euro aus. Den privaten Eigentü-
mern kommt hier eine besondere

Der Baustoff Recycling
Bayern e.V. im Landtag
Der Baustoff Recycling Bayern e.V. war vor kurzem zu Gast
im bayerischen Landtag. Auf Einladung von Klaus Dieter
Breitschwert, MdL, dem Vorsitzenden des Parlamentskrei-
ses Mittelstand der CSU-Fraktion, stellte BRBy-Präsident
Matthias Moosleitner die Bedeutung von Recyclingbaustof-
fen für eine ökologisch und ökonomisch sinnvolle Ent- und
Versorgung der Bauwirtschaft dar. 

Geschäftsführer Stefan Schmid-
meyer zeigte eine Vielzahl von
Anwendungsmöglichkeiten im
Straßen-, Wege- und Verkehrs-
flächenbau sowie Erdbau auf. Er
machte deutlich, dass durch den
Einsatz von geprüften, güteüber-
wachten und zertifizierten Recyc-
lingbaustoffen umweltfreundlich
und mit hoher bautechnischer
Qualität gebaut werden kann. Er
stellte weiterhin an Beispielen aus
der Praxis dar, dass mit Recyc-
lingbaustoffen in der Regel sehr
wirtschaftliche, d. h. auch kosten-
günstige Bauweisen möglich
sind. 

Vorbildfunktion 
wahrnehmen

Zur Förderung des Recycling,
zur Steigerung der Akzeptanz für
und Stärkung der Nachfrage
nach qualitätsgesicherten Recyc-
lingbaustoffen ist es aber unab-
dingbar, dass gerade
 die Öffentliche Hand die öko-
logischen und ökonomischen
Potentiale von Recyclingbau-
stoffen erkennt und im Beschaf-
fungswesen aktiv nutzt, 
 ihrer Vorbildfunktion nach
dem neuen Kreislaufwirtschafts-
gesetz und dem bayerischen Ab-
fallgesetz tatsächlich wahr-
nimmt,
 der Grundsatz der Produkt-
neutralen Ausschreibung in allen
Wirtschaftsbereichen gemäß der
VOB ausnahmslos verwirklicht
und die offensichtliche Bevorzu-
gung natürlicher Baustoffe been-
det wird sowie

 bestehende gesetzliche Vor-
schriften und Regelungen ein-
heitlich vollzogen werden.

Ökologische und 
ökonomische Potentiale

In der anschließenden Diskussi-
on zeigten sich die Anwesenden
überrascht von den ökologischen
und vor allem ökonomischen Po-
tentialen von Recyclingbaustof-
fen. Im Ergebnis stellte man fest,
dass Recyclingbaustoffe ein wich-
tiger Bestandteil in der Öffentli-
chen Beschaffung sein werden;
vor allem, da sie es ermöglichen,
auch in Zukunft eine funktionie-
rende, ordnungsgemäße, schadlo-
se und insbesondere bezahlbare
Verwertung von mineralischen
Abfällen sicherzustellen. Zudem
tragen sie wesentlich dazu bei, die
umweltpolitischen Zielsetzungen
(mehr Recycling - weniger Besei-
tigung, geschlossene Stoffkreis-
läufe, nachhaltiges Wirtschaften
und Bauen, Verringerung des
Flächenverbrauchs, Reduzierung
von Umweltbelastungen usw.) zu
realisieren.

Öffentliches
Beschaffungswesen 

Landtagsabegordneter Breit-
schwert bedankte sich zum Ab-
schluss bei allen Anwesenden,
bekräftigte die Bedeutung des
Recycling sowie die Notwendig-
keit, gerade das Öffentliche Be-
schaffungswesen aktiv einzubin-
den, und sagte seine weitere per-
sönliche Unterstützung zu. 

Kosten sparen
mit Recyclingbaustoffen

Dass Recyclingbaustoffe ökologisch sinnvoll sind, daran gibt es
schon lange keine Zweifel mehr. Geprüfte, güteüberwachte und zer-
tifizierte Recyclingbaustoffe erfüllen die einschlägigen umweltech-
nischen Anforderungen und gewährleisten somit eine ordnungs-
gemäße und schadlose Verwertung. Sie helfen mit, die natürlichen
Ressourcen zu schonen, den durch Rohstoffabbau bedingten
Flächenverbrauch zu verringern  und wertvolle Deponiekapazitä-
ten einzusparen. Durch die Möglichkeiten der dezentralen Aufbe-
reitung (mobil, semimobil, stationär) können in nicht unerhebli-
chen Maße, Transportentfernungen reduziert, zusätzliche Ver-
kehrsbelastungen vermieden und dadurch der Feinstaubausstoß
sowie die CO2-Belastung minimiert werden.

Aber auch von der Wirtschaft-
lichkeit her betrachtet punkten
Recyclingbaustoffe enorm: Qua-
litätsgesicherte Recyclingbau-
stoffe entsprechen den bautechni-
schen Anforderungen des Stra-
ßen-, Wege-, Verkehrsflächen-
baus, des Hoch- und Tiefbaus so-
wie des Erdbaus. Sie sind bautech-
nisch den natürlichen Baustoffen
wie Sand, Kies und Schotter qua-
litätsmäßig gleichwertig - vielfach
sogar überlegen. Und dennoch
sind Recyclingbaustoffe in der Re-
gel kostengünstiger als bautech-

nisch vergleichbare natürliche
Baustoffe. 

Aus diesen Gründen ist es mög-
lich, durch den Einsatz von Recyc-
lingbaustoffen auch im erhebli-
chen Maße Entsorgungs-, Trans-
port-, Arbeits- und Materialkosten
einzusparen. Durch die Verwen-
dung von Recyclingbaustoffen
können Bauvorhaben insgesamt
betrachtet oftmals wesentlich gün-
stiger ausgeführt werden. 

Warum Recyclingbaustoffe
trotz dieser Vorteile nach wie vor
um ihre Anerkennung und Akzep-

tanz in der Bauwirtschaft kämp-
fen, bleibt rätselhaft. Zudem wer-
den durch die Ablehnung von
Recyclingbaustoffe, die offene Be-
vorzugung natürlicher Baustoffe
in Ausschreibungen und damit die
Missachtung der Grundsätze der
Produktneutralen Ausschreibung
(VOB) die bestehenden gesetzli-
chen Regelungen verletzt.

Durch ein Qualitätssicherungs-
und Zertifizierungssystem wird
dem Auftraggeber die Konfor-
mität von Recyclingbaustoffen mit
den geltenden umwelt- und bau-
technischen Anforderungen zuver-
lässig gewährleistet. Der Baustoff
Recycling Bayern e.V. fordert des-
halb die Verantwortlichen in der
Bauwirtschaft und insbesondere
die öffentliche Hand dazu auf,
qualitätsgesicherte Recycling-
baustoffe aktiv nachzufragen
und die ökologischen und vor
allem auch ökonomischen Po-
tentiale von Recyclingbaustof-
fen gezielt zu nutzen. 

Recyclingbaustoffe punkten - sowohl ökologisch als auch wirtschaftlich. 

Verantwortung zu. Auf sie entfal-
len drei Viertel des gesamten Woh-
nungsbestandes. Bei der Energie-
einsparverordnung dürfen wir den
Bogen allerdings nicht überspan-
nen. Eigentümer dürfen nicht
überfordert werden. Ich stehe
für eine Energiewende mit Augen-
maß: Ein Sanierungszwang ist mit
mir nicht zu machen.“

Stabiler Markt

Mit informativen Vorträgen
warteten neben Herrmann und
Ramsauer u. a. auch Prof. Dr.
Alain Thierstein von der TU
München, Prof. Dr. Michael
Voigtländer vom Institut der deut-
schen Wirtschaft Köln, Dr. Hans
V. Volckens, Finanzvorstand der
IVG Immobilien AG und die
Stadtbaurätin der Landeshaupt-
stadt München, Prof. Dr. Elisa-
beth Merk, auf. Wie Prof. Voigt-
länder konstatierte, habe sich der
deutsche Markt als überaus stabil
erwiesen. Die derzeit hohe Nach-
frage nach Wohnungen als An-
lageobjekt treffe die steigende
Nachfrage nach Mietwohnungen:
„Die Mieter wollen zentraler und
besser wohnen, der Wohnkonsum
wurde in den letzten Jahren auf-
geschoben.“ Insbesondere Bay-
ern bietet nach Voigtländers Wor-
ten gute Chancen für sicherheits-
orientierte Anleger: „Die gute de-
mografische Entwicklung sichert
die künftige Nachfrage. Rendi-
tesprünge sind allerdings nicht zu
erwarten.“

In einer abschließenden Podi-
umsdiskussion lieferten sich der
Leiter des Referates für Arbeit
und Wirtschaft der Landeshaupt-
stadt München, Dieter Reiter, der
Fraktionsvorsitzende der CSU im
Münchner Stadtrat, Josef Schmid,
Dr. Matthias Ottmann, Vizepräsi-
dent des BFW Bayern und Ge-
schäftsführender Gesellschafter
der Südhausbau KG sowie Vor-
standsmitglied Dr. Jürgen Bül-
lesbach, Vorsitzender der Ge-
schäftsführung der Bayerischen
Hausbau, ein spannendes Wort-
gefecht. DK
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1. Deutscher Reparaturtag zeigt Potenziale auf:

Verfahren nachhaltiger
als ihr Ruf

Der Anteil der Erneuerungs- und Renovierungsverfahren bei Sa-
nierungsmaßnahmen nimmt ab, der der Reparaturverfahren zu –
2009 wurden mehr als 36 % aller Sanierungsverfahren mit Ausbes-
serungs-, Injektions- oder Abdichtungsverfahren ausgeführt: Das
sind einige Ergebnisse der letzten von der Deutschen Vereinigung
für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e.V. (DWA) durchge-
führten Umfrage zum Zustand der Kanalisation. Dieser positive
Trend für Techniken, die der Behebung von punktuellen, einzelnen
Schäden innerhalb einer Haltung dienen, macht gleichzeitig einen
Widerspruch deutlich: Obwohl sich zunehmend mehr Auftragge-
ber und Netzbetreiber für die Reparatur von Schäden an ihren Lei-
tungsnetzen entscheiden, gelten die eingesetzten Verfahren oft nur
als zweite Wahl. Mit diesem Vorurteil aufräumen will der 1. Deut-
sche Reparaturtag, der am 26. September in Mainz stattfindet. 

Die vom Verband Zertifizier-
ter Sanierungsberater für Ent-
wässerungssysteme e.V. (VSB)
in Kooperation mit dem Institut
für Unterirdische Infrastruktur
gGmbH (IKT) und der Techni-
schen Akademie Hannover e.V.
(TAH) konzipierte Veranstaltung
schafft eine Plattform für eine
vielfach verkannte Verfahrens-
gruppe und bringt Technologie-
führer und Anwender erstmals
an einen gemeinsamen Tisch. 

„Das ist längst überfällig, denn
es sind noch viele Fragen offen“,
meint Dipl.-Ing. (FH) Markus
Vogel, einer der Initiatoren der
Veranstaltung. Welche Repara-
turverfahren gibt es zurzeit auf
dem Markt, was können sie lei-
sten, nach welchen Kriterien
sind die Techniken planerisch
auszuwählen? Das interessiert
die Branche, und darauf wird die
Veranstaltung in Mainz Antwor-
ten geben. Netzbetreiber, Planer
und Hersteller kommen zu Wort.
In Diskussionen und Vorträgen
werden die technische Bandbrei-
te und die vielfältigen Einsatzbe-
reiche einer Verfahrensgruppe
aufgezeigt, die in der Sanie-
rungsbranche zunehmend an Be-
deutung gewinnt. 

Reparatur, Renovierung
und Erneuerung

Undichte Leitungen müssen
saniert werden – hierin sind sich
alle einig. Dabei ist die Wahl des
geeigneten Sanierungsverfahrens
meist abhängig von den festge-
stellten Schäden und den örtli-
chen Rahmenbedingungen. In
vielen Fällen ist eine Sanierung
ohne Aufgrabung der Leitung
möglich, was die Bauzeit und die
Beeinträchtigungen von Anwoh-
nern und Straßenverkehr auf ein
Minimum reduziert. Bei den Sa-
nierungsverfahren unterscheidet
man zwischen der Renovierung
(Modernisierung durch Innenaus-
kleidung), der Erneuerung (Ersatz
durch Austausch) und der Repa-
ratur von Einzelschäden. Zu der
letztgenannten Verfahrensgrup-
pe zählen unter anderem Injekti-
ons- und Roboterverfahren sowie
der Einzug von Kurzlinern und
auch die partielle Sanierung mit
Manschetten.

Technik, Qualität 
und Regelwerk im Fokus

Der Präsentation der verschie-
denen Verfahren wird auf dem 1.
Deutschen Reparaturtag genü-
gend Platz eingeräumt. Die betei-
ligten Sponsoren stellen im Rah-
men einer umfangreichen Fach-
ausstellung den aktuellen Tech-
nikstand vor. Sachverständige
Praktiker berichten von ihren Er-
fahrungen rund um das Thema
Kanalsanierung. In seinem Ein-
führungsvortrag beleuchtet Mar-
kus Vogel die „aktuelle Situation
der Reparaturtechniken und de-
ren potenzielle Auswirkungen“.
Dipl.-Ing. Caroline Körner von
der Stadtentwässerung Köln AöR
nimmt zu der „Bedeutung der Re-
paraturtechniken aus Sicht der
Kanalnetzbetreiber“ Stellung.
„Zu den weiteren Schwerpunkten
des eintägigen Programms zählen
neben der Vorstellung des aktuel-
len Standes der Technik vor allem

die Auseinandersetzung mit pla-
nungsrelevanten Sachverhalten“,
erklärt Organisator Dr.-Ing. Igor
Borovsky von der Technischen
Akademie Hannover. Dipl.-Ing.
(FH) Mario Heinlein, Sprecher
DWA-AG ES-8.15, stellt „Tech-
nische Einsatzmöglichkeiten der
Reparaturtechniken nach DIN
EN 15885“ vor, während Dipl.-
Ing. Rico Nock, VOGEL Ingeni-
eure, die „Anforderungen an die
Planung zum Einsatz von Repa-
raturverfahren“ erläutert. Auch
Qualitätsaspekte, Gesetze und
Normen kommen nicht zu kurz.
Privatdozent Dr.-Ing. Bert Bosse-
ler, Institut für unterirdische Infra-
struktur (IKT), geht in seinem
Vortrag auf die „Reparaturverfah-
ren in Forschung, Prüfung und
Warentest“ ein und Prof. Dr.-Ing.
Volker Wagner von der Hoch-
schule Wismar ordnet die Repara-
tur ins technische Regelwerk ein.
Dass sich dabei eine „Reparatur
im Spannungsfeld des Einsatzzie-
les“ befinden kann, schildert Di-
pl.-Ing. Bianca Burger von den
Göttinger Abwasserbetrieben in
ihrem Vortrag, der sich mit den
Themen Fremdwasserbeseitigung
und Dichtheitsprüfung von Repa-
raturstellen beschäftigt. 

Die Beiträge machen deutlich,
dass eine sachgerechte Kanalsa-
nierung ohne die Nutzung von
bewährten Reparaturverfahren
weder technisch noch wirtschaft-
lich möglich wäre. Hierbei stehen
dem Markt vielfältige, allerdings

auch sehr unterschiedliche Ver-
fahren zur Verfügung. Deshalb
fällt ein Überblick oft schwer.
Planer Vogel erlebt immer wie-
der, dass seitens der Netzbetreiber
und Planer zum Teil erhebliche
Unsicherheiten bestehen, was Re-
paraturverfahren tatsächlich lei-
sten können, welche Qualität er-
reichbar ist und welche Faktoren
bei der Ausschreibung, Vergabe
und Bauüberwachung berück-
sichtigt werden müssen. Wie fin-
de ich die richtige Technik bei der
Sanierungsplanung und wie
schaffe ich es, dass die richtige
Technik bezüglich des Schadens-
bildes, der Rahmenbedingungen
und in Bezug auf den Erfolg einer
Sanierungsmaßnahme auf die
richtige Baustelle kommt? Man-
che Firmenaussage suggeriert,
dass mit der jeweiligen Technik
praktisch alles machbar sei. Gera-
de hier wird es für den nicht ver-
sierten Planer schwierig, Wunsch
und Wirklichkeit zu erkennen.

Kernfragen

Das sind nach Meinung von
Vogel die Kernfragen, mit denen
sich Planer heute auseinanderset-
zen müssen. Und das möglichst
neutral und ohne Blick auf die
Honorarordnung und die damit
verbundenen wirtschaftlichen
Aspekte der ingenieurtechni-
schen Leistung. Damit schneidet
Vogel, Inhaber eines renommier-
ten Ingenieurbüros, ein überaus
sensibles Thema an. Denn aktuell
ist der Einsatz von Reparaturtech-
niken für das Planungsbüro nicht
eben lukrativ. Hinzu kommt:
Während Renovierungsarbeiten
mit Einführung der DIN 18326
Teil C der VOB als Regelbauver-
fahren verfahrenstechnisch gel-
ten, ist für die Reparaturverfahren
außer der DIN EN 15885 – hierin
sind die verschiedenen Techniken
klassifiziert – keine eigenständige
Normung vorhanden. Es besteht
die Gefahr, dass die Reparatur-

verfahren in ein Schattendasein
gedrängt werden. Zu Unrecht,
meint Vogel, „denn der Einsatz
der richtigen Technik an der rich-
tigen Stelle – gerade auch der Re-
paraturverfahren – zur richtigen
Zeit ist für den Netzbetreiber oft
die wirtschaftlichste Lösung.“ 

Impulse geben

Auch hier will die Veranstal-
tung in Mainz den Hebel anset-
zen. Neben den Vorträgen soll ei-
ne Podiumsdiskussion zum The-
ma „Nutzungsdauer von Repara-
tureinsätzen“ Hersteller und betei-
ligte Fachkreise dazu animieren,
die Normung in diesem Bereich
weiter voranzutreiben. Davon
würden alle Seiten profitieren –
hierin sind sich die Beteiligten ei-
nig. Denn bei den zurzeit aktuel-
len Reparaturverfahren handelt es
sich um ausgereifte Techniken,
die seit Jahren mit Erfolg ange-
wendet werden. Allerdings hängt
ein Erfolg der Sanierungsmaß-
nahme sowohl von der Erfahrung
und Fachkenntnis des Planers wie
auch von der Einstellung des Auf-
traggebers ab. Will dieser kurz-
fristig Löcher stopfen und dabei
möglichst wenig investieren oder
nachhaltige Kanalinstandhaltung
betreiben? 

Bei der Beantwortung dieser
Frage gibt es im Sinne einer lang-
fristigen Werterhaltung einer lei-
stungsfähigen Infrastruktur und
im Sinne des Schutzes unserer
Umwelt keine Alternative. „Wenn
ich einen Schaden frühzeitig fest-
stelle und rechtzeitig reagiere,
kann ich mit Reparaturverfahren
die langfristige Nutzung des Lei-
tungsnetzes aktiv und mit gerin-
gen Mitteln sicherstellen“, ist Vo-
gel sicher. Voraussetzung ist der
richtige Umgang mit den vor-
handenen Möglichkeiten, wobei
grundsätzlich gilt, dass mit dem
bloßen optischen Kaschieren ei-
nes Schadens kein langfristiger
Sanierungserfolg zu erzielen ist.
„Jeder Schaden hat eine Ursache.
Diese gilt es zu erkennen und mit
den geeigneten Mitteln darauf zu
reagieren“, so Vogel. Wie das
geht? Auch darüber wird in Mainz
diskutiert werden.
Weitere Informationen unter:
www.reparaturtag.de 

Kümmersbrucks Erster Bürgermeister Richard Gaßner, Staats-
minister Helmut Brunner, Maria Mertel (Vorstandsmitglied der
Teilnehmergemeinschaft Krumbach) und Ambergs Oberbür-
germeister Wolfgang Dandorfer ziehen eine erste Zwischenbi-
lanz. Bild: Markus Bauer

Vier Gemeinden 
werden hochwasserfrei 

Zwischenbilanz beim Modellprojekt „Krumbachtal“ 
im Landkreis Amberg-Sulzbach

Der Klimawechsel ist inzwischen deutlich spürbar: stürmische
Winde, scharfe Gewittermit großen Regenwassermengen. Und die-
se Ereignisse wirken sich auch auf die Landschaft aus: Bäume stür-
zen um, Flüsse und selbst Bäche schwellen an und führen Hoch-
wasser. Schwere Gewitterniederschläge am 27. August 2002 im Am-
berger Ortsteil Raigering mit einem Hochwasser als Folge waren in
der Folge Auslöser für die Initiative zu einer interkommunalen
Hochwasserschutzmaßnahme. Was knapp zehn Jahre später dar-
aus geworden ist, darüber informierte sich kürzlich der Bayerische
Staatsminister fürErnährung, Landwirtschaft und Forsten Helmut
Brunner in Moos, einem Ortsteil der Gemeinde Kümmersbruck.

Vier Kommunen sind am
Krumbachprojekt („Gewässerent-
wicklung und Hochwasserschutz
im Einzugsbereich des Krumb-
achs in der Integrierten Ländli-
chen Entwicklung Krumbach“)
beteiligt: die kreisfreie Stadt Am-
berg, die Gemeinde Freudenberg,
die Stadt Hirschau und die Ge-
meinde Kümmersbruck. Das Ein-
zugsgebiet des Krumbachs um-
fasst ca. 3600 ha, seine Fließlänge
beträgt ca. 15 km. Ambergs Ober-
bürgermeister Wolfgang Dandor-
fer ging beim Ortstermin auf die
Vorgeschichte ein und nannte als
Ziel, „die Gemeinden hochwas-
serfrei zu machen“, dies aber un-
ter den Gesichtspunkten Ökologie
und Nachhaltigkeit zu erreichen.
Daher wurden die Wasserwirt-
schaftsämter, das Amt für Ländli-
che Entwicklung Oberpfalz sowie
das Landwirtschaftsamt mit ins
Boot geholt. Und Dandorfer freu-
te sich, dass der Freistaat Bayern
dieses Pilotprojekt unterstützt.

Gelungenes Projekt

Als ein „besonders gelungenes
Projekt einer Stadt-Land-Partner-
schaft“ würdigte Minister Brun-
ner das Krumbach-Projekt. Den
vorbeugenden Hochwasserschutz
und den natürlichen Wasserrück-
halt in der Fläche nannte er als
wichtige Bestandteile des Hoch-
wasserschutz-Aktionsprogramms
der Bayerischen Staatsregierung.
Da im Projekt auch die Oberlie-
ger gefordert sind und sich alle
vier Kommunen entlang des
Bachlaufs einbringen, nannte
Brunner die Initiative „ein Para-
debeispiel für eine gelungene 
interkommunale Zusammenar-
beit“. Zu 90 Prozent fördert dies,
so Staatsminister Brunner, die
Bayerische Verwaltung für Länd-
liche Entwicklung, die restlichen
Kosten sowie den Grunderwerb
und den Flächenabzug teilen sich
die Stadt Amberg und die Ge-
meinde Kümmersbruck.

Flurneuordnung

Mit Hilfe des Amtes für Länd-
liche Entwicklung konnten
flächensparende Lösungen ge-
funden werden, die dem Was-
serrückhalt, der Ökologie und der
Landwirtschaft gerecht werden.
Flurneuordnungsmaßnahmen tra-
gen zum vorbeugenden Hoch-
wasserschutz bei. Beim Krum-
bach-Projekt wurden die Grund-
stückseigentümer und Bürger
kontinuierlich in den Planungs-

prozess mit einbezogen. Inner-
halb eines 1,6 km langen und 30
m breiten Streifens wird der
Krumbach renaturiert und kann
künftig wieder frei mäandrieren.
Zudem wird das Wasser durch
vier Bodenwellen zurückgehalten
bzw. der Abfluss verzögert. Die
Bodenwellen fügen sich harmo-
nisch in die Landschaft ein und
können von den Landwirten be-
fahren und bewirtschaftet wer-
den. Mit dieser Maßnahme soll
letztlich ein Volumen von bis zu
180.000 Kubikmeter Wasser
zurückgehalten werden können. 

Große Herausforderung

„Gäbe es das Amt für Ländliche
Entwicklung nicht, gäbe es auch
diese wichtige Baumaßnahme als
Hochwasserschutzmaßnahme
nicht“, betonte der Kümmers-
brucker 1. Bürgermeister Richard
Gaßner, der auf die bisherige
Entwicklung aus der Sicht sei-
ner Kommune einging. Er nannte
einige besondere Maßnahmen
(Geländemodellierungen, Sport-
platzverlegung) und den zentralen
Abschnitt („eine große Herausfor-
derung“) zwischen den Ortschaf-
ten Krumbach und Moos. „Mit
Kompetenz und Engagement,
Fingerspitzengefühl aber auch
Hartnäckigkeit, wurden die nicht
immer einfachen Gespräche mit
den Grundstückseigentümern zu
einem sehr guten Gesamtergebnis
gebracht“, erläuterte Gaßner zum
aktuellen ersten Bauabschnitt.

Synergieeffekte

Auf die bereits vor 15 Jahren er-
folgten ersten Planungen zur Re-
gulierung des Krumbachs verwies
Maria Mertel, Vorstandsmitglied
derTeilnehmergemeinschaft Krum-
bach. Bereits damals hätten Land-
wirte mit den Hochwasserschutz-
maßnahmen einhergehende Flur-
bereinigungen vorgeschlagen. 

„Ohne die Vorteile der Flurberei-
nigung hätten viele Grundstücksei-
gentümer nicht zugestimmt, die
Flurbereinigung hat die Situation
verbessert“, bilanzierte Mertel, ver-
wies aber auch auf die Einhaltung
der Zusagen für die Landwirte. Als
„ausgezeichnete Idee“ bezeichnete
schließlich Walter Raith, der Leiter
des Wasserwirtschaftsamtes Wei-
den, das Krumbach-Projekt, auch
aufgrund der hier erzielten Syner-
gieeffekte. Dennoch machte Raith
deutlich, dass stets ein Restrisiko –
auch im Bezug auf Hochwasser –
bleibe. Markus Bauer

Donautal Aktiv feierte sein 
10. Jubiläum im Schloss Höchstädt

„Donautal Aktiv e. V., der Verein für Regionalentwicklung zwi-
schen Iller und Lech, feierte im stolzen Schloss Höchstädt sein 10.
Jubiläum. Vor einem Jahrzehnt begann eine wohl einzigartige
Erfolgsgeschichte mit einem inzwischen viel bewunderten Gip-
felsturm von Aktivitäten zur zielbewussten Förderung der Kraft-
quelle Heimatliebe und Heimatbewusstsein. 

Ganz hervorragend gemeistert
wurde die gebietsübergreifende
Zusammenarbeit. In der attrakti-
ven Jubiläumsbroschüre sind er-
folgreich umgesetzte Leitsätze
dokumentiert. Energische Vorrei-
ter der zielbewussten Steuerung,
der Entwicklung und Aufwer-
tung der besonderen Entwick-
lungsachsen entlang der Donau
waren vor allem die drei schwä-
bischen Landräte Leo Schrell,
Dillingen (1. Vorsitzender von
Donautal Aktiv), Stefan Rößle,
Donau-Ries, und Hubert Hafner,
Günzburg. Sie sahen von vorn-
herein: „Wir brauchen ein starkes
Bündnis für das Schwäbische
Donautal“. In den letzten zehn
Jahren gab es für „Donautal Ak-
tiv“ bei Projekten und Wettbe-
werben bayern- und deutschland-
weit teilweise sensationelle Er-
folge. Im Jahr 2009 wurde in
dem hochrangigen Bundeswett-
bewerb „Idee Natur – Zukunfts-
preis Naturschutz“ einer von fünf
Bundessiegen errungen. 

Beim 10. Jubiläum von „Do-
nautal Aktiv“ wurden beim Fest-
akt und dem anschließenden bun-
ten Programm im Binnenhof des
Schlosses Höchstädt bestätigt,
dass es gelang, starken Gemein-
schaftsgeist zu entwickeln. 

Landrat Hafner, der 2. Vorsit-
zende von Donautal Aktiv, beton-

te die sehr positive Ausweitung
der Arbeitsgebiete bis nach Mit-
telschwaben, in das Ries und nach
Baden-Württemberg, mit vielen
Arbeitsgruppen und Teamarbeit.

Landrat Schrell bekräftigte die
Bedeutung des herausragenden
Erfolges von „Donautal Aktiv“
mit den drei Säulen Regionalent-
wicklung, Tourismus und Naher-
holung sowie Naturschutzmaß-
nahmen mit Landschaftspflege.
Zu den Glanzpunkten im Pro-
gramm geworden seien der Do-

nautal-Radelspaß mit jährlich vie-
len Tausenden Teilnehmern, der
Verein „Gästeführer“, die Messe-
kooperationen, Mühlen-, Pilger-
und Wallfahrtswege, Life-Natur-
Projekte, hervorragende Aktivitä-
ten der Landwirtschaft, Gastrono-
mie und der Museen. 

Landrat Rößle hob beim 10. Ju-
biläum hervor, welchen hohen
Rang die erreichte Wertschätzung
regionaler Produkte habe. Beson-
dere Anerkennung verdiene das
Engagement für den Naturschutz
und den ländlichen Raum. Bürger-
meisterin Hildegard Wanner führte
als Musterbeispiel für hervorragen-
de Nutzung heimatnaher Produkte
die Aktivitäten der „Fischgenuss-
wirte“ an. jdt

Viele Komplimente gab es im Schloss Höchstädt für die drei
Landräte (v. l.) Leo Schrell (Dillingen), Stefan Rößle (Donau-
Ries) und Hubert Hafner (Günzburg). Mit ihnen feierten das
große Fest im Schlosshof auch drei in der Heimatpflege aktiv mit-
wirkende Schülerinnen der Realschule St. Bonaventura Dillingen
(v. l.): Jessica Wolf, Sarah Bold und Iris Weichenmeier. Bild: jdt
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Qualitätsmanager bei der Deutschen Post:

Abwechslung 
garantiert

Was macht einen Traumjob zum Traumjob? Für Armin Brun-
ner, Qualitätsmanager bei der Deutschen Post, sind es vor al-
lem zwei Faktoren: Abwechslung und Freiheit. Beides bietet
ihm sein Beruf zuhauf.

Für Armin Brunner beginnt
der Arbeitstag, wenn auch die
Zusteller in seinem Gebiet zur
Arbeit erscheinen – die genaue
Zeit variiert, immer aber be-
ginnt der Tag sehr früh. Fast je-
den Morgen besucht der Qua-
litätsmanager zuerst einen der
Zustellstützpunkte in seinem
Bereich. Sein Gebiet reicht von
Wasserburg im Norden über
Rosenheim an den Chiemsee
und im Süden an die öster-
reichische Grenze. Auf Brun-
ners Agenda steht dann vor al-
lem die Beratung und Unterstüt-
zung der Zusteller und Zustelle-
rinnen. Er informiert sie über
wichtige Neuerungen, schult
oder kümmert sich um kleinere
Reparaturen, wenn etwa ein
Drucker nicht richtig funktio-
niert. 

Mädchen für alles

„Wir Qualitätsmanager sind
ein bisschen Mädchen für al-
les“, berichtet Brunner. „Das
kann ein Problem mit dem Zu-
stellfahrzeug sein, aber auch
einfach der fehlende Kugel-
schreiber.“ Flexibilität ist ein
Muss – Brunner weiß vorher nie
genau, was ihn an diesem Tag
erwartet. Die Unterstützung für
die Zusteller endet übrigens
nicht nach dem Besuch des Zu-
stellstützpunktes: Sie können
Brunner auch außerhalb seiner
morgendlichen Besuche jeder-
zeit anrufen, wenn es einen Not-
fall gibt. Sogar am Wochenen-
de – als Helfer in der Not ist
Brunner immer im Dienst, sein
Handy ist deshalb neben dem
Firmenwagen sein wichtigstes
Werkzeug.

Schnell die 
Seiten wechseln

Sobald die Zusteller zu ihrer
Tour aufbrechen, ist auch für
Brunner die Arbeit im Stütz-
punkt getan und er setzt sich in
sein Auto. Für den zweiten Teil
seines Tages muss er die Seiten
wechseln: Er fährt durch einen
Zustellbezirk und prüft, ob der
zuständige Zusteller die ge-
wünschten Qualitätskriterien er-
füllt: Schließt er sein Auto ab,
wenn er anhält? Ist das Zustell-
fahrrad korrekt abgestellt, sind
also etwa die Briefbehälter ab-
gedeckt und ist das Rad abge-
schlossen? Läuft die Zustellung
wie gewünscht ab? Meist hat
Brunner keinen Grund zur Kla-
ge, seine Leute arbeiten zuver-
lässig und schnell. Wenn es
doch einmal etwas zu bemän-
geln gibt, klärt der Qualitätsma-
nager das mit dem Zusteller im
direkten Gespräch. Außerdem
besucht Brunner auf seiner Tour
auch Kunden: Immer dann,
wenn zum Beispiel ein Kunde
mit seinem Zusteller unzufrie-

den ist oder der Postbote darun-
ter leidet, dass ein Hund frei auf
dem Grundstück läuft und er
sich dadurch nicht sicher fühlt.
In all diesen  Fällen ist Brunner
der persönliche Ansprechpart-
ner für die Kunden und klärt
Konfliktfälle oft direkt an deren
Haustür. Für diesen direkten
Kontakt zur Deutschen Post
sind die Kunden meist sehr
dankbar. 

Von Wasserburg über den
Chiemsee bis zur österreichi-
schen Grenze reicht das Ge-
biet von Qualitätsmanager
Armin Brunner. 

Zwischen 
Hammer und Amboss

Kurz vor Mittag ist Brunner
mit seinen Außenterminen fer-
tig und macht sich auf den Weg
in sein Büro in Rosenheim.
Dort wartet der Schreibtisch:
Denn Armin Brunner verfasst
jeden Tag einen Bericht über
die Ergebnisse vom Vormittag.
Dieser Tagesbericht geht an sei-
nen Abteilungsleiter, der damit
einen regelmäßigen Überblick
über die Qualität in seinem Zu-
ständigkeitsbereich hat. Aber
dass die Qualität in seinem Ge-
biet stimmt, ist für Brunner
nicht nur ein erwartetes Ziel,
sondern vor allem ein persönli-
ches Anliegen.

Berater und 
Ansprechpartner

Dass er in seiner Funktion ei-
ne Doppelrolle spielt, ist ihm
bewusst: einerseits Berater und
Ansprechpartner für die Zustel-
ler, andererseits derjenige, der
ihre Leistung überprüft. „Wir
Qualitätsmanager sind immer
zwischen Hammer und Am-
boss“, sagt er. Ein Konflikt, mit
dem er gut zurechtkommt. Die
Zustellkollegen vertrauen ihm
und seinem Urteil – auch, weil
er selbst viele Jahre als Zusteller
gearbeitet hat. Das schafft
Glaubwürdigkeit und sorgt für
Kollegialität, selbst wenn es
einmal ein Problem gibt. Armin
Brunner lässt keinen Zweifel
daran, dass er seinen Job liebt:
„Ich habe den abwechslungs-
reichsten Job, den es bei der
Deutschen Post gibt“. 

Die Post kommt – überall hin ... 

Zum 50. Geburtstag von Landrat Dr. Ulrich Reuter:

Erfolgreicher Marathonläufer
Aschaffenburgs Landkreischef Dr. Ulrich Reuter feierte am 
27. Juli seinen 50. Geburtstag. Im Rahmen eines Empfangs im
Landratsamt gratulierte ihm Innenstaatssekretär Gerhard Eck
auch im Namen von Innenminister Joachim Herrmann zu seinem
Ehrentag.

„Seit zehn Jahren lenkst Du mit
der Dir eigenen Energie und Tat-
kraft das Geschehen im Land-
kreis Aschaffenburg. Dabei kom-
men Dir Deine Ausdauer, Dein
Fleiß und Deine vielseitige Kom-
petenz zugute“, betonte Eck. Da-
neben ist Ulrich Reuter unter an-
derem auch im KPV-Bundesvor-
stand, im Landesvorstand der
KPV der CSU sowie auch als
Mitglied im Ausschuss für Ver-
fassungs-, Rechts- und Kulturfra-
gen des Bayerischen Landkreista-
ges, im Vorstand und Hauptaus-
schuss des Bayerischen Kommu-
nalen Prüfungsverbandes und als
Mitglied im Hauptausschuss des
Kommunalen Arbeitgeberver-
bandes Bayern eine wertvolle
Stütze.

Durchhaltevermögen

„Reuters berufliche Laufbahn
ist beeindruckend“, meinte der
Staatssekretär. Als ambitionierter
Läufer, der einen Marathon bin-

nen etwa dreieinhalb Stunden
zurücklege, wisse der Landkreis-
chef, wie wichtig Durchhaltever-
mögen ist. Denn erst am Ende des
Laufs winke der große Erfolg.
„Diese Energie, Zielstrebigkeit und
Ausdauer eines erfolgreichen
Langstreckenläufers kennzeichnen
Deinen gesamten Werdegang.“

Großer Wissensdurst

Die Karriere des zweifachen
Familienvaters begann 1978 am
Landratsamt Aschaffenburg mit
der Ausbildung zum Verwal-
tungsfachangestellten. Nach er-
folgreichem Abschluss folgte die
Fachhochschulreife und danach –
von 1983 bis 1985 – ein Studium
an der Bayerischen Beamtenfach-
hochschule.

Im Laufe der anschließenden
dreijährigen Tätigkeit als Rechts-
pfleger am Amtsgericht Aschaf-
fenburg haben sich Eck zufolge
„erneut der Wissensdurst und der
Wille gemeldet, sich weiterzubil-

den“. Und so habe Ulrich Reuter
von 1987 bis 1989 berufsbeglei-
tend Rechtswissenschaften an der
Universität Würzburg studiert.
Abgeschlossen hat Reuter das
Studium mit einem Prädikats-
examen. Bereits ein Jahr später
folgte die Promotion.

Berufliche Laufbahn

Nach dem Zweiten Juristischen
Examen arbeitete Ulrich Reuter
erst kurz als Anwalt in Frankfurt
am Main, ehe er knapp zehn Jah-

Landkreis kamen deshalb in sei-
ner Amtszeit zwei weitere Real-
schulen hinzu. Reuter setzte sich
dafür ein, „dass die Schulen im
Landkreis sehr gut ausgestattet
sind und sich in einem einwand-
freien Zustand befinden“, so
Staatssekretär Eck.

Stärkung der Region

Wichtig ist dem Landrat auch
die Stärkung der Region als Wirt-
schaftsstandort. Wegen der räum-
lichen Nähe legt er sehr großen
Wert auf intensiven Kontakt mit
Hessen sowie den Kommunen im
Rhein-Main-Gebiet. Wie Eck
hervorhob, „hast Du es im-
mer wieder geschafft, in der
Bayerischen Staatskanzlei sowie
den Ministerien erfolgreich für
die Unterstützung dieser Zusam-
menarbeit zu werben“.

Auch als Vorsitzender des Re-
gionalen Planungsverbandes der
Region 1 Bayerischer Untermain
setzt sich Ulrich Reuter mit Er-
folg für seine Heimatregion ein.
Ein besonders wichtiges Projekt
war im vergangenen Jahr die
grenzüberschreitende Ansiedlung
einer Fraunhofer Arbeitsgruppe
für Wertstoffkreisläufe und Res-
sourcenstrategie in Alzenau und
Hanau. Nicht zuletzt durch sein
nachhaltiges Engagement konnte
die Ansiedlung in Rekordzeit er-
möglicht werden.

Modernes Krankenhaus

Wie tatkräftig sich der Jubilar
für eine Stärkung des Landkreises
einsetzt, ist derzeit auch in Was-
serlos zu sehen. Im März dieses
Jahres erfolgte dort der Spaten-
stich für einen modernen Gebäu-
deteil des Kreiskrankenhauses.
Zudem wird 2013 der bereits be-
stehende Gebäudekomplex sa-
niert. So entsteht ein modernes
Krankenhaus für die Bürger des
Landkreises Aschaffenburg.

Staatssekretär Gerhard Eck ab-
schließend: „Lieber Uli, Du hast
schon Enormes geleistet und viel
Wichtiges für Deine Heimat und
Deine Mitmenschen erreicht.
Aber mit 50 muss man noch lan-
ge kein Lebensresümee ziehen.
Noch viele Aufgaben, viele Läu-
fe, noch so mancher Start und
Zieleinlauf liegen vor Dir. Herzli-
chen Dank für all das, was Du
bisher für unsere Mitmenschen,
für unsere Heimat, für unser Land
geleistet hast!“ DK

Dr. Ulrich Reuter. 

re lang im Konzern der Deut-
schen Bank tätig war. 2001 bis
2002 war Reuter Professor für öf-
fentliches Recht und Europäi-
sches Wirtschaftsrecht an der
Fachhochschule Aschaffenburg.
Dort ist er auch heute noch als
Lehrbeauftragter tätig. Im Jahre
2002 schloss sich der Kreis seiner
beruflichen „Laufbahn“. Mit der
Wahl zum Landrat kehrte Ulrich
Reuter in die Behörde zurück, in
der einst sein Aufstieg begann.

Bildung im Visier

Während seiner zehnjährigen
Landratstätigkeit hat der Jubilar
stets besonderes Augenmerk auf
die Bildung gelegt. Zu den bishe-
rigen Realschulstandorten im

Gemeindekonzeption mit Modellcharakter:

Demographiegerechtes
Buch a. Erlbach

Das ganze Jahr über erarbeitet die Gemeinde Buch a. Erlbach be-
reits gute Ideen und Vorschläge für ein demographiegerechtes
Buch der Zukunft. Der im Landkreis Landshut gelegene Ort setzt
sich das Ziel, unter den Bedingungen von zurückgehenden Ge-
burtenraten und der Alterung der Bevölkerung Lebensqualität
und Wirtschaftsperspektiven im ländlichen Raum vorausschau-
end zu sichern. Auch sollen die soziale Infrastruktur, Wohngebie-
te, Freizeiteinrichtungen und Versorgungsmöglichkeiten an die
Folgen des demographischen Wandels angepasst werden. Buch
soll attraktiv für die dort lebenden Bürger bleiben.

Der Prozess der Anpassung
an den demographischen Wan-
del in Buch a. Erlbach soll Mo-
dellcharakter für Gemeinden im
ländlichen Raum erhalten und
wird mit Mitteln der Städte-
bauförderung des Landes Bay-
ern unterstützt. In die Erarbei-
tung des Konzepts „Demogra-
phiegerechtes Buch a. Erlbach“
und in dessen Umsetzung wer-
den die Bürgerinnen und Bürger
intensiv einbezogen. Der demo-
graphische Wandel wird einen
Umbau der Gemeinde verlan-
gen und dieser Umbau soll ge-
meinsam mit der Bevölkerung
vorgenommen werden.

Unterstützende Partner

Bei der Erarbeitung der Ge-
meindekonzeption wird Buch
vom Kommunalberatungsunter-
nehmen KlimaKom e.G. aus
München und Bayreuth und der
Universität Bayreuth unter-
stützt. In den Prozess werden
die bisher vorliegenden Ergeb-
nisse der städtebaulichen Ana-
lyse, die durch das Planungs-
büro EGL in den vergangenen
Jahren erarbeitet wurden, ein-
bezogen und für den Ortskern,
die Siedlung am Einberg und
dem Weiler Holzen unter dem
demographischen Aspekt ver-
feinert und mit den Ergebnis-
sen der Bürgerbeteiligung ab-
gestimmt.

Erste Zukunftskonferenz

Nach einer Auftaktveranstal-
tung im Januar präsentierten Stu-
dierende der Universität Bay-
reuth im Rahmen der ersten Zu-
kunftskonferenz die Ergebnisse
ihrer Untersuchung. Danach ist
der Bevölkerungszuwachs der
letzten Jahre nicht auf einen An-
stieg der Geburtenrate zurückzu-
führen, sondern auf Zuzug. Auch
„altert“ die Bevölkerung Buchs.

War das Durchschnittsalter 2009
noch knapp 42 Jahre, so wird es
sich 2021 auf etwa 47 Jahre be-
laufen. Auf diese Alterung muss
die Gemeinde reagieren.

Barrieren und Hindernisse

Bereits jetzt gibt es Barrieren
und Hindernisse, die insbeson-
dere älteren Menschen Proble-
me bereiten. Es sind die Höhen-
unterschiede bzw. die starken
Steigungen, die gefährliche Ver-
kehrssituation und die schwa-
che Beleuchtung, die von der
Bevölkerung im Rahmen einer
Haushaltsbefragung als Hinder-
nisse im öffentlichen Raum an-
gegeben wurden. 

Die Befragung lieferte noch
weitere Ergebnisse: Zufrieden ist
die Bevölkerung mit den Sport-
und Freizeitmöglichkeiten und
den Angeboten der Vereine. Die
über 60-Jährigen können sich gut
vorstellen, im Alter in einem
Mehrgenerationenhaus oder in
einer betreuten Wohnung zu le-
ben. Bemerkenswert war auch
der hohe Anteil der Befragten,
die sich ehrenamtlich engagie-
ren: Mehr als ein Drittel übt ein
Ehrenamt aus.

Thementische

Intensiv wurde im Rahmen
der ersten Zukunftskonferenz
an acht sog. Thementischen ge-
arbeitet. Dort setzten sich die
Teilnehmer mit der aktuellen
Entwicklung auseinander. Den
Höhepunkt der Veranstaltung
stellte das Visionenspiel dar. In
anregenden Präsentationen wur-
de die ideale Zukunft des Ortes
beschrieben. 

Vor kurzem nun hat die zwei-
te Zukunftskonferenz stattge-
funden. Der Schwerpunkt hier-
bei war die Erarbeitung konkre-
ter Sofortmaßnahmen und Pro-
jekte. DK

Deponie Holzheim:

Gericht weist alle Klagen
gegen Plangenehmigung ab

Augsburg – Das Verwaltungsgericht Augsburg hat über die
Klagen der Gemeinden Holzheim und Münster sowie einer pri-
vaten Grundstückseigentümerin gegen den Plangenehmi-
gungsbescheid der Regierung von Schwaben für die Deponie
Holzheim entschieden und diese abgewiesen. „Damit ist ein
Meilenstein auf dem Weg zur Inbetriebnahme der Deponie ge-
schaffen, da nun alle Genehmigungen gerichtlich bestätigt sind!“,
betonte der Pressesprecher der Lech-Stahlwerke (LWS) Markus
Kihm.

Das Gericht sah die Klagen
zum einen als unzulässig an, weil
weder die Gemeinden noch die
Grundstückseigentümerin durch
die Planänderung in eigenen
Rechten betroffen seien. Mit dem
Änderungsbescheid vom 1. Okto-
ber 2010 hat die Regierung von
Schwaben auf Antrag der LSW
die Anpassung der Deponie an
die geänderten Umweltstandards
genehmigt. Durch die zusätzli-
che Basisabdichtung erfolgt eine
wesentliche Verbesserung des
Grundwasserschutzes. Auch sei
eine Betroffenheit der Gemein-
den in ihrer Planungshoheit aus-
geschlossen, so das Gericht. 

Kein sinnloses Projekt

Das Gericht sah zum anderen
auch die Planrechtfertigung, das
heißt die Erforderlichkeit der
Deponie als gegeben an, was
die Kläger stets bestritten. „Es
ist also gerade kein „sinnloses

Projekt“, wie es Holzheims
Bürgermeister Robert Ruttman
zuletzt in der Donauwörther
Zeitung vom 29. Juni 2012 dar-
gestellt hat“, so Dr. Michael
Heußen, Geschäftsführer der
Lech-Stahlwerke GmbH.

Baldige Entscheidung

Ausdrücklich stellte das Ge-
richt weiterhin fest, dass die Er-
schließung der Deponie Holz-
heim aus tatsächlichen und recht-
lichen Gründen weiterhin mög-
lich sei. „Nachdem das Beteili-
gungsverfahren zu den von LSW
beantragten Erschließungsmög-
lichkeiten nun durchlaufen ist, ge-
hen wir davon aus, dass bald eine
Entscheidung der Regierung von
Schwaben über diesen Antrag er-
geht. Wir sehen dem Ergebnis op-
timistisch entgegen und gehen
davon aus, dass dann auch end-
lich die Zufahrt errichtet werden
kann“, so Kihm. 
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Auftaktveranstaltung im Landkreis Freyung-Grafenau:

„XENOS - Integration
und Vielfalt“

Wie kann man für benachteiligte Jugendliche und junge Erwach-
sene mit und ohne Migrationshintergrund den Weg in die Ausbil-
dung und die Berufswelt erleichtern, Barrieren und Diskriminie-
rung verhindern? Die Antworten auf diese Fragen beinhaltet das
Projekt „XENOS - Integration und Vielfalt“. Im Landratsamt
Freyung fand hierzu eine Auftaktveranstaltung statt.

Das Bundesprogramm „XE-
NOS - Integration und Vielfalt“
will Demokratiebewusstsein und
Toleranz stärken sowie Fremden-
feindlichkeit und Rassismus ab-
bauen. Dabei geht es vor allem
um präventive Maßnahmen ge-
gen Ausgrenzung und Diskrimi-
nierung auf dem Arbeitsmarkt
und in der Gesellschaft. Für die
lokalen und regionalen Problem-
lagen sollen praxisbezogene Lö-
sungsansätze unter Anwendung
bereits erprobter und bewährter
Konzepte und Methoden ent-
wickelt und gute Projektansätze
implementiert werden.

Zwei Förderrunden

Die Umsetzung von „XENOS -
Integration und Vielfalt“ erfolgt in
zwei Förderrunden. In der ersten
Förderrunde werden seit 2008 bis
Ende 2012 rund 252 Projekte ge-
fördert. Die Projektlaufzeit beträgt
maximal drei Jahre.

Im Januar 2012 starteten 105
Projekte in die zweite Förderrun-
de des Bundesprogramms. Der
besondere Fokus dieser zweiten
Runde liegt darauf, den Zugang
von benachteiligten Jugendlichen
und jungen Erwachsenen mit und
ohne Migrationshintergrund zu
Ausbildung und Beschäftigung
durch den Abbau arbeitsmarktbe-
zogener Diskriminierung zu ver-
bessern. Damit soll die Integrati-

on in den Arbeitsmarkt und die
gesellschaftliche Partizipation
und Teilhabe unterstützt sowie
die kulturelle Vielfalt in der Ge-
sellschaft gefördert werden.

In diesem Zusammenhang
stellte auch die Volkshochschule
Freyung-Grafenau ihr Projekt
„grenzenlos tolerant - Toleranz
grenzenlos“ vor, das an „XENOS“
gekoppelt ist. Wie der Geschäfts-
führer der vhs, Klaus Hippmann,
erläuterte, ist es das erklärte Ziel,
Jugendliche durch Sensibilisie-
rung ihrer Bezugspersonen und
durch mehr Toleranz bei Ent-
scheidungsträgern wie Politikern
oder Arbeitgebern beim Einstieg
in die Arbeitswelt zu unterstützen. 

Internetplattform

Mit Hilfe einer mehrsprachigen
Internetplattform sollen den Mi-
granten beispielsweise Beamten-
gänge erleichtert und erklärt wer-
den. Regionale und unterneh-
mensspezifische Integrationsstra-
tegien sollen entwickelt werden,
um Arbeitnehmern - trotz eventu-
eller Sprach- und Kulturbarrieren -
den Einstieg in ihren Arbeitsplatz
zu ermöglichen. Außerdem sind
noch viele weitere Aktionen, vor
allem auch an Schulen, und Maß-
nahmen geplant. Die vhs Freyung-
Grafenau geht das Projekt gemein-
sam mit den Volkshochschulen
Hof, Cham und Passau an.

Freyung-Grafenaus Landrat
Ludwig Lankl bezeichnete die
beiden Projekte als „hervorragen-
de zusätzliche Maßnahmen zu
den bereits bestehenden Einrich-
tungen wie die Agentur für Arbeit
oder das Regionalmanagement“.

Bedarf an Fachkräften

Dr. Hans Dietrich von Loeffel-
holz, Chefvolkswirt und Leiter des
Forschungsfeldes für wirtschafts-
wissenschaftliche Zusammenhän-
ge, wies in seinem Referat unter
dem Motto „Migration und Fach-
kräftegewinnung als Herausforde-
rung für die regionale Wirtschaft
und Gesellschaft“ darauf hin, dass
Jugendliche mit Migrationshinter-
grund „gefragt sind wie nie“. Die
weiterhin gute Konjunktur verstär-
ke den aktuellen Fachkräftebedarf.
„Dieser wird auch nicht zurückge-
hen, im Gegenteil: Wegen der ab-
nehmenden Zahl und Alterung der
erwerbsfähigen Personen wird der
Bedarf an qualifizierten Migranten
noch steigen“, betonte Loeffel-
holz.

Deutschlandweit sind nach sei-
nen Worten mehr Menschen zu-
als abgezogen. Im Landkreis
Freyung-Grafenau hingegen sind
mehr Menschen „ausgewandert“
als hergezogen. Bei diesen Wan-

derbewegungen handle es sich
aber um regionale Abwanderun-
gen - vor allem in den Raum Pas-
sau. „Auch die Zahl der Erwerbs-
personen in Deutschland wird in
den nächsten gut zehn Jahren von
45 Millionen auf 38 Millionen
zurückgehen. Rechnet man die-
se Zahlen auf den Landkreis
Freyung-Grafenau runter, so wer-
den auch hier einige Tausende
wegfallen und somit die Fach-
kräftelücke spürbar zunehmen“,
erklärte Loeffelholz die prekäre
Situation. 

„MINT-Berufe“

Besonders knapp werden die
Arbeitskräfte bei den so genann-
ten „MINT-Berufen“, also Ma-
thematiker, Ingenieure, Naturwis-
senschaftler und Techniker. Und
hier soll das Projekt „XENOS -
Integration und Vielfalt“ greifen.
„Die Region muss ihre eigenen
Möglichkeiten nutzen und quali-
fizierte Zuwanderer gewinnen“,
hob der Chefvolkswirt hervor. Die
Zahl der Schul-, Ausbildungs- und
Studienabbrecher müsse verrin-
gert und die Übergänge in den Be-
ruf verbessert werden. Außerdem
sollten gut und hoch qualifizierte
Migranten angeworben werden.
„Diese Menschen müssen dann
auch integriert werden - integrie-
ren heißt investieren“, stellte Loef-
felholz fest. 

Das Gesamtvolumen des XE-
NOS-Projekts beläuft sich auf 350
Millionen Euro, für die Hälfte
kommt die EU auf, ein Viertel
stemmen jeweils die Bundesregie-
rung und die Projektträger. DK

Walter Zöller feiert Rekord-Jubiläum:

40 Jahre Münchner Stadtrat
Er darf sich mit Fug und Recht als Ausnahme-Politiker bezeich-
nen: Bereits seit 40 Jahren gehört Walter Zöller dem Münchner
Stadtrat an. Am 1. Juli 1972, als Georg Kronawitter sein Amt als
Münchner Oberbürgermeister antrat, wurde Zöller, der sich be-
reits als Mitglied der Jungen Union und später auch in der Kom-
munalpolitischen Vereinigung der CSU Meriten erwarb, Mitglied
des Rates der Landeshauptstadt. Mittlerweile ist der 72-Jährige
dort der Dienstälteste und laut Süddeutscher Zeitung „der wohl
mächtigste Oberbürgermeister, den München nie hatte“.

Walter Zöller war in den
1980erJahren als CSU-Fraktions-
vorsitzender mit Hilfe der legen-
dären „Sofa-Fraktion“ zum Diri-
genten einer Stadtratsmehrheit
geworden und zeitweise, zumin-
dest bei stadtratspflichtigen An-
gelegenheiten, einflussreicher als
der tatsächliche OB, dem er jo-
vial anbot, sich doch als 42. Mit-
glied der „Gestaltungsmehrheit“,
wie sie sich selbst nannte, anzu-
schließen. Wie OB Christian Ude
rückblickend betont, habe dies
Georg Kronawitter so tief ge-
kränkt, „dass er sich mit unglaub-
lichem Schwung in den Wahl-
kampf 1990 warf und ein rot-grü-
nes Bündnis schmiedete, das ihm
in früheren Zeiten noch gar nicht
geheuer gewesen wäre“.

Wissen, Erfahrung 
und gute Kontakte

„Hatte Walter Zöller für einen
schwarz-grünen Pakt mit der
Grünen-Fraktion bei den Refe-
renten-Wahlen 1988 sogar den
Segen von Franz-Josef Strauß
eingeholt und erhalten, war diese
Farbkombination Schwarz-Grün
nach der verlorenen Kommunal-
wahl 1990 in seiner Partei plötz-
lich verpönt und seine Zeit als
Fraktionschef bald vorbei“, erin-
nert sich Ude . Zöller sei nur Pla-
nungssprecher seiner Fraktion ge-
blieben, wobei dieses „nur“ in
Anführungszeichen zu setzen sei,
„weil einer wie Zöller mit dem
beruflichen Wissen eines Notars,
mit der jahrzehntelangen Erfah-
rung als dienstältestes Mitglied

der Stadtgestaltungskommission,
mit Leidenschaft für Stadtpla-
nung und Architektur, mit guten
Kontakten zur Wohnungswirt-
schaft und Architektenschaft aus
der Sprecherrolle mindestens so
viel zu machen weiß wie aus dem
Fraktionsvorsitz“.

Maßgebliche Mitwirkung

In den Zeiten absoluter CSU-
Mehrheit von 1978 bis 1984, aber
auch nach 1990, als er der „Oppo-
sition“ angehörte, hat Walter Zöl-
ler zudem viele Bebauungsplan-
verfahren und Architektenwettbe-
werbe maßgeblich beeinflusst
und sogar an wohnungspoliti-
schen Grundsatzbeschlüssen wie
auch progressiven Regelwerken
mitgewirkt. 

Ein leidenschaftlicher
Kommunalpolitiker

Ude zufolge ist er „40 Jahre
lang niemals zu einem Routinier
geworden, der Termine nur noch
absitzt, sondern immer ein leiden-
schaftlicher Kommunalpolitiker,
ein Verfechter des kommunalen
Ehrenamtes und ein Verteidiger
demokratisch gewählter Gremien
und ihrer politischen Kultur ge-
blieben“. Auszeichnungen wie
die Medaille „München leuchtet“
in Gold, die Jubiläumsmedaille in
Gold sowie die Goldene Bürger-
medaille sind Ausdruck für die
Wertschätzung und Anerken-
nung, die der Vollblutpolitiker
Zöller in all den Jahren erfahren
durfte. DK

Unser Bild zeigt Bezirkstagspräsident Erwin Dotzel (vierter von
links) und Bezirkstagsvizepräsidentin Eva Maria Linsenbreder
(vierte von rechts) sowie Bezirksrätin Christina Arnold (fünfte
von links) gemeinsam mit allen Preisträgern. Von links.: Matthias
Triebel (Bergrheinfeld-Garstadt), Verena Thamm (Triefenstein-
Lengfurt), Christel Breunig (Aschaffenburg), Berhard Gass (Bad
Neustadt a. d. Saale-Brendlorenzen), Helmut Pfaffenberger
(Ebern-Jesserndorf) und Miltenbergs Bürgermeister Joachim
Bieber. 

Bezirk Unterfranken:

Förderpreise zur Erhaltung
historischer Bausubstanz

Den mit insgesamt 150.000 Euro dotierten Förderpreis der
Kulturstiftung des Bezirk Unterfranken zur Erhaltung histo-
rischer Bausubstanz hat Bezirkstagspräsident Erwin Dotzel in
Miltenberg an die sechs Preisträger des Jahres 2012 vergeben. 

Den Preis teilen sich demnach
Helmut Pfaffenberger für die Sa-
nierung der Dorfwirtschaft „Grü-
ner Baum“ in Ebern-Jesserndorf
(Landkreis Haßberge), Verena
Thamm für die Erhaltung des
Weinhauses Zorn in Triefenstein-
Lengfurt (Landkreis Main-Spes-
sart), die Stadt Miltenberg für die
Restaurierung der Mildenburg und
deren Nutzung als Museum (Stadt
Miltenberg), Bernhard Gass, der
die Taubenmühle in Bad Neustadt
a. d. Saale-Brendlorenzen renovie-
ren ließ und nun als Vinothek und
Wein-Bar nutzt (Landkreis Rhön-
Grabfeld), Matthias Triebel für die
Sanierung eines Giebelhauses mit
verputztem Fachwerkgiebel in
Bergrheinfeld-Garstadt (Landkreis
Schweinfurt) und Christel Breunig
für die Renovierung eines Bürger-
haus-Fachwerkhauses in Aschaf-
fenburg (Stadt Aschaffenburg).

Denkmalschutz leiste einen
grundlegenden Beitrag zur Be-

wahrung der kulturellen Vielfalt
einer Region oder einer Land-
schaft, sagte Dotzel in seiner Lau-
datio. „Denkmalpflege ist das Be-
kenntnis zu unserem gemeinsa-
men kulturellen Erbe und zu un-
serer gemeinsamen Geschichte.“

Paradestück

Landrat Roland Schwing
(Landkreis Miltenberg) gratulierte
insbesondere der Stadt Miltenberg
zu ihrem Preis für die sorgsame
Restaurierung der Mildenburg.
Dass sich unter den sechs Preisträ-
gern etliche Gasthäuser befanden,
interpretierte der Landkreis-Chef
als Indiz dafür, dass in Unterfran-
ken schon in der Vergangenheit
gern gefeiert wurde. 

Bürgermeister Joachim Bieber
(Stadt Miltenberg) nannte die Mil-
denburg ein „Paradestück“. Insge-
samt gebe es im Miltenberg 258
Denkmäler – „und jedes davon 

Bezirksparteitag der CSU Mittelfranken:

„Neue Medien – 
frei und fair“

Triesdorf (wefa) – Einen gesellschaftlichen Konsens zum Schutz
geistiger Leistungen hat Innenminister Joachim Herrmann auf
dem Bezirksparteitag der mittelfränkischen CSU in Triesdorf
(Landkreis Ansbach) angemahnt. Er sieht durchaus einen Zwie-
spalt: „Wir regen uns auf, wenn jemand seine Doktorarbeit
fälscht, aber finden es lustig, wenn die Piraten den Diebstahl von
Daten zum Programm erheben.“

Herrmann, der auch Bezirks-
vorsitzender der CSU Mittelfran-
ken ist, befasste sich in seiner Re-
de mit dem Tagungsthema „Neue
Medien – frei und fair“ und warn-
te davor, das Netz mit seinen gi-
gantischen Datenspeichern sich
selbst zu überlassen. „Der Staat
ist auch für die Sicherheit auf den
Datenautobahnen zuständig“,
sagte der Parteichef, relativierte
aber zugleich: „Merkwürdig ist,
dass die privaten Datenspeicher
als zweitrangig angesehen wer-
den, dabei speichern sie viel mehr
als die staatlichen Stellen.“

Schattenseiten

Urheberrechtsverletzungen
und Raubkopien seien die Schat-
tenseiten der weltweiten Daten-
verfügbarkeit. „Im Vergleich zu
dem, was an Raubkopieren run-
tergeladen wird, ist der Diebstahl
von DVDs in den Läden fast
schon läppisch.“ Wie Herrmann
erklärte, seien 2011 in Bayern an
die 20.000 Delikte mit einer
Schadenssumme von rund 30
Millionen Euro bekannt gewor-
den, die Dunkelziffer sei aber ver-
mutlich noch weit höher. Herr-
mann plakativ: „Der Bankraub
des 21. Jahrhunderts heißt Fis-
hing.“

Der Innenminister sprach von
einem „Quantensprung“ und ei-
nem Leben in der modernen
Kommunikationsgesellschaft
2.0.“ Herrmann sieht zunächst
die Chancen für die ländlichen
Räume, denn längst gingen die
großen Unternehmen auf das
Land, weil das Leben und Loh-
nen in München für die Mitar-
beiter zu teuer werde. „Wenn
wir“, so Herrmann, „die Arbeit
zu den Menschen bringen, dann
können wir sie im ländlichen
Raum halten.“

Kein Ruhmesblatt

Das Internet habe aber auch
seine Risiken, denn die Wirt-
schaft könne sich beispielsweise
genauso des Softwareentwicklers
aus Taiwan bedienen wie dem aus
Dinkelsbühl. Der Highspeed-
Zugang zum Internet dürfe in
Triesdorf nicht schlechter sein als
in München. Deshalb habe die
Staatsregierung im Doppelhaus-
halt 2013/2014 eine umfassende
Strategie „Bayern digital“ ent-
wickelt und 200 Millionen Euro
eingesetzt. Schon in den letzten
drei Jahren seien vom Freistaat
für eine bessere digitale Infra-
struktur in 1300 Gemeinden 107
Millionen Euro ausgegeben wor-
den. Die Privatisierung der Tele-
kom sei für den Bund kein Ruh-
mesblatt gewesen, denn das
Breitband werde nur dort ver-
legt, wo eine entsprechend hohe
Rendite zu erwarten sei.

Zum Parteitagsthema äußerten
sich auch Finanz-Staatssekretär
Franz Pschierer, der Beauftragte
für Informationstechnologie der
Staatsregierung, sowie der stell-
vertretende Bezirksvorsitzende

Dr. Christian von Dobschütz
(„Neue Chancen für eine Mit-
machgesellschaft“). Die Ar-
beitsgruppen leiteten der Ansb-
acher Landrat Dr. Jürgen Lud-
wig, Robert Frank, Thomas
Kranig (Präsident des Landes-
amts für Datenschutzaufsicht in
Ansbach) und Eckhard Schwarz-
er (DATEV-Vorstand für Marke-
ting und Vertrieb).

Schon bei der Begrüßung der
Parteitagsbesucher hatte Alexan-
der Küßwetter, der für die Lehr-
anstalten Triesdorf zuständige
Bezirksrat, auf die impulsgeben-
de Rolle von Triesdorf hingewei-
sen. Er sagte: „Wir brauchen den
Ausbau der Landmaschinenschu-
le zu einem Fachzentrum für
Land- und Energietechnik, denn
ohne Landwirtschaft wird die
Energiewende nicht laufen.“ 

ist wichtig!“ Aber die Mildenburg
„thront hoch über der Altstadt“
als Wahrzeichen Miltenbergs, sag-
te Bieber. Er erinnerte an die
langjährige Suche nach einer ge-
eigneten Verwendung des histori-
schen Baus aus dem 13. Jahrhun-
dert. Mit dem Kunstmuseum habe
man eine „hochwertige Nutzung,
die der Bedeutung des Gebäudes
entspricht“ gefunden, so das Stadt-
oberhaupt abschließend. 
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„Hoppala, schon wieder je-
mand, der meint, seine Schön-
heit bräuchte dringend Farbe
in der Haut und sich wundert,
wenn andere Anstoß nehmen.“
Mein Chef, der Bürgermeister,
sieht in dem Fall eines russi-
schen Opernsängers, der we-
gen eines Runen-Tattoos, das
er sich in jungen Jahren hat
stechen lassen und deshalb
nicht bei den Wagner-Fest-
spielen in Bayreuth singen
darf, einen Fall von irre geleitetem Geschmack
oder übergroßer Lust an der Provokation.

Um es vorweg zu sagen: Die Entscheidung,
dass jemand, der früher oder aktuell ein Kör-
perbild an sich hat, das ein Nazi-Symbol dar-
stellt oder mit einem solchen Ähnlichkeit hat, in
Bayreuth nicht singen sollte, ist absolut in Ord-
nung. Wagner wurde halt von Anfang an von
den Nazis missbraucht und Bayreuth von diesen
vereinnahmt – da gelten eigene Maßstäbe.

Aber man fragt sich unwillkürlich: Warum tun
Menschen das ihrem Körper an? Klar, wer die
russische Geschichte und die sowjetisch-russi-
sche Erinnerungskultur an den Zweiten Welt-
krieg kennt, der versteht, dass ein junger Russe,
Angehöriger eines Volkes, das unter den Nazi-
Gräueln und der Kriegsfurie einen besonders ho-
hen Blutzoll zu leisten hatte, wahrscheinlich mit
nichts mehr schocken ist. Aber muss man, um
sich von der umgebenden Gesellschaft abzugren-
zen, ein Nazi-Symbol „einbrennen“ lassen? Ob
der damalige Jugendliche wusste, dass er mit
dem unseligen Akt der Tätowierung die Opfer be-
sonders verhöhnte, die von den Nazis durch Täto-
wierungen oder Brandmale gedemütigt wurden?

Nun konnte man ihn sehen, den Körper wie
ein Bilderbuch bemalt, kahlrasierter Schädel,
wie er einem Berserker gleich auf ein Schlag-
zeug im Heavy-Metal-Stil eindrischt. Gut, es ist
sicherlich nicht planbar, ein großer Opernsän-
ger zu werden, von dem erwartet wird, dass er
mit entblößtem Oberkörper wenn schon keinen
ästhetischen, so doch unanstößigen Eindruck
hinterlässt. Aber es muss doch jedem, der sich
ein Tattoo stechen lässt – ob Nazi-Symbol, An-
ker, Schmetterling oder Kalligraphie – klar sein,

dass er dieses Ding bis an sein
Lebensende mit sich herum-
trägt – Schrumpelhaut, Falten
und Verfärbungen ab einem
gewissen Alter inklusive. Gut,
es gibt Techniken, ein nicht
mehr gefallendes Tattoo „um-
zudekorieren“ und aus SS-Ru-
nen einen Medusenkopf zu ma-
chen oder die Oberarmbekun-
dung „Sabrina mon Amour“
durch ein florales Motiv zu
überdecken. Aber die Tatsache

des Tätowiertseins lässt sich nicht rückgängig
machen.

Es ist also tatsächlich immer noch so wie es
schon aus der Antike berichtet wird, dass der
Mensch primär für den Augenblick lebt. Im al-
ten Griechenland war es Herostratos, der für ei-
nen Moment der Berühmtheit die grausigsten
Folgen auf sich nahm. Heute gilt: Ist das Tattoo
aktuell hip oder kann es schockieren, wird es
aufgetragen, egal was in 20 Jahren ist. Auch im
Sport ist alles auf den Augenblick ausgerichtet.
Das Eröffnungsfeuerwerk der Olympischen
Spiele in London war noch nicht abgebrannt, da
gab es den ersten Dopingfall. Doping ist aber
nichts anderes als vorsätzliche Selbstschädi-
gung mit Langzeitwirkung. Also unlimitierte
Nachwirkungen für den einen Augenblick
Ruhm.

Da wir in Deutschland sind, wird das Tattoo-
Phänomen nun aber auch grundsätzlich disku-
tiert: Sind Tattoos Kunst? Was haben sie uns zu
sagen? Müsste man nicht die Aufmerksamkeit
darauf richten, die Botschaften der Körperbilder
zu deuten? Und dann würde aus einem kleinen
Schmetterling am Knöchel ein tiefgründendes
Statement und der tätowierte Sänger mutierte
zum Gesamtkunstwerk. Schöne Aussichten.

Mein Chef, der Bürgermeister, ist ein Ästhet
alter Schule, der Tattoos zwar als Ausdruck der
Persönlichkeit respektiert, aber diesen Körper-
gemälden sicherlich nicht den Rang von Kunst
beimessen würde. Nun, da kann sich wohl jeder
seine eigene Meinung bilden, ganz im Sinne ei-
nes Satzes von Ralph Waldo Emerson, den ich
dem Chef aufs Handy simse: „Liebe zur Schön-
heit ist Geschmack. Das Schaffen von Schönheit
ist Kunst.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Selbstschädigung
mit Langzeitwirkung

Euregio Inntal-Generalversammlung 2012:

Kompetente Anlaufstelle
für EU-Förderungen

Seit überzehn Jahren arbeitet die Euregio Inntal – Chiemsee – Kai-
sergebirge - Mangfalltal fürden europäischen Einigungsprozess auf
regionaler Ebene und unterstützt so den Gedanken eines zusam-
menwachsenden Europa. Aktivitäten mit Fördermittel in Höhe von
rund 14 Millionen Euro wurden in dieser Zeit umgesetzt. Vor die-
sem Hintergrund zog Präsident Walter J. Mayr bei der General-
versammlung 2012 im Rathaus Rosenheim eine äußerst positive Bi-
lanz. Die Euregio präsentiert sich nach seinen Worten als „stark
nachgefragte und kompetente Anlaufstelle für EU-Förderungen“.

„Erfreulicherweise konnten
mehrere Interreg-Projekte erfolg-
reich abgeschlossen werden“, be-
richtete Präsident Mayr den Mit-
gliedern. Die Großprojekte Moor-
Allianz in den Alpen“ oder
„Höhlen-Kultur-Erlebnis Inntal“
werden auch nach Ende der offi-
ziellen Laufzeit weitergeführt.
Damit wird auch dem Sinn der
60-prozentigen Anschubfinanzie-
rung aus Mitteln des Europäi-
schen Fonds für Regionale Ent-
wicklung entsprochen.

Darüber hinaus genehmigte der
Euregio-Vorstand fünf Kleinpro-
jekte aus den Themenbereichen
Wirtschaft, Tourismus, Bildung
und Kultur, die ebenfalls den
Grenzraum zwischen Traunstein,
Rosenheim, Kufstein und Kitz-
bühel stärken. Dazu zählen Mayr
zufolge das Vorhaben „Frau und
Erfolg“ - ein Motivationstag für

Unternehmerinnen im März 2012
in Kufstein und eine weitere Ver-
anstaltung im Mai 2012 in Ro-
senheim, zudem eine Projektstu-
die der Gemeinden Niederndorf
und Oberaudorf für ein gemein-
sames Besucherzentrum mit ei-
nem 40 Meter hohen Holzturm
an der Staatsgrenze zwischen
Bayern und Tirol namens „Sehn-
sucht nach den Gipfeln“ und die
Broschüre „Kieferergipfl“, eine
Chronik zum zehnjährigen Ju-
biläum des Treffens von Tiroler
und bayerischen Bürgermeistern
und Sicherheitsorganen im Tiro-
ler und bayerischen Inntal.

Weitere genehmigte Kleinpro-
jekte sind die „Tanzmatinee auf
der Kufsteiner Festung“ sowie
die „NetiT-Region“. Gemeinsam
mit dem Lead-Partner Rosik e.V.
führt die Euregio Inntal dieses
Projekt durch. An Rosik werden

laufend IT-Beratungsfragen von
Privatpersonen und Firmen aus
dem Euregio-Gebiet gestellt.
Fachveranstaltungen und Koope-
rationsbörsen sollen besonders
die Vernetzung zwischen Wirt-
schaft, IT und Verkehr fördern.

Als zusätzliche erfolgreiche
Beispiele aus der Euregio-Arbeit
nannte Mayr die Ausstattung der
grenznahen bayerischen Rettungs-
organisationen mit digitalen Funk-
geräten, um eine Kommunikation
mit ihren Tiroler Kollegen bei Ret-
tungseinsätzen zu ermöglichen
und die langjährige Kooperation
mit den Rosenheimer Hagelflie-
gern, die bei ihren Einsätzen 13 Ti-
roler Gemeinden mit einbeziehen,
um zumindest größere Hagelschä-
den zu vermeiden.

Stattgefunden haben auch zahl-
reiche Veranstaltungen in Bayern
und Tirol: So kam es erst Mitte Ju-
ni über Einladung von Kufsteins
Bezirkshautpmann Christian Bid-
ner zu einem Forst- und Jagdge-
spräch. Dort kristallisierte sich her-
aus, dass die Rotwilddichte und
die grenzüberschreitende Rotwild-
bewegung ein Problem darstellen.
Ziel wäre daher eine wissenschaft-
lich fundierte Wildbestandserhe-
bung für ein mögliches Interreg-
Rotwild-Projekt.

Darüber hinaus unterzeichneten
im Rosenheimer Landratsamt Bun-
desverkehrsminister Dr. Peter Ram-
sauer und seine österreichische
Kollegin Doris Bures einen Staats-
vertrag zur Zusammenarbeit bei
der Planung für den Zulauf zum
Brennerbasistunnel von München
bis an die deutsch-österreichische
Grenze und weiter bis zur bereits
fast fertig gestellten „Neuen Un-
terinntalbahn“ nach Kundl.

Im Rahmen der Generalver-
sammlung präsentierte der Inns-
brucker Universitätsprofessor Dr.
Josef Nussbaumer, mehrfach aus-
gezeichneter Wissenschaftler und
Autor zahlreicher Publikationen,
auf Einladung der Euregio seine
Publikation „Unser kleines Dorf“.

Nussbaumer betrachtet darin
das Verhalten und die Entwick-
lung von 100 Einwohnern im
Vergleich mit der Weltbevölke-
rung. Durch diese Normierung
können nach seinen Worten aus-
sagekräftige statistische Verglei-
che gezogen werden. Dabei
ließen sich beispielsweise Er-
kenntnisse in punkto Beschäfti-
gung in der Landwirtschaft, in
den Bereichen Bevölkerungsent-
wicklung, Ernährung und Kon-
sum sowie Energiewirtschaft und
Ressourcenverbrauch erzielen.

So haben 41 Personen in „Glo-
bo“ beispielsweise keine sa-
nitären Anlagen, 13 keinen Zu-
gang zu ausreichend sauberem
Trinkwasser. Nur vier Bewohner
können das Buch lesen, weil sie
Deutsch verstehen. Von den elf
Handfeuerwaffen im Dorf sind
fünf in Nordamerika - mehr als
die ganze Polizei besitzt. Es wird
auch hochgerechnet, wie viele
dieser Welten von Nöten wären,
würden alle Menschen so viel Erd-
öl verbrauchen, wie das reichste
Viertel der Welt. Gebraucht wür-
den dann sieben Globos.

Mit einem Wirtschaftssystem
im Sinne des Ressourcenver-
zehrs, wie es in Mitteleuropa, al-
so auch in der Euregio Inntal exi-
stiert, werde eine Welt, in der sie-
ben Milliarden Menschen leben,
nicht zu bedienen sein, meinte
Nussbaumer. Der Bewusstseins-
wandel könne, geschichtlich be-
trachtet, nie verordnet werden,
sondern müsse von unten kom-
men. „Die Rettung kommt nur
von der Zivilgesellschaft“, zeigte
sich Nussbaumer überzeugt,
„nicht von der Wissenschaft, die
dorthin geht, wo das Geld ist und
auch nicht von der Politik, die
kurzfristig agiert.“ DK

Ehrenfahne des Europarates
für Ingolstadt

Für ihre Verdienste um die Verbreitung des europäischen Ge-
dankens ist die Stadt Ingolstadt mit der Ehrenfahne des Euro-
parates ausgezeichnet worden. Europaministerin Emilia Mül-
ler und Johanna Schicker, Ehrenmitglied der Parlamentari-
schen Versammlung des Europarates, übergaben die Fahne bei
einem Festakt im Stadttheater an Oberbürgermeister Alfred
Lehmann. Bereits 1999 hatte die Stadt für ihre europäischen
Aktivitäten mit Schwerpunkt auf den städtepartnerschaftlichen
Beziehungen das Europadiplom in Straßburg erhalten.

Ingolstadt pflegt inzwischen partnerschaftliche Beziehungen zu
neun Städten. Die Verbindungen zum italienischen Carrara und
Kirkcaldy in Schottland jähren sich heuer zum 50. Mal. Nächstes
Jahr kann die Städtepartnerschaft mit Grasse in Südfrankreich
ebenfalls 50. Geburtstag feiern. Im Jahr 1979 wurde ein Partner-
schaftsvertrag mit Murska Sobota/Slowenien geschlossen, 1995
mit dem Moskauer Zentralbezirk/Russland. Es folgten 1998 Ma-
nisa/Türkei und 2003 Kragujevac/Serbien. Die jüngsten Verbin-
dungen mit Opole/Polen und Györ/Ungarn wurden in den Jahren
2005 und 2008 besiegelt.

Mit der Pflege dieser offiziellen Partnerschaften leiste Ingolstadt
einen Beitrag zur europäischen Verständigung und Einheit, beton-
ten die Redner bei der Verleihung. Mehrfach erwähnt wurde dabei
auch das Engagement Ingolstadts in Burkina Faso, wo sich die
Stadt stark für den Bau von Brunnen einsetzt. DK

Grünes Licht für
Klinik-Fusion

Neues gemeinsames Kommunalunternehmen „Donau-
Isar-Klinikum Deggendorf – Dingolfing-Landau“

Die Kreistage der Landkreise Deggendorf und Dingolfing-Lan-
dau haben die Fusion ihrer Kliniken beschlossen. Damit ent-
steht mitten in Niederbayern ein neues gemeinsames Kommu-
nalunternehmen „Donau-Isar-Klinikum“ mit drei Standorten
in Deggendorf sowie in Dingolfing und Landau.

Die Dingolfinger Krankenhäu-
ser waren in finanzielle Schiefla-
ge geraten, das jährliche Defizit
wuchs auf zuletzt 5,1 Millionen
Euro an. Durch Synergieeffekte
und Deggendorfer Know-how
soll der Betrieb dort wieder wirt-
schaftlich werden. 

Die Deggendorfer Kranken-
haus-Chefin Dr. Inge Wolff mach-
te sich einen Namen, als sie dort
das Klinikum binnen weniger
Jahre aus den roten Zahlen in die
Gewinnzone manövrierte. Sie ist
auch designierter Vorstand des
neuen Kommunalunternehmens,
das ein Stammkapital von einer
Million Euro erhält, wobei der
Landkreis Deggendorf eine
Stammeinlage von 600.000 und
der Landkreis Dingolfing/Landau
in Höhe von 400.000 Euro er-
bringt. Kontrolliert wird die Vor-

sitzende durch einen 15-köpfigen
Verwaltungsrat, in dem Deggen-
dorf die Mehrheit besitzt.

Deggendorfs Landrat Christian
Bernreiter nannte die bevorste-
hende Fusion zum „Donau-Isar-
Klinikum“ einen „Meilenstein“,
auch wenn es aufgrund höherer
Schulden als zunächst angenom-
men, länger als zwei Jahre dau-
ern werde, bis die „schwarze
Null“ in Landau und Dingolfing
erreicht ist.

Eine weitere wesentliche Neu-
erung ist, dass das Medizinische
Versorgungszentrum (MVZ) in
Landau, in dem umfangreiche
Sanierungsmaßnahmen anstehen,
nicht in das neue gemeinsame
Kommunalunternehmen einge-
gliedert wird. Der Landkreis Din-
golfing-Landau muss das Defizit
selbst tragen. DK

Letzter Bauabschnitt des Elsenfelder Schulzentrums:

Modernes Gebäude
zum Lernen und Wohlfühlen

Mit einer Feierstunde haben zahlreiche Gäste den Abschluss der
Modernisierung des Elsenfelder Schulzentrums und die Übergabe
des fünften und letzten Bauabschnitts gefeiert. In der Aula beka-
men sie neben zahlreichen Grußworten auch ein attraktives Unter-
haltungsprogramm geboten.

Landrat Roland Schwing
sprach den Gästen aus der Seele,
als er sagte, dass es „keine besse-
re Investition gibt als die in Bil-
dung.“ Das Schulzentrum sei ein
Synonym dafür, dass sich der
Landkreis Miltenberg zu Recht
einen Ruf als Schullandkreis er-
worben habe. 

Die Notwendigkeit des 41-Mil-
lionen-Euro-Projekts sei unum-
stritten gewesen, erklärte Schwing
und verwies darauf, dass das
Schulzentrum Anfang der 1970er
Jahre für 1000 Schüler konzipiert
gewesen sei. Aufgrund stetig stei-
gender Schülerzahlen sei eine Er-
weiterung in Verbindung mit ei-
ner räumlichen Entflechtung und
Neustrukturierung der beiden
Schulen unumgänglich gewor-
den, argumentierte der Landrat.
Mit der Fertigstellung und der
Übergabe des fünften Bauab-
schnitts sei gleichzeitig der ge-
samte Bau beendet. 

Schwing erwähnte auch die
Tatsache, dass mit Hilfe des För-
derprogramms IZBB zusätzlich
ein Neubau für die Nachmittags-
betreuung der Schüler samt
Mensa und Küchentrakt für
knapp 2,8 Millionen Euro errich-
tet wurde, der sich nahtlos an den
Gymnasialbereich anschließt.
Der fünfte Bauabschnitt stelle mit
der zentralen Aula und den sich

darüber befindenden Schulver-
waltungen gewissermaßen das
Herzstück des Schulzentrums dar.

Technik und Gestaltung

Der Landrat erläuterte den Gä-
sten zudem die moderne Technik
in allen Teilen des Gebäudes so-
wie die Gestaltung der Außenan-
lagen. Aber auch die Kunst kom-
me mit dem von der gemeinnützi-
gen Sparkassenstiftung finanzier-
ten Kunstwerk der Künstlerin Pe-
tia Knebel im Innenhof und vier
Kunstinseln im hinteren Pausen-
hof nicht zu kurz. Das Schulzen-
trum unterstützt eine zeitge-
mäße Bildungs- und Erziehungs-
arbeit in optimaler Weise“, steht
für Landrat Roland Schwing fest.
„Ich freue mich über das groß-
artige Ergebnis langer Planun-
gen und Bauarbeiten“, betonte
Schwing. Wie alle anderen Red-
ner des Abends dankte auch er al-
len an der Planung und am Bau
Beteiligten, den Mitarbeitern der
Landkreisverwaltung sowie dem
Kreistag für die Bereitstellung der
finanziellen Mittel.

Nach der kirchlichen Segnung
zweier Holzkreuze durch Diakon
Wolfgang Schwaab und Pfarrer
Stefan Meyer, beide Religions-
lehrer im Schulzentrum, verglich
Anke Frese-Brammer (Architek-

turbüro Frese-Brammer + Bram-
mer) in einer emotionalen Rede
die Übergabe des Schulzentrums
mit Eltern, die ihr Kind loslassen
müssen, wenn es erwachsen ist.
„Für uns als Architekteneltern ist
heute dieser Tag“, sagte Frese-
Brammer gerührt. Sie übergab
symbolisch die Schlüssel der
Schule an Landrat Roland
Schwing, der diese an die Schul-
leiter Günther Siegel (Gymnasi-
um) und Johann Mertl (Realschu-
le) weiterreichte.

Der Zukunft angepasst

Ihre große Freude über den Ab-
schluss der Bauarbeiten brachten
auch die Schulleiter Günther Sie-
gel und Johann Mertl zum Aus-
druck. Die Pädagogen haben jah-
relang mit der gesamten Schulfa-
milie geduldig die Arbeiten ertra-
gen und sehen nun, welch Vorzei-
geobjekt das Schulzentrum ge-
worden ist. „Die Schule hat sich
der Zeit und der Zukunft ange-
passt“, befand Günther Siegel.
Für Johann Mertl war der Tag der
Übergabe „ein bewegender und
herausragender Tag.“ Im Schul-
zentrum herrsche „ein Ambiente
zum Wohlfühlen.“

Elsenfelds Bürgermeister Mat-
thias Luxem verstand die Millio-
nen-Investition als Beitrag zur nach-
haltigen Sicherung des Schul-
standorts. „Das Schulzentrum ist ein
wichtiges Bildungsangebot“, so Lu-
xem, der die Investition als „richtig
und wichtig“ bezeichnete. 
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Vorschau auf GZ 17
In unserer Ausgabe Nr. 17, die am 13. September 2012
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
 Kommunalfinanzen
 Umwelt- und Abfalltechnik
 Kommunalfahrzeuge . Dienstfahrzeuge
 Garten- und Landschaftsbau . Grünanlagen
 Kommunales Verkehrswesen . ÖPNV

Wissenschaftstag der Europäischen Metropolregion Nürnberg in Erlangen:

Stadt der Zukunft,
Zukunft der Regionen

Unter dem Motto „Stadt der Zukunft – Zukunft der Regionen“
trafen sich beim nunmehr 6. Wissenschaftstag der Europäischen
Metropolregion Nürnberg wissenschaftlich Interessierte in der
Hugenottenstadt Erlangen. Das vom Forum Wissenschaft aus-
gerichtete „wissenschaftliche Schaufenster“ der Metropolregion
versammelte erneut führende Akteure aus Wissenschaft, Wirt-
schaft, Politik, Bildung und Medien, um künftige Herausforde-
rungen aus Lebensbereichen der modernen Gesellschaft aufzu-
zeigen und Zukunftspotenziale zu diskutieren. Die Plattform
zum wissenschaftlichen Austausch stieß mit über 900 Teilneh-
mern auch heuer wieder auf enormes Interesse.

Als Gastgeber hießen in die-
sem Jahr die Stadt Erlangen und
die Friedrich-Alexander-Univer-
sität Erlangen-Nürnberg (FAU)
die Besucher willkommen.
FAU-Präsident Prof. Dr. Karl-
Dieter Grüske, gleichzeitig fach-
licher Sprecher des Forums Wis-
senschaft, eröffnete den Wissen-
schaftstag. Im Anschluss be-
grüßten der Ratsvorsitzende der
Metropolregion und Oberbür-
germeister der Stadt Erlangen,
Dr. Siegfried Balleis, und Innen-
minister Joachim Herrmann,
MdL, die Gäste. 

Aufbruchstimmung
in Erlangen

Wie OB Balleis feststellte, ist
der Aufbruch ins 21. Jahrhundert
in Erlangen mit Händen zu grei-
fen. Die Entwicklung eines voll-
ständig neuen Stadtteils, der Ar-
beiten, Forschen, Studieren,
Wohnen und Freizeit wieder
ganz nah zusammenbringt, der

Röthelheimpark, sei so etwas
wie „das Sinnbild dieser Auf-
bruchstimmung, die so gut zu
dieser Stadt passt“.

Zukunftsatlas

Erlangens Kreativität, Unter-
nehmerfleiß und Offenheit für
das Neue zahlten sich aus, so
Balleis. In Sachen Bürgerwohl-
stand, Arbeitsplätze und Zu-
kunftsperspektiven sah zuletzt
eine umfangreiche Analyse der
Zeitschrift „WirtschaftsWoche“
Erlangen auf Platz 1 unter den
100 einwohnerstärksten Städten
Deutschlands. Der Zukunftsatlas
des Schweizer Prognos-Instituts,
die Kaufkraftstudien der Gesell-
schaft für Konsumforschung und
andere Studien untermauerten
diese hervorragende Platzierung
regelmäßig.

Als Keynote-Speaker konnte
dieses Jahr Prof. Dr.-Ing. Sieg-
fried Russwurm gewonnen wer-
den. Das Siemens-Vorstandsmit-

glied zeigte „Perspektiven der
Industrie in einer vernetzten
Welt“ auf. Prominenter Gast aus
Brüssel war der EU-Kommissar
für Energie, Günther Oettinger,
der in seinem Vortrag einen Ein-
blick in die europäische Energie-
politik gab. 

Fünf Themenfelder

Nachmittags standen in simul-
tanen Panels fünf Themenfelder
zur Wahl: Künftige Formen der
Energienutzung und -speiche-
rung mit einem Seitenblick auf
die ethische Komponente des
Themas, Infrastruktur der Kom-
munikation, Medizintechnik, In-
tegration der Kulturen sowie Fi-
nanzwelt aus globaler und regio-
naler Perspektive. In anregenden
Impulsreferaten beleuchteten je-
weils vier Spezialisten aus Wis-
senschaft und Wirtschaft Teilas-
pekte der einzelnen Panels. 

Komunalfinanzen
im Spannungsfeld

Mit dem Thema „Kommunal-
finanzen im Spannungsfeld von
europäischem Fiskalpakt, Schul-
denbremse und Zukunftsinvesti-
tionen“ befasste sich Harald Rie-
del, Finanzreferent der Stadt
Nürnberg und Mitglied im Fi-
nanzausschuss des Bayerischen
Städtetags. Nach Riedels Dar-
stellung besteht das magische
Dreieck für den wirtschaftlichen
Erfolg und die Wachstumschan-
cen der Europäischen Metropol-
region Nürnberg aus gesunden
Unternehmen, guten Bildungs-
und Forschungsinstitutionen
(vom Kindergarten bis zum
Max-Planck-Institut) und lei-
stungsfähigen, finanzstarken
Kommunen mit hoher Lebens-

qualität. Der Beitrag von minde-
stens zwei dieser drei kommuni-
zierenden Röhren hänge an der
Leistungsfähigkeit der öffentli-
chen Haushalte in Europa, dem
Bund, Bayern und den Kommu-
nen selbst.

Unbefleckte Empfängnis

„Die unbefleckte Empfängnis
aus Haushaltskonsolidierung, Auf-
rechterhaltung guter öffentlicher
Dienstleistungen und Finanzie-
rung der Zukunftsinvestitionen ist
nur möglich durch eine sich über-
durchschnittlich stark entwickeln-
de Einnahmeseite“, bemerkte Rie-
del. Jeder Konjunktureinbruch las-
se das Dilemma neu auftreten. Die
Einhaltung von Fiskalpakt und
Schuldenbremse sowie eines lei-
stungsfähigen Beitrags zur Ent-
wicklung der Metropolregion sei
schwer gleichzeitig möglich.

Prof. Dr.-Ing. Heinz Gerhäuser
vom Fraunhofer-Institut für Inte-
grierte Schaltungen IIS Erlangen,
der sich mit „I&K als Schlüssel für
die Entwicklung ländlicher Räu-
me und Ansatz für Desurbanisie-
rung“ befasste, wies darauf hin,
dass für die Ballungszentren einer
Metropolregion ein gepflegtes und
lebendiges Umland einen wichti-
gen Standortfaktor darstellt (siehe
München).

I&K als Schlüssel
für die Entwicklung
ländlicher Räume 

Gerhäuser zufolge ist I&K für
Unternehmen in ländlichen Re-
gionen deshalb von Bedeutung,
weil der Geschäftsverkehr zu-
nehmend auf dem Internet ba-
siert, eine fehlende Breitband-
anbindung einen Wettbewerbs-
nachteil darstellt, Bestellunterla-
gen für Firmen (Kataloge) im-
mer häufiger nur noch als elek-
tronische Dokumente zur Verfü-
gung gestellt werden, die Wer-
bung mit Video-Angeboten hohe
Bandbreiten erfordert, Kunden
zu großen Online-Anbietern ab-
wandern und schließlich eine
lückenhafte Mobilfunkversor-
gung die Koordination von mo-

bilen Arbeitskräften (z. B. Er-
reichbarkeit auf Baustellen) er-
schwert. 

Über das Thema „Effiziente
Nutzung von Abwärme: Eine
Chance für die Region“ referier-
te Prof. Dr.-Ing. Dieter Brügge-
mann, Leiter des Zentrums für
Energietechnik (ZET) der Uni-
versität Bayreuth, Lehrstuhl für
Technische Thermodynamik und
Transportprozesse. Nach seinen
Worten senkt eine umfassendere
und effizientere Nutzung von
Abwärme unmittelbar den Ener-
gieverbrauch und die Energieko-
sten von Unternehmen. Die Ab-
wärmenutzung helfe somit, die
Wettbewerbsfähigkeit der Regi-
on zu sichern und zu steigern. 

Unternehmen profitieren

Forschungseinrichtungen in
der Region entwickelten unter
anderem Technologien zur Ab-
wärmenutzung weiter und pas-
sten sie an individuelle Rahmen-
bedingungen an, fuhr Dieter
Brüggemann fort. Unternehmen
könnten auf kurzem Wege vom
energietechnischen Know-how
und der Zusammenarbeit der en-
ergietechnischen Zentren profi-
tieren. DK

Bürgermeisterwahlen
in Bayern

Der neue Erste Bürgermeister
der Stadt Puchheim heißt Nor-
bert Seidl (SPD). Mit 56,3 Pro-
zent der abgegebenen gültigen
Stimmen ging er als Sieger aus
der Stichwahl hervor. Sein Ge-
genkandidat Harald Heitmeir
(CSU), der nach dem ersten
Wahlgang um 3,5 Prozent hinter
Seidl zurücklag, unterlag in der

Stichwahl mit einem Stim-
menanteil von 43,7 Prozent. Die
Wahlbeteiligung lag bei 39,7
Prozent. Der bisherige Bürger-
meister Herbert Kränzlein von
der SPD trat nach 24 Jahren
nicht mehr an. 

Schrobenhausen

Hingegen bleibt Karlheinz
Stephan (CSU) Rathauschef in
der oberbayerischen Spargel-
stadt Schrobenhausen. Bei der
Bürgermeisterwahl erhielt der
53-Jährige 51,0 Prozent der
Stimmen und damit auf Anhieb
die notwendige absolute Mehr-
heit. SPD-Kandidat Peter Mießl
musste sich mit 11,8 Prozent
begnügen, Rudi Koppold von
den Freien Wählern (FW) be-
kam 20,2 Prozent. Für Georg
Berger von der Vereinigung
ProSob stimmten 8,4 Prozent,
für Markus Kauderer von der
Initiative WVSOB 8,7 Prozent.
Die Wahlbeteiligung lag bei
54,2 Prozent.

Altdorf bei Landshut

Der 47-jährige CSU-Kandi-
dat Helmut Maier ist neuer Rat-
hauschef der Gemeinde Altdorf
bei Landshut. Der bisherige 2.
Bürgermeister gewann mit 60,1
Prozent der Stimmen überra-
schend deutlich gegen seinen
Kontrahenten Georg Wild
(SPD/Parteilose Wähler), der
bislang 3. Bürgermeister war
und 39,9 Prozent der Stimmen
auf sich vereinen konnte. Die
Wahlbeteiligung lag bei 58 Pro-
zent. DK
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